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I. 


Der Präventivkrieg und die Notwendigkeit 
deutscher Expansion. 

In dem Jahre nach der letzten Marokkokrisis ist die 
Stimmung nahezu Allgemeingut der deutschen Nation gewor¬ 
den, daß wir uns nur durch einen großen europäischen Krieg 
die Freiheit zu unsrer weltpolitischen Betätigung erkämpfen 
könnten. Namentlich hat das Buch des Generals Friedrich von 
Bemhardi: „Deutschland und der nächste Krieg“ dieser 
Stimmung Ausdruck gegeben und sie zugleich gefördert. So¬ 
wohl die Stellung seines Verfassers als sein literarischer Wert 
haben dem Buch weit über die Grenzen Deutschlands eine 
große Beachtung verschafft. Beides darf aber nicht darüber 
täuschen, daß die politischen Thesen des Generals, von einem 
Mangel an exaktem Studium der auswärtigen Politik und an 
politischem Augenmaß zeugen, was ihn zu irrigen Schlüssen füh¬ 
ren mußte, und geeignet ist, über die tatsächlichen Grundlagen 
und Ziele der deutschen Politik im Inlande das Urteil zu ver¬ 
wirren und im Auslande neue Mißverständnisse zu erwecken. 

Geht man dem Gedankengang der Bernhardischen Ausfüh¬ 
rungen nach, so kommt man zu dem Schluß, daß er letzten 
Endes empfiehlt, den gordischen Knoten zu durchhauen, mit 
anderen Worten: den Krieg, wenn anders er unvermeidlich er¬ 
schiene, als Präventivkrieg zu führen. 

Wer sich berufen fühlt, der deutschen Nation einen Prä¬ 
ventivkrieg zu empfehlen, wird sich vor allem mit Bismarck 
auseinandersetzen müssen. General von Bemhardi kennt Bis¬ 
marcks Äußerungen über Präventivkriege; gleichwohl hält er 
sich zu dem Zweifel berechtigt, ob Bismarck das, was, er ge- 
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sagt, wirklich im Ernst gemeint hätte; und er glaubt, einen 
iWiderspruch zwischen Bismarcks Worten und Taten finden 
zu können.!) Aber falls der General wirklich die Kriege von 
1864, 1866 und 1870 als Präventivkriege ansprechen sollte, so 
würde er sich ohne Zweifel in Widerspruch zu dem Empfinden 
und dem Urteil der gesamten deutschen Nation setzen. Alle 
jene Kriege waren uns nach dem Worte Bismarcks „aufge¬ 
zwungen.“ Alle Äußerungen, die Bismarck über dies Thema 
getan hat, sind ein energischer und überzeugter Protest gegen 
Präventivkriege. Es empfiehlt sich, einige dieser Äußerungen 
wiederzugeben. 

Am 0. Februar 1876 sagte der Reichskanzler im Reichs¬ 
tage, als der Alarmartikel der „Post“ „Krieg in Sicht“ zur 
Sprache kam, folgendes: „Ich habe den Artikel nicht getadelt, 
denn ich finde, wenn man das Gefühl hat, daß in irgend einem 
Lande eine Minorität zum Kriege treibt, dann soll man recht 
laut schreien, damit die Majorität aufmerksam gemacht wird; 
denn die Majorität hat gewöhnlich keine Neigung zum Kriege, 
der Krieg wird durch Minoritäten, oder, in absoluten Staaten, 
durch Beherrscher oder Kabinette entzündet . . . Dann aber 
denken Sie sich, meine Herren, meine Lage, wenn ich vor 
einem Jahre hier vor Sie getreten wäre, und hätte nun ähnlich 
wie !anno 1870, wo wir von Frankreich angegriffen ■ worden. 
Ihnen auseinandergesetzt: Meine Herren, wir müssen Krieg 
führen, ich weiß Ihnen eigentlich einen ganz bestimmten Grund 
dafür nicht anzugeben, wir sind nicht angegriffen und nicht 
beleidigt, aber die Situation ist gefährlich, wir haben mehrere 
mächtige Armeen zu Nachbarn, die französische Armee reorga¬ 
nisiert sich in einer Weise, die in der Tat beunruhigend ist, 
ich verlange von Ihnen eine Anleihe von 200 Millionen Talern 
oder 500 Millionen Mark, um zu rüsten. Würden Sie da nicht 
sehr geneigt gewesen sein, zunächst nach dem Arzte zu schicken 
und untersuchen zu lassen, wie ich dazu käme, daß ich nach 
meiner langen politischen Erfahrung die kolossale Dummheit 
begehen konnte, so vor Sie zu treten und zu sagen: Es ist 
möglich, daß wir in einigen Jahren einmal angegriffen werden, 
damit wir dem nun zuvorzukommen, fallen wir rasch über 

1) Bernhardi, Deutschland und der nächste Krieg. S. 35. 
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unsere Nachbarn her und hauen sie zusammen, ehe sie sich 
vollständig erholen können — gewissermaßen Selbstmord aus 
Besorgnis vor dem Tode, und das inmitten einer ganz behag¬ 
lichen ruhigen Stellung, wo kein Mensch gewußt hätte, was 
eigentlich für ein cäsus belli vorliegen könnte.“^) 

Nach seiner Entlassung, am 24. und 25. April 1890, emp¬ 
fing Bismarck einen Mitarbeiter des Pariser „Matin“. Da 
dessen Bericht über seine Unterredung mit dem Fürsten in 
den „Hamburger Nachrichten“ (vom 20. Mai) ohne Kritik 
wiedergegeben wurde, so ist der Schluß zwingend, daß Bis¬ 
marck an dem Bericht nichts auszusetzen hatte. Bismarck 
hatte danach zu dem französischen Journalisten unter anderem 
folgendes gesagt: „Deutschland wird niemals, hören Sie 
wohl: niemals Frankreich angreifen,' es wird auch Frankreich 
niemals zum Angriff reizen, niemals weder direkt noch in¬ 
direkt einen Vorwand zum Kriege suchen. Wir werden Sie 
nicht angreifen, denn wenn wir es auch wollten, so könnten wir 
es nicht; unsere Verfassung verbietet es, Landwehr und Land¬ 
sturm zu einem Offensivkrieg zu verwenden. Wenn wir die 
Verfassung verletzen würden, um über Frankreich herzufallen, 
so würde unser Volk die Waffen, die wir ihm in die Hand 
geben, gegen die Regierung kehren. Das deutsche Volk ist 
ebenso friedlich wie patriotisch. Es wird den letzten Bluts¬ 
tropfen für sein Vaterland hergeben, aber wehe dem, der es 
aus seiner Arbeit und Ruhe in einen Eroberungskrieg ziehen 
würde.“3) 

Am 9. Juli 1892 sagte Bismarck in Jena: „Diese Kriege 
(von 1864, 1866 und 1870) waren notwendig; nachdem sie 
aber geführt waren, halte ich es für nicht nötig, daß wir iweitere 
Kriege führen. Wir haben in ihnen nichts zu erstreben. Ich 
halte es für frivol oder ungeschickt, wenn wir 
uns in weitere Kriege hineinziehen lassen, ohne 
durch fremde Angriffe dazu gezwungen zu wer¬ 
den. Dann allerdings werden wir auch in der Mitte von 
Europa unseren Nachbarn, auch wenn sie sich verbinden, ge¬ 
wachsen sein, aber nur defensiv. Aggressive Kabinettskriege 

2) Bismarcks Reden (Ausgabe von Horst Kohl) VI 342—43. 

ä) Penzler, Bismarck nach seiner Entlassung. I 32. 
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können wir nicht führen. Jede Nation, die in der Lage ist, 
sich zu einem Kabinettskrieg zwingen zu lassen, hat nicht die 
richtige Verfassung. Ein Krieg, auch ein siegreicher, hat für 
die Nation keine wohltuenden Folgen.“*) 

Die Stelle in den „Gedanken und Erinnerungen“ (II 93), 
die Bernhardi zitiert, lautet in ihrem Zusammenhänge folgen¬ 
dermaßen: „Unbequem wurde sie (die Kampflust Moltkes) 
imir 1867 in der Luxemburger Frage, 1875 undnSpäter angesichts 
der Erwägung, ob es sich empfehle, einen Krieg, der uns früher 
oder später wahrscheinlich bevorstand, anticipando herbeizu¬ 
führen, bevor der Gegner zu besserer Rüstung gelange. Ich 
bin der bejahenden Theorie nicht blos' zur Luxemburger Zeit, 
sondern auch später, 20 Jahre lang, stets entgegengetreten in 
der Überzeugung, daß auch siegreiche Kriege nur dann, wenn 
sie äufgezwungen sind, verantwortet werden können, ipid daß 
man der Vorsehung nicht so in die Karten sehen kann, um der 
geschichtlichen Entwicklung nach eigener Berechnung vorzu¬ 
greifen. Es ist natürlich, daß in dem Generalstabe der Armee 
nicht nur jüngere strebsame Offiziere, sondern auch erfahrene 
Strategen das Bedürfnis haben, die Tüchtigkeit der von ihnen 
geleiteten Truppen und die eigene Befähigung zu dieser Lei¬ 
tung zu verwerten und in der Geschichte zur Anschauutig zu 
bringen. Es wäre zu bedauern, wenn diese Wirkung kriege¬ 
rischen Geistes in der Armee nicht stattfände; die Aufgabe, 
das Ergebnis derselben in Schranken zu halten, auf welche 
das Friedensbedürfnis der Völker berechtigten Anspruch hat, 
liegt den politischen, nicht den militärischen Spitzen des Staates 
ob. Daß sich der Generalstab und sein Chef zur Zeit der 
Luxemburger Frage, während der von Gortschakow und 
Frankreich fingierten Krisis von 1875 und bis in die neueste 
Zeit hinein zur Gefährdung des Friedens haben verleiten lassen, 
liegt in dem notwendigen Geiste der Institution, den ich nicht 
missen möchte, und wird gefährlich nur unter einem Monarchen, 
dessen Politik das Augenmaß und die Widerstandsfähigkeit gegen 
einseitige und verfassungsmäßig unberechtigte Einflüsse fehlt.“ 
Jenen ganzen Vorstellungen von der Notwendigkeit und Un¬ 
vermeidlichkeit eines europäischen Krieges liegt nun die Über- 


4) Penzler IV 123. 
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Zeugung zu Grunde, daß Deutschland eine Expansionspolitik 
dringend brauche, um seine nationalen Kräfte voll entwickeln 
zu können. Aber,wenn die Notwendigkeit einer solchen Politik 
in Deutschland jetzt wohl allgemein anerkannt ist, so sucht 
man in der politischen Literatur vergebens, nach Aufklärung, 
welches ihre Ziele sind oder sein sollten. 

Ein bekannter Schriftsteller, der selbst voller imperiali¬ 
stischer Ideale ist, Arthur Dix, sagt rund heraus,: „Wenn w'ir 
uns ehrlich prüfen, dann werden wir zu der Überzeugung ge¬ 
langen müssen, daß' überhaupt noch' keine klaren, greifbaren 
und erreichbaren Ziele des deutschen Imperialismus aufge¬ 
steckt sind.“5) 

Dagegen stehen die allgemeinen Grundlagen einer deut¬ 
schen Expansionspolitik fest. Falls wirklich noch Meinungs¬ 
verschiedenheiten bestehen sollten, so sind doch die Tatsachen 
so einfach und reden eine so deutliche Sprache, daß ihre 
bloße Zusammenstellung überzeugen muß. Unsre Bevölke¬ 
rungszunahme beträgt nodi immer 800—900 000 pro Jahr, 
also etwa so viel wie die Bevölkerungszunahme Großbritan¬ 
niens und Irlands, Österreich-Ungarns und Italiens, — und man 
könnte noch Frankreich hinzurechnen — zusammen genom¬ 
men. In letzter Zelt macht sich allerdings eine gewisse Ver¬ 
langsamung in unsrer Volksvermehrung geltend, die sie indeß 
schwerlich in nächster Zeit wesentlich beeinträchtigen dürfte. 
Dieser mächtigen Bevölkerungszunahme steht eine äußerst ge¬ 
ringe Auswanderung gegenüber. Wir haben in früheren Jahren, 
als unsre Bevölkerung erheblich geringer war, eine weit stär¬ 
kere Auswanderung gehabt. Sie betrug im Jahre 1882, als das 
deutsche Reich eine Bevölkerung von 45 Millionen Einwohner 
zählte, über 220 OÖO, und 1891 bei einer Gesamtbevölkerung 
von 49 Millionen über 120 000. In jener Zeit, als wir eine 
starke ländliche Auswanderung namentlich an Amerika abga- 
ben, herrschte in Deutschland der Wunsch, eigne Siedelungs¬ 
kolonien zu erwerben, um diese Auswanderung unserm Volks¬ 
tum zu erhalten. Heute besitzen wir aber gar nicht mehr 
das Auswanderungsmaterial, um Kolonien wirklich besiedeln 
zu können. Schon in den 90er Jahren begann unsre Auswan- 

®) Dix, Deutscher Imperialismus, Leipzig 1912. S. 15. 
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derung rasch zurückzugehen. Im Jahre 1894 betrug sie nur 
noch 40964. Im Durchschnitt des Jahrzehnts 1901—1910 be¬ 
trug sie etwa 26 000 pro Jahr, während unsre Bevölkerung 
auf 65 Millionen gestiegen ist. 

Es liegt nahe, die Auswanderung aus Großbritannien und 
Irland damit zu vergleichen. Wir dürfen hier indes nicht die 
Auswanderungsziffern allein in Betracht ziehen, denn der Aus¬ 
wanderung britischer Nationalität aus Großbritannien und Ir¬ 
land steht eine nicht unbeträchtliche britische Rückwanderung 
in das Vereinigte Königreich gegenüber, die den Bevölkerungs¬ 
verlust der Auswanderung abschwächt. Aber selbst, wenn wir 
die Ziffern der Rückwanderung von den Ziffern der Aus¬ 
wanderung abziehen, so beträgt die Auswanderung im Durch¬ 
schnitt des Jahrzehnts 1901—1910 jährlich etwa 158 000. Ver¬ 
gleicht man ferner die englischen und deutschen Ziffern der 
einzelnen Jahre miteinander, so ergibt sich, daß die deutsche 
-Auswanderung im Wesentlichen stationär geblieben ist, während 
die englische eine steigende Tendenz aufweist. Es, betrug 

die deutsche Auswanderung die englische Auswanderung 

1901 . . . . . . 22,073 . 72,016 


1902 . 32,098 ..... 101,547 

1903 . ... . . 36,310 . 147,036 

1904 . . . . , . 27,984 . 126,854 

1905 . . . . . . 28,075 . 139,365 

1906 . ..... 31,074 . 194,671 

1907 . . . . . . 31,696 . 235,092 

1908 . 19,883 ..... 191,156 

1909 . 24,921 ..... 139,693 

1910 ...... 25,531 ..... 233,709 


Sowohl England als Deutschland haben sodann eine E i n - 
.Wanderung von Ausländern. Die Gesamtzahl der Aus¬ 
länder im Vereinigten Königreich betrug im Jahre 1901: 286.925, 
.und die Zunahme beträgt jährlich etwa 6000—7000. Die Ziffern 
■der Volkszählung von 1911 liegen noch nicht vollständig vor; 
aber die heutige Gesamtzahl der Ausländer in Großbritannien 
und Irland dürfte sich jedenfalls unter 350 000 halten. Dagegen 
leben in Deutschland anderthalb Millionen Ausländer, die etwa 















zur Hälfte in der Industrie und zur Hälfte in der Landwirtschaft 
beschäftigt sind. 

Unsere Lage ist demnach die, daß unsere Volkszahl wächst, 
daß unsere Auswanderung geringfügig ist, und daß wir 
daneben eine beträchtliche Einwanderung besitzen. Vor 20 
Jahren sagte Caprivi: „Wir müssen entweder Waren ausfüh¬ 
ren oder Menschen.“ Heute führen wir Waren aus und Men¬ 
schen ein. Der ungeahnte wirtschaftliche Aufschwung, den 
Deutschland in den letzten anderthalb Jahrzehnten genommen 
hat, ermöglicht uns, heute etwa 20 Millionen Menschen mehr 
zu ernähren als vor 20 Jahren. Dabei haben wir noch keines¬ 
wegs die Bevölkerungsdichtigkeit Englands oder Belgiens er? 
reicht, und für einen beträchtlichen Teil des agrarischen 
Deutschlands wäre eine Zunahme der Bevölkerung dringend 
wünschenswert. Was unsre Auswanderung anbetrifft, so fehlt 
es gerade an dem Element, mit dem man Siedlungskolonien 
über See aufbauen könnte, nämlich an der landwirtschaftlichen 
Klasse. Die Landleute, die zur Auswanderung geneigt sind, 
finden neue Heimstätten in den östlichen Provinzen Preu¬ 
ßens oder auch in unseren afrikanischen Kolonien. Infolge 
der Abwanderung vom Lande in die Städte leidet unsere Land¬ 
wirtschaft an einem empfindlichen Mangel an Arbeitskräften, 
so daß sie große Massen ländlicher Kolonisten für übersee¬ 
ische Gebiete gar nicht mehr abgeben könnte. 

Wir dürfen also nicht nach dem Erwerb von reinen Sied¬ 
lungskolonien streben, wo die landwirtschaftliche Produktion 
und die mittelgroße Farm überwiegt, wie auf dem Präriegebiet 
der Vereinigten Staaten und Kanadas, denn wir haben keinen 
Überfluß an geeignetem Menschenmaterial, um solche Bauern¬ 
kolonien zu besiedeln. Außerdem sind alle Gebiete in den 
übrigen Kontinenten, die sich für die landwirtschaftliche Sied¬ 
lung von Nordeuropäern eigneten, in festem und dauerhaftem 
Besitz. Australien, Kanada und Südafrika sind britisch; Ma¬ 
rokko ist ein französisches Protektorat geworden; in Süd¬ 
amerika verwehrt uns die Monroe-Doktrin eigene Kolonien 
zu erwerben, und unsere Auswanderung nach Brasilien und 
Argentinien geht aller Voraussicht nach unserem Volkstum 
verloren. 
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Wenn unser gewaltiger Aufschwung in Handel, Industrie 
und Schiffahrt die Arbeitsgelegenheiten im Deutschen Reich 
so vermehrt hat, daß es heute 20 Millionen Menschen mehr 
ernähren kann als vor 20 Jahren, so ist doch in vielen Be¬ 
rufen namentlich des Mittelstandes die Konkurrenz sehr groß, 
und der Ellbogenraum recht eng geworden. Vor kurzem warnte 
die „Magdeburgische Zeitung“ vor dem juristischen Studium, 
da unter den jetzigen Verhältnissen ein Jurist erst etwa mit 
32 Jahren darauf rechnen könnte, wirtschaftlich selbständig zu 
werden. Während es das Normale wäre, daß junge Leute 
mit 23, spätestens mit 25 Jahren auf eigenen Füßen ständen, 
erreicht in vielen Berufen die Mehrzahl dies Ziel erst etwa 
im Alter von 30 Jahren, und darf erst erheblich später an die 
Gründung eigener Familien denken, ln verantwortliche Stellun¬ 
gen vollends gelangt man gemeinhin erst, wenn nlan die Elas¬ 
tizität der Jugend nicht mehr besitzt. Das ist ein wahrer Krebs¬ 
schaden im sozialen Leben unseres Mittelstandes, und viel 
von der Unzufriedenheit und Verdrossenheit, der man in diesen 
Kreisen begegnet, und die sich gern ein politisches Mäntel¬ 
chen umhängt, ist ganz wesentlich auf jene wirtschaftlichen 
Verhältnisse zurückzuführen. 

Die Überfüllung, die in vielen Berufen herrscht, drängt 
einen Bruchteil zur Auswanderung. Es ist bezeichnend, daß 
Heute der wirtschaftlich wichtigste Teil unserer Auswanderung 
aus dem Mittelstände kommt. Nur ein kleiner Teil davon 
geht in unsere Kolonien. Wir haben unsere Kolonien lange 
brach liegen lassen; seitdem es mit ihrer Entwicklung vorwärts 
geht, sind sie imstande, eine freilich noch recht bescheidene 
Anzahl unserer auswanderungsbereiten Landwirte und Pflan¬ 
zer, Kaufleute, Ingenieure und Techniker, Ärzte und Apo¬ 
theker, Geistlichen und Beamten aufzunehmen. Deren Zahl wird 
sich in dem Maße vermehren, als wir uns entschließen, die not¬ 
wendigen Mittel für die wirtschaftliche Erschließung und Entwick¬ 
lung unsrer Kolonien bereit zu stellen. Paul Rohrbach sagt 
in 'seiner Schrift: „Der deutsche Gedanke in der Welt“: Deutsch¬ 
afrika könnte „freilich in einer Zeit, die wir heute nicht mehr 
erleben werden“, ein oder zwei Millionen deutscher Einwoh¬ 
ner zählen. Wir glauben, daß diese Schätzung keineswegs 
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übertrieben ist, und wir halten es auch gar nicht für ausge¬ 
schlossen, daß unsere Generation diese Entwicklung noch erleben 
könnte. Freilich sind unsere jetzigen Kolonien viel zu klein, 
als daß sie uns auch nur annähernd das bieten könnten, was 
England an seinen Kolonien und an Indien hat. 

Der größte Teil unsrer Auswanderung geht noch immer 
ins Ausland. Die nationale Widerstandskraft unserer heutigen 
Auswanderer ist bei weitem stärker als in den Tagen unserer 
Väter und Großväter, und heutzutage halten die deutschen 
Kolonien im Auslande an ihrem Volkstum mit ungleich größe¬ 
rer Zähigkeit fest. Gleichwohl wird, zumal in den Ländern, 
wo die englische Sprache herrscht, häufig schon die zweite 
lund ziemlich 'sidher die dritte Generation entnationalisiert. Im¬ 
merhin gehen auch diese entnationalisierten Elemente der Na¬ 
tion nicht notwendig ganz verloren, denn sie bleiben zum 
guten Teil die Vermittler unseres Handels mit dem Auslande, 
und nicht zu unterschätzende Bindeglieder in unsem freund¬ 
schaftlichen Beziehungen zu den anderen Nationen. 

Unter den jetzigen Verhältnissen zerstreut sich die Aus,- 
wanderung unseres Mittelstandes über die ganze Welt. Wenn 
der deutscli'e Kaufmann in allen Ländern und auf allen Kon¬ 
tinenten anzutreffen ist, so liegt das in der Natur seines Be¬ 
rufs, und iebenso in den wirtschaftlicihen Bedürfnissen der Na¬ 
tion. Aber was von dem Kaufmann gilt, gilt nicht notwendig 
auch von den Vertretern anderer Berufe, die sich in den Dienst 
fremder Nationen stellen und sich an der wirtschaftlichen Er¬ 
schließung und Entwicklung fremder Länder mit jüngerer oder 
zurückgebliebener Kultur betätigen. Ebensowenig gilt es von 
dem deutschen Kapital, das ins Ausland geht, um sich denselben 
Zwecken zu widmen. Die Summe von Intelligenz, Bildung 
und Energie, die dieser Teil unserer Auswanderung repräsen¬ 
tiert, und ebenso jener Teil des auswandernden Kapitals kommt 
unserer Nation gar nicht oder doch nur sehr indirekt zugute. 
Wenn deutsche Ingenieure den Südamerikanern Eisenbahnen, 
Straßen und Brücken bauen, so hat die deutsche Nation — ab¬ 
gesehen von den Lieferungen, die dabei unserer Industrie zu¬ 
fallen — ebensowenig direkten Nutzen davon, als wenn deut¬ 
sche Landwirte die Prärien der Vereinigten Staaten oder Ka- 
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nadas bebauen. Dagegen würde der eigene Besitz bedeutender 
Kolonialgebiete all jenen Kräften die Gelegenheit für eine loh¬ 
nende Betätigung bieten, die direkt für unsere Nation selbst 
fruchtbar würde. Nicht anders verhält es sich mit dem: deutschen 
Kapital, das derartige Unternehmungen im Ausland ermöglicht. 
Ohnehin ist der Kapitalreichtum Deutschlands längst nicht so 
groß, daß eine derartige Zersplitterung wünschenswert erschei¬ 
nen könnte. Vielmehr ist eine entschiedene Konzentration un¬ 
seres Kapitals von Nöten. Das deutsche Kapital, das in Süd¬ 
amerika Bahnen baut, geht uns für die Entwicklung unserer 
eigenen Kolonien verloren.®) 

In kaufmännischen Kreisen wird man vermutlich diese 
Auffassung als beschränkt, und als im Widerspruch mit dem 
kosmopolitischen Charakter des Kapitals stehend ansehen. Man 
wird geltend machen, daß das Kapital ganz von selbst dort¬ 
hin fließt, wo sich ein guter und sicherer Gewinn bietet. Allein 
das Hin- und Herströmen des Kapitals vollzieht sich nicht me¬ 
chanisch oder automatisch; es wird von Menschen, von be¬ 
stimmten Individuen geleitet, und von deren Kenntnissen und 
von deren vielfach subjektivem Urteil hängt die Entscheidung 
ab, wohin es geht. Welcher Unterschied bestand in der An- 
lagefähigkeit und Anlagewürdigkeit der deutschen Kolonien 


®) Denselben Standpunkt vertritt Gallus in einem Artikel der 
Deutschen Kolonialztg. Nr. 12 (1913) über das Deutsch-Südamerikanische 
Institut. Gallus schreibt u. a.: 

„Die Gründung ist anscheinend im Einverständnis und im Zusammen¬ 
wirken mit dem Deutsch-Argentinischen Zentralverband sowie der Deutsch- 
Südamerikanischen Gesellschaft in Berlin erfolgt- So erfreulich ja an und 
für sich diese Neugründung ist, so muß von kolonialer Seite immer wieder 
darauf verwiesen werden, daß in unseren Kolonien dem deutschen Handel 
und jeder deutschen Betätigung noch ein weites Feld der Arbeit offen¬ 
steht, und wie wichtig es wäre, wenn man sich in den Kreiserj 
unserer Industrie, unseres Handels, unserer Wissenschaft ebenso ein¬ 
gehend mit der Stärkung unserer Beziehungen zu dem deutschen Kolonial¬ 
besitze und ihrer Nachbargebiete beschäftigte. Sieht man die Handels¬ 
statistik unserer Kolonien durch, so fällt eine Anzahl von Einfuhrerzeug¬ 
nissen ins Auge,- die sehr wohl auch aus Deutschland bezogen werden 
könnten, andererseits ist auffallend, daß ein recht beträchtlicher Teil 
unserer kolonialen Erzeugnisse von anderen Ländern oft genug zu höheren 
Preisen als auf dem deutschen Markte aufgenommen wird. Da, wie be¬ 
reits in Nr. 5 der „Kolonialzeitung“ durch Herrn Konsul Singelmann dar¬ 
gelegt wurde, das deutsche Kapital unseren kolonialen Unternehmungen 
gegenüber und in denen unserer Interessengebiete schon sek längerer 
Zeit — nicht erst jetzt, in einer Zeit der Geldnot — überaus zurückhaltend 
ist, sö erscheint hier ein Wandel recht wünschenswert.“ 
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vor und nach dem Jahr 1907? Offenbar gar keiner; und wenn 
sich nach diesem Jahr ein Teil des deutschen Kapitals für 
die Kolonien zu interessieren begann, so war das lediglich der 
Aufklärungsarbeit Dernburg’s zu danken. Im übrigen wird 
selbst in dem kapitalreichen England dieselbe Frage erörtert, 
und nicht wenige Imperialisten befürworten bei Kapitalanla¬ 
gen nachdrücklich die Bevorzugung der britischen Kolonien 
vor dem Ausland. 

Ferner wird in einflußreichen kaufmännischen und Finanz¬ 
kreisen geltend gemacht, daß unsere weltwirtschaftlichen In¬ 
teressen nichts weiter verlangten, als eine Erweiterung un¬ 
serer Märkte. „Unabhängige Einkaufsmärkte für unsere Be¬ 
dürfnisse, und unabhängige Absatzmärkte für unsere Produkte 
— Märkte, an denen wir zu gleichem Recht mit allen anderen, 
ohne Vorzug, aber auch ohne Benachteiligung verkehren kön¬ 
nen, das ist alles, was wir brauchen.“ (Frankfurter Zeitung 
vom 27. 9. 1912). Niemand wird die Bedeutung der interna¬ 
tionalen Märkte für unsere Volkswirtschaft unterschätzen, öder 
die Bedeutung der Politik der ,Offenen TüF, die uns solche 
Märkte sichern soll, irgendwie herabsetzen wollen. Allein unsre 
Nation bedarf einer Ergänzung jener Märkte in der Weise, 
daß sich die — nicht rein kaufmännische — wirtschaftliche 
Energie und Uftternehmungslust unseres Mittelstandes-und un¬ 
seres Kapitals in der Entwicklung rückständiger, aber entwick¬ 
lungsfähiger Länder in einer Weise betätigen kann, die die 
Früchte ihrer Arbeit der Nation direkt zugute kommen läßt. 
Solche zurückgebliebenen Länder sind eben die, die uns einen 
großen Teil unserer Rohstoffe liefern können. Die natür¬ 
lichen Bedürfnisse unserer Auswanderung und die Bedürfnisse 
unserer industriellen Produktion nach dem sicheren und unab¬ 
hängigen iBezug der notwendigen Rohstoffe vereinigen sich so¬ 
mit auf dasselbe Ziel. Wir haben kein Bedürfnis nach Siedlungs¬ 
kolonien. Wohl aber haben wir ein starkes Bedürfnis nach 
einer unabhängigen kolonisatorischen Betätigung in Gebieten, 
die einen großen Teil der Rohprodukte für unsere Industrie lie¬ 
fern könnten, und wo unsere Landsleute nicht die niedere Ar¬ 
beit verrichteten, sondern wo ihnen die Organisation der Arbeit 
und die Leitung der wirtschäftlichen Unternehmungen zufiele. 




II. 


Expansionspolitik und auswärtige Politik. 

Unsere Bündnisse. 

Jede Expansionspolitik hängt von zwei Voraussetzungen 
ab. Erstens davon, ob der betreffende Staat in militärischer 
und maritimer Hinsicht das notwendige Maß nationaler Kraft 
besitzt, um ein solches Unternehmen durchführen zu können, 
ohne seine Stellung daheim zu gefährden; und zweitens davon, 
ob die internationale Lage sie ihm gestattet. 

Die erste Frage wird sich besser beantworten lassen, wenn 
wir konkrete Fälle der deutschen Expansionspolitik behandeln. 
Denn was in dieser Hinsicht von Unternehmungen in einem 
Weltteil gelten mag, trifft nicht ohne weiteres für einen anderen 
Weltteil zu. Aber allgemein gesprochen, hat Deutschland keine 
Ursache, seiner Leistungsfähigkeit zu mißtrauen. Bismarck hat 
seine afrikanische Politik gemacht — und zwar gegen England 
gemacht, ohne sie mit einer Flottenrüstung unterstützen zu 
können, die gegen die englische ernstlich in Betracht gekommen 
wäre. Frankreich hat nur ein Jahrzehnt nach den schweren 
Niederlagen des deutschen Krieges eine umfassende Kolonial- 
und Weltpolitik eröffnet. Zunächst bemächtigte es sich Tu¬ 
nesiens; wenige Jahre später setzte es sich in Indo-China, 
in Madagaskar und im inneren Afrika fest; schließlich unter¬ 
nahm es sogar, im Gegensatz zu uns, den Siegern von 1870, 
Marokko zu erwerben. Angesichts dieser geschichtlichen Tat¬ 
sachen können wir nicht glauben, daß wir, die am stärksten 
gerüstete Nation Europas, aus Zweifelsucht und Kleinmut dar¬ 
auf verzichten wollten, eine Expansionspolitik durchzuführen, 
von deren Notwendigkeit wir überzeugt sind, und die wir 
seit mehr als einem Jahrzehnt aller Welt verkündet haben. 
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Selbstverständlich bedürfen alle derartigen Unterneh¬ 
mungen der genauesten politischen Berechnung. Das Ziel einer 
weisen Expansionspolitik wird stets sein, gegen ein locus minoris 
resistentiae zu operieren. Wir müssen nicht nach Zielen streben 
wollen, deren Verfolgung uns eine Koalition der mächtigsten 
europäischen Staaten auf den Hals ziehen würde. Andrerseits 
wäre es eine falsche Analogie, an die Kolonialkriege des 
17. und 18. Jahrhunderts zu denken und zu glauben, daß ko¬ 
loniale Besitzungen nur durch Kampf erworben werden könnten. 
Wir müssen unser Augenmerk vielmehr auf die Geschichte der 
kolonialen Erwerbungen der Neuzeit richten, von denen die 
meisten ohne einen europäischen Krieg, und von denen viele 
ohne ernsthafte europäische Krisen heimgebracht worden sind. 

Nicht der Krieg, sondern die Diplomatie muß das 
Mittel sein, eine erfolgreiche und zugleich mög¬ 
lichst gefahrlose Expansionspolitik zu führen. 

Einige Beispiele werden dies veranschaulichen. Besonders 
lehrreich ist es, wie sicher Bismarck ging, als. er seine 
afrikanische Politik gegen England einleitete. Eng¬ 
land, dessen auswärtige Politik damals von Lord Granville ge¬ 
leitet wurde, suchte die kolonialen Ansprüche Deutschlands 
pi bekämpfen, und zwar mit Gründen, die wir nicht als stich¬ 
haltig und berechtigt anerkennen konnten. Als Bismarck sich 
entschloß, dieser englischen Politik entgegenzutreten, war die 
Lage Deutschlands folgende. Der Dreibund schützte uns gegen 
Angriffe von Rußland und Frankreich. Rußland, das der Ver¬ 
lauf des Berliner Kongresses uns, entfremdet hatte, war wieder 
eingeschwenkt und hatte von Neuem den Dreikaiserbund ge¬ 
schlossen, den die Entrevue der drei Kais,er in Skierne- 
vice besiegelt hätte. Selbst mit Frankreich hatte Bismarck ein 
Einverständnis erzielt. Frankreich, das sich kolonialpolitisch 
stark engagiert hatte, besaß dadurch eine ganze Reihe von 
Reibungsflächen mit England, vor allem in Egypten. Rußland 
wiederum stand vor der Möglichkeit eines baldigen Zusammen¬ 
stoßes mit England an der afganischen Grenze. England war 
also nicht in der Lage, eine einzige europäische Großmacht 
gegen Deutschland mobil zu machen. Bismarck’s Politik in 
dieser Lage war folgende. Er drohte England nicht; er suchte 


16 


ailcW nicht eine festländische Koalition gegen England zu¬ 
stande zu bringen; er verfocht lediglich seine kolonialpolitischen 
Ansprüche und wies, darauf hin, daß, wenn England diese 
nicht anerkennen wollte, Deutschland es sich überlegen müßte, 
ob es England in Egypten weiter unterstützen könnte. Dies 
Argument war so zwingend, daß England nachgab; und Bis¬ 
marcks Politik hatte so wenig zur Folge, England mit Deutsch¬ 
land zu verfeinden, daß Lord Oranville, der bisher ganz nach 
Frankreich hin geneigt hatte, für den Rest seiner Amtsverwal- 
fung auf die deutsche Seite einschwenkte. 

Die Geschichte der französischen Kolonial¬ 
politik ist nicht weniger lehrreich. Als Frankreich nach 
Tunis ging, hatte es die Zustimmung Englands, in der Tasche. 
Deutschland'war desinteressiert, und der einzige Gegner war 
Italien, das aber in seiner selbstverschuldeten Isolierung nicht 
wagen konnte, Widerstand zu leisten. 

In der F a s cho d a - F r a g e zog Frankreich den Kürzeren. 
Da das verbündete Rußland seinen Blick nach' Osten gerichtet, 
und Deutschland im Herbst 1898 ein kolonialpolitisches Ab¬ 
kommen mit England geschlossen hatte, so war Frankreich auf 
dem Kontinent isoliert. Dabei verfolgte es die unweise Politik, 
England auf einem Felde entgegenzutreten, wo es wissen mußte, 
daß sehr vitale britische Interessen auf dem Spiele standen. 
Das Schluß ergebnis war unvermeidlich und es hätte sich leicht 
voraussehen lassen. 

In der Marokkofrage versuchte Delcasse zuerst, sein 
Ziel im Gegensatz zu England zu erreichen. Er glaubte, 
Marokko für Frankreich erwerben zu können, wenn er sich 
mit Italien und Spanien allein verständigte. Wenn er, wie 
man gesagt hat, sich damals auch mit Deutschland verständigen 
wollte, so ist das jedenfalls nicht zur Ausführung gekommen. 
Sein Plan mußte scheitern, weil Frankreichs Stellung gegenüber 
England zu schwach war. Die Zustimmung Italiens war rein 
negativ; d. h. Italien ließ Frankreich freie Hand in Marokko, 
gegen das Zugeständnis, daß Frankreich ihm selbst freie Hand 
in Tripolis ließe. Spanien wurde eine Vergrößerung seines 
Gebiets in Marokko versprochen; allein die spanische Regierung 
riskierte eine solche Vereinbarung nicht ohne die Zustimmung 
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Englands, und sie ratifizierte den Vertragsentwurf nicht. Dar¬ 
auf versuchte Delcasse, das Protektorat über Marokko in Über¬ 
einstimmung mit den Mittelmeermächten und England, aber 
gegen Deutschland, zu erreichen. Die natürliche Folge war 
eine energische Opposition Deutschlands. Die Franzosen selbst 
erkannten den Grundfehler dieser Politik und stürzten Del- 
-casse, und auf der Algeciras-Konferenz wurde die Integrität 
Marokkos und die Unabhängigkeit des Sultans anerkannt. Nach¬ 
dem so 'die erste Partie verloren war, versuchte Delcasses 
Nachfolger dasselbe Spiel mit neuen Karten. Das Endergebnis, 
war aber, daß Frankreich gezwungen wurde, die Zustimmung 
Deutschlands für seine Protektoratspläne zu erkaufen, und zwar 
mit wesentlich positiveren Kompensationen, als, England, Italien 
und selbst Spanien erhalten hatten. England gegenüber hatte 
Frankreich auf Rechte verzichtet, deren Wert durch die bri¬ 
tische Okkupation Egyptens sehr herabgemindert waren. Italien 
erhielt die Zustimmung zur Erwerbung Tripolitaniens, das es 
erst erobern mußte. Den Spaniern mußte Frankreich, durch 
England gezwungen, einen erheblichen Jeil der marokkanischen 
Beute überlassen, die aber auch noch nicht erlegt war. Uns 
dagegen mußte Frankreich einen Teil seines eigenen Ko¬ 
lonialgebiets abtreten, und der französische Stolz wurde dadurch 
so tief verletzt, daß das Kabinett Cailloux, trotz der vorteil¬ 
haften Abmachungen über Marokko, dafür mit seinem Sturze 
bezahlen mußte. 

Auch die italienische Unternehmung in Tri¬ 
polis verdient in diesem Zusammenhang betrachtet zu werden. 
Italien befand sich in dem Besitz der Zustimmung aller Mächte 
zu dieser kolonialen Erwerbung. Die Einwilligung Fra,nkreichs 
hatte es dadurch erworben, daß es seinerseits den Franzosen 
freie Hand in Marokko ließ. Der Zustimmung Deutschlands 
und Österreich-Ungarns als seiner Verbündeten war es ohnehin 
sicher; Österreich hatte sogar ein unmittelbares, Interesse daran, 
daß die italienischen Expansionsinteressen ein Betätigungs¬ 
feld in Afrika fanden, und so von den Balkanfragen abgelenkt 
wurden. England hatte schon im Jahre 1878 auf dem Berliner 
Kongreß Tripolis den Italienern zugedacht, und im Jahre 1890 
hatte Crispi, wie wir aus seinen Erinnerungen erfahren, sich 
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erneut der englischen Zustimmung versichert. Als nun im 
Herbst 1911 die deutsch-französischen Verhandlungen über 
Marokko und den Kongo dem Abschluß nahe waren, und 
als Frankreich die Verwirklichung seiner Protektoratswünsche 
über Marokko nahezu erfüllt sah, da griff Italien zu, um sich 
seine Kompensation zu erringen. Allen Mächten kam der 
italienisch-tripolitanische Krieg im höchsten Maße ungelegen. 
Sie befürchteten — und der Verlauf der Ereignisse gab ihnen, 
recht — daß dieser Krieg zu einer Umvv^älzung der politischen 
Lage lauf der Balkanhalbinsel führen werde. Gleichwohl befand 
sich Italien diplomatisch in einer so sicheren und starken 
Stellung, daß es seine Absicht durchführen konnte, ohne daß. 
die Mächte, trotz ihres Interesses an der Erhaltung der türkischen 
Macht, intervenierten. 

Diese Beispiele zeigen zur Genüge, daß man 
der Konstellation der Mächte sicher sein muß,, 
wenn man nicht nur ohne Krieg, sondern auch 
ohne eine tiefeingreifende europäische Krisis 
eine erfolgreiche lExpansionspolitik treiben 
will. iBeträchten wir von diesem Gesichtspunkte aus unsere 
eigene Stellung inmitten der anderen Mächte. 

Wenn immer wir Weltpolitik oder Kolonialpoütik treiben 
wollen, so darf diese nicht im Widerspruch zu den obersten 
Grundsätzen unserer Festlandspolitik stehen, sondern muß viel¬ 
mehr mit ihnen in Einklang gebracht werden. Im Herzen 
Europas gelegen, an drei starke Militärmächte grenzend, muß 
Deutschland stets in erster Linie eine Militärmacht und eine 
Festlandsmacht bleiben. Unsere auswärtige Politik wird stets 
in erster Linie von unseren festländischen Beziehungen bestimmt 
werden. Auf dem europäischen Kontinent liegen die starken 
Wurzeln unserer Kraft, und nur so lange diese gesund sind,, 
dürfen wir uns an überseeische Aufgaben wagen. 

Das dauernde in der starken Stellung, die wir auf dem Kon¬ 
tinent einnehmen, bildet der Dreibund. Er garantiert unsere 
Grenzen, wie er auch die Grenzen unserer Verbündeten garan¬ 
tiert; er Schützt uns nicht nur gegen einen kombinierten russisch¬ 
französischen Angriff, sondern verhindert auch eine Wieder¬ 
holung'der Kaunitz’schen Koalition. Der Wert des Dreibundes 
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ist in den drei Jahrzehnten seines Bestehens für uns unverändert 
geblieben, wenngleich er sich natürlich nicht beständig in 
gleicher Stärke nach außen hin geltend gemacht hat. In Zeiten 
politischer Ruhe, zumal wenn unsere Beziehungen zu den Nach¬ 
barn im Osten und Westen normal und befriedigend waren, 
hörte man von dem Dreibund so wenig, daß man glauben 
konnte, er wäre selig entschlafen. Aber wenn Sturm in 
Sicht war, erwachte er wieder zu frischem Leben, und er hat 
noch immer diejenigen Lügen gestraft, die ihn bereits zu den 
Toten werfen wollten. 

Die lange und noch keineswegs beendete Lebensfähigkeit 
des Dreibundes beruht darauf, daß er den dauernden Le¬ 
bensinteressen der verbündeten Mächte entspricht. Bismarck 
besaß wie kein anderer iStaatsmann seiner Zeit die ungemeine 
Fähigkeit, intuitiv die immanenten Lebensinteressen der Staaten 
und Nationen zu erfassen, die trotz aller äußeren Veränderungen 
auf Generationen hin keinem Wechsel unterworfen sind. Auf 
dieser Fähigkeit beruhte die Sicherheit seiner politischen Ent¬ 
scheidungen und das Geheimnis seiner Erfolge. Deutschland 
selbst hat sich in den zwei Jahrzehnten seit Bismarck’s Ent¬ 
lassung, vor allem in wirtschaftlicher Beziehung, ungeheuer 
verändert. Unsere Stellung in Europa hat sich durch das 
Wachstum unserer Volkszahl, unserer wirtschaftlichen Pro¬ 
duktion und unseres Kapitalreichtums befestigt. Aber in den 
sozusagen organischen Beziehungen Deutschlands zu seinen 
Nachbarmächten hat sich nichts Wesentliches geändert. Das¬ 
selbe gilt auch von Österreich-Ungarn und Italien, von Ruß¬ 
land und Frankreich. 

Wenn, wie der römische Geschichtsschreiber sagt, die 
Staaten durch dieselben Mittel erhalten werden, durch die sie 
gegründet worden sind, so gehört zu diesen Mitteln auch die 
auswärtige Politik. Die Politik, durch die Bismarck das deutsche 
Reich gegründet und zwei Jahrzehnte hindurch an allen Ge¬ 
fahren vorübergesteuert hat, muß uns auch für die Zukunft 
zur Richtschnur dienen. Wir haben sie fortzusetzen und ihre 
Grundsätze sinngemäß anzuwenden. Wie Bismarck seine aus¬ 
wärtige Politik auf der Friedrichs des Größen aufgebaut hat, 
so haben wir auf der Bismarck’schen Politik weiter zu bauen. 
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In den Beziehungen der Mächte bestehen, trotz aller Fluk¬ 
tuationen, die von den Ereignissen des Tages und von der 
Politik individueller Staatsmänner hervorgerufen werden, Kon¬ 
tinuitäten von sehr langer Dauer. In den letzten 150 Jahren 
hat sich in den Machtverhältnissen der Staaten auf dem euro¬ 
päischen Festland sehr viel verändert; aber in der Gestaltung 
und der Gestaltungsfähigkeit ihrer Beziehungen untereinander 
verhältnismäßig wenig. Jedermann weiß, daß Deutschland 
unter gewissen Umständen noch heute mit einer Wiederholung 
der Kaunitz’schen Koalition rechnen müßte. 

Wenn der Dreibund uns selbst wie unsern Verbündeten 
künftig dieselben Vorteile gewähren soll wie bisher, so müssen 
wir dies Instrument Bismarck’scher Politik auch im Bis- 
marck’schen Sinne benutzen; namentlich dürfen wir ihn nicht 
Zwecken und Zielen dienstbar machen wollen, die seinem 
eigentlichen Wesen fremd sind. 

Wenn Bismarck den Dreibund zum Angelpunkt seiner Po¬ 
litik gemacht hat, so hat er diese doch niemals auf den Drei¬ 
bund allein eingestellt. Er hat vielmehr darnach gestrebt, den 
Dreibund durch ein vertrautes Verhältnis zu Rußland und ferner 
durch gute Beziehungen zu England zu ergänzen. 

Sein Hauptaugenmerk war freilich nicht auf England, sondern 
auf Rußland gerichtet. Als das Ideal von Bismarck’s auswärtiger 
Politik wird man den Dreikaiserbund bezeichnen dürfen. Im 
Jahre 1872 begründete er das erste Dreikaiserbündnis, das genau 
genommen, kein vertragsmäßiges Bündnis, sondern nur eine 
Entente war. Es hielt einige Jahre vor, bis die Orientkrisis, 
von 1876—78 den aus dem Krimkrieg stammenden Gegensatz 
zwischen Rußland und Österreich wieder lebendig machte. 
Gortschakow zwang Bismarck, zwischen Rußland und Öster¬ 
reich zu optieren, und Bismarck schloß 1879 das Bündnis 
mit Österreich, dem einige Jahre später Italien beitrat. Aber 
schon im Jahre 1884 gelang es Bismarck von Neuem, den 
Gegensatz zwischen Österreich und Rußland zu überbrücken 
und einen neuen Dreikaiserbund zu schließen, der diesmal ein 
auf Verträgen beruhendes Bündnis mit dreijähriger Dauer war. 
Die bulgarische Krisis machte die Erneuerung dieses Verhält¬ 
nisses unmöglich. An seiner Stelle schloß Bismarck nunmehr 
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wie stets zu betonen ist, mit Vorwissen unserer Verbündeten 
— den berühmten Rückversicherungsvertrag mit Rußland, der 
ebenfalls auf drei Jahre Jief (1887/90), und der nach Bismarck’s 
Entlassung nicht erneuert wurde. 

Als Bismarck 1879 das Bündnis, mit Österreich einem 
russischen vorzog, tat er es, u. a. in der Erwägung, daß ein 
Bündnis mit Rußland uns gegenüber dem übrigen Europa iso¬ 
lieren und uns daher von der russischen Politik abhängige^ 
machen würde, als unsere eigenen Interessen vertragen könnten. 
Anderseits sicherte das, vertraute Verhältnis zu Rußland, das 
Bismarck neben dem Dreibund herstellte, die deutsche Politik 
dagegen, daß sie etwa in eine zu große Abhängigkeit von Wien 
geraten könnte. 

Sowohl die Dreibundverträge als der Rückversicherungs¬ 
vertrag mit Rußland waren rein defensiver Natur und hatten 
lediglich die Erhaltung des territorialen Bestandes der beteiligten 
Mächte zum Zweck. Zwischen Deutschland und Österreich 
und ebenso zwischen Deutschland und Rußland bestanden keine 
vitalen Interessengegensätze. Solche Gegensätze bestanden da¬ 
gegen zwischen Österreich und Rußland. Wenn Bismarck mit 
beiden Mächten dauernde Freundschaft halten wollte, so war 
die logische Folge, daß er keine von beiden in Unternehmungen 
unterstützen konnte, die den Interessen der anderen zuwieder- 
liefen. Bald nach seiner Entlassung tat er den Ausspruch: „In 
der orientalischen Frage können weder Österreich noch Rußland 
fordern, daß wir für sie arbeiten.‘‘ Dasselbe gilt auch für 
die deutsche Politik mitbezug auf Österreich und Italien, deren 
Interessen auf dem Balkan nichts weniger als, identisch sind; es 
ist für Deutschland unmöglich, den einen Partner des Drei¬ 
bundes in seiner Balkanpolitik gegen den anderen zu unter¬ 
stützen. 

Bismarck hat wiederholt aufs nachdrücklichste betont, daß! 
dies als die d a u e r n d e n Grundlagen und Ziele des Dreibundes 
zu gelten hätten, und daß der Dreibund diesen seinen ursprüng-f 
licheii Zwecken gemäß erhalten werden müßte. Der Dreibund 
ist keine Erwerbsgesellschaft, sondern stellt lediglich eine Ver¬ 
sicherung gegen einen europäischen Krieg dar. Nach 
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Bismarck’scher Auffassung widerspricht es durchaus den Grund¬ 
sätzen des Dreibundes, daß ein Partner den anderen zur Er¬ 
reichung seiner speziellen Interessen, die außerhalb der 
eigentlichen Aufgaben des Dreibundes liegen, in Anspruch 
nähme. Logischerweise müßte dann den einzelnen Partnern 
des Dreibundes unbenommen bleiben, sich bei Unternehmungen, 
die außerhalb der eigentlichen Dreibundzwecke liegen, die 
Unterstützung dritter Mächte zu sichern und zu diesem Zweck 
mit ihnen Spezialabkommen einzugehen. Bismarck hat 
sich ganz offen zu dieser Auffassung bekannt. Die „Hamburger 
Nachrichten“ vom 26. April 1890 veröffentlichten einen Artikel, 
der offensichtlich auf Bismarck zurückzuführen ist, worin dieser 
Gedanke mit Rücksicht auf die Balkanfragen ausgeführt wird. 
Dort heißt es: '' 

„So lange Fürst Bism'arck die Politik Deutschlands, leitete, 
sind solche ehrgeizige Pläne (Österreichs auf dem Balkan) 
niemals unterstützt worden; im Gegenteil hat der Fürst, 
namentlich in der bulgarischen Frage jede Gelegenheit ergriffen, 
um mit aller wünschenswerten Unzweideutigkeit zu bekunden, 
daß er sehr weit davon entfernt sei, den österreichischen Spe¬ 
zialinteressen auf dem Balkan gegen Rußland Vorspann zu 
leisten. Eine derartige Tendenz liegt auch nicht im Dreibunde; 
dieser deckt nur das damnum emergens, nicht das lucrum 
cessans der beteiligten Mächte. Am wenigsten ist es Deutsch¬ 
lands Sache, ehrgeizige Pläne Österreichs auf dem Balkan zu 
fördern. Wenn solche in der Tat vorhanden sind, und inter¬ 
national gefördert werden sollen, so wird sich' Österreich nicht 
an Deutschland wenden, sondern an seine Mitinteressenten an 
der Gestaltung der Dinge auf der Balkanhalbinsel. Zu ihnen 
gehören alle Großmächte, mit alleiniger Ausnahme gerade 
Deutschlands, abgesehen von Rußland also England, Frankreich 
und Italien. Zwischen Österreich und diesen Mächten kann stets 
eine Verständigung über etwaige Pläne Österreichs ohne 
Deutschlands Befassung stattfinden. Unter diesem Gesichts¬ 
punkte der völligen Uninteressiertheit Deutschlands an den 
Balkanfragen entbehrt es sogar nicht einer gewissen Berechti¬ 
gung, wenn die russische Presse hofft, daß Deutschland der 
russischen Politik freie Hand lasse. Das ist aber in der ge- 
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gebenen Beschränkung immer der Fall gewesen. Ein spezi¬ 
fisch deutsches Interesse gebietet nicht das Gegenteil.“ 

Völlig identisch sind die politischen Interessen Deutsch¬ 
lands, Österreich-Ungarns und Italiens nur in der Erhaltung 
des Friedens. Sobald es sich um positive Ziele, namentlich 
um Ziele politischer Expansion eines einzelnen Verbündeten 
handelt, so hört die Identität der Interessen innerhalb des 
Bundes auf. 

Nun ist seit Bismarck’s Tode mehr als einmal der Fall 
eingetreten, daß eine einzelne Dreibundmacht in Verfolgung 
ihrer Spezialinteressen in Konflikt mit dritten Mächten geriet, 
und daß darüber eine europäische Krisis entstand. Es ist von 
Interesse, zu sehen, wie sich in diesen Fällen die anderen Drei¬ 
bundmächte verhalten haben. 

In der bosnischen Krisia von 1Q08 nahmen wir selbst 
mit einer Entschiedenheit für Österreich Partei, die zweifel¬ 
los über unsere positiven Vertragsverpflichtungen hinausging. 
Andrerseits blieben wir nach Möglichkeit in enger Fühlung 
mit Rußland, und das ermöglichte uns, unseren Einfluß in 
Petersburg geltend zu machen und so unseren Teil zum fried¬ 
lichen Ausgang der Krisis beizutragen. Das Wesentlichste war 
aber doch, daß unsere Unterstützung der österreichischen Politik 
damals durch unsere eigenen politischen Interessen geboten war. 
Wir folgten nicht nur unseren Vertragsverpflichtungen, sondern 
auch unseren eigenen politischen ,Interessen. Es war nament¬ 
lich die schroffe anti-österreichische Politik, die England 
während ‘dieser Krisis verfolgte find die ebenso gegen uns selbst 
wie gegen unseren Verbündeten gerichtet war; und es ent¬ 
sprach daher durchaus unseren realen Interessen, wenn wir 
selbst gegen jene englische Politik der Triple-Entente Front 
machten. 

Wie in der bosnischen Krisis die österreichischen Spezial¬ 
interessen auf dem Balkan die allgemeine europäische Lage 
beeinflußten, so geschah dasselbe in der Marokkofrage 
durch die deutschen Spezialinteressen, die uns veranlaßten, 
den französischen Marokkoplänen entgegenzutreten. Wenn wir 
die Absorption Marokkos durch die Franzosen verhindern 
w'olltep, und wenn wir später eine territoriale Kompensation dar- 
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über erkämpften, so hatte das mit den Dreibundverträgert 
schlechterdings nichts zü tun. Wie verhielt sich nun Österreich 
in dieser Frage? In Algeciras war es unser „brillanter Se- 
kündant“. Dagegen hielt es sich in der Marokkokrisis von 1911 
in bemerkenswerter Weise zurück, wie es auf der anderen Seite 
auch der französische Verbündete, Rußland, tat. Beide ließen 
Deutschland und Frankreich die Sache unter einander allein 
ausmachen. In dem letzten französischen Gelbbuch über Ma¬ 
rokko befindet sich ein recht interessantes, Dokument, das diese 
Stellungnahme der österreichischen Politik darlegt. In einer 
Depesche vom 9. September 1911 berichtet der französische 
Botschafter in Wien über eine Unterredung mit dem Grafen 
Aehrenthal. Graf Aehrenthal benutzte eine Äußerung des fran¬ 
zösischen Ministers des Auswärtigen, worin dieser sich zu 
dem österreichischen Geschäftsträger in Paris über die „Mäßi¬ 
gung und Loyalität“ der österreichischen Haltung anerkennend 
aussprach, um die Stellungnahme der österreichisch-ungarischen 
Regierung zu präzisieren. „Wir haben,“ sagte Graf Aehren-r 
thal, „in Marokko nur wirtschaftliche Interessen. Das einzige, 
woran wir festhalten, ist die „offene Tür“, und die haben Sie 
uns garantiert. Außerdem haben wir nur noch ein Interesse 
in dieser Frage; und zwar nicht etwa, daß sie zu keinem Kriege 
führt — denn das wäre eine Torheit — sondern, daß sie auch 
zu keiner verlängerten Spannung führt, die ihre Rückwirkung 
auf die allgemeine Ruhe Europas haben würde.“ 

Es liegt auf der Hand, daß diese Haltung Österreichs, die 
von dem französischen Minister als. „gemäßigt und loyal“ 
gekennzeichnet wird, in sehr starkem Gegensatz zu der ,Nibe- 
lungentreue' steht, die wir selbst Österreich während der bos¬ 
nischen Krisis bekundet hatten. In Deutschland ist denn auch 
dem Grafen Aehrenthal seine reservierte Haltung in der Ma¬ 
rokkofrage stark verdacht worden. Allein man muß betonen, 
daß sie den Grundsätzen, die Bismarck für die Dreibunds¬ 
politik aufgestellt hat, keineswegs widerspricht. 

Nun ist auch der Fall möglich, daß die speziellen Interessen 
einer oder der anderen Dreibundmacht miteinander kollidieren. 
In unmittelbarer Weise ist jdas der Fall bei den Balkaninteressen 
Österreichs und Italiens. In der Marokkofrage bestand 
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wenigstens ein indirekter Gegensatz izwischen den Interessen 
Deutschlands und Italiens. Deutschland bekämpfte die fran¬ 
zösische Marokkopolitik; dagegen hatte Italien Frankreich freie 
Hand in Marokko zugesagt, wofür Frankreich ihm selbst 
freie Hand in Tripolis lassen sollte. Nach der Bismarck’schen 
Auffassung der Dreibundverpflichtungen war Italien vollauf be¬ 
rechtigt, eine Entente mit Frankreich zur Erreichung seiner 
kolonialpolitischen Ziele einzugehen; und man muß sich ver¬ 
gegenwärtigen, daß Italien jene Entente schon mehrere Jahre 
abgeschlossen hatte, ehe Deutschland mit der Marokkopolitik 
Frankreichs in Konflikt kam. Immerhin ergaben sich diploma¬ 
tische Schwierigkeiten, und auf der Algeciras-Konferenz stimmte 
Italien nicht mit uns, sondern mit Frankreich. Es war natürlich 
für unsere Politik im hohen Maße ungelegen, daß es überhaupt 
so weit kommen konnte. Aber wenn wir strikt nach der Bis¬ 
marck’schen Dreibundspolitik verfahren wären, so hätten wir 
von Italien niemals verlangt, daß es uns in Algeciras unter¬ 
stützen sollte. 

Ganz im Bismarck’schen Sinne war das Verhältnis, der 
Bundesgenossen während des i ta 1 i enis ch en Krieges mit 
der Türkei. Österreich hatte allen Anlaß, dieses Engagement 
der italienischen Politik in Nordafrika zu begünstigen, da es 
eine Entspannung des österreichisch-italienischen Gegensatzes 
im Adriagebiet zur Folge haben mußte. Dagegen war die Lage 
für Deutschland, wegen seines freundschaftlichen Verhältnisses 
zu der Türkei, im hohen Grade peinlich, aber es bewahrte gegen 
beide kriegführenden Parteien eine wohlwollende Neutralität. 
Mehr als das durfte unser italienischer Bundesgenosse von uns 
nicht beanspruchen, und wenn,damals ein Teil der italienischen 
Blätter uns vorwarf, daß wir unseren Bündnispflichten nicht 
vollständig genügten, so beweist das, nur, daß sie über unsere 
gegenseitigen Bündnispflichten nicht genau orientiert waren. 

Jedes Überspannen der Anforderungen, die etwa eine Drei¬ 
bundmacht an ihre Verbündeten richtet, kann nur zu leicht 
eine Reaktion zur Folge haben, die ungünstig auf die Be¬ 
ziehungen innerhalb des Dreibundes einwirkte. Das kann z. B. 
in der Weise geschehen, daß der Verbündete eine solche For¬ 
derung ablehnt, und dadurch den anderen Partner verstimmt. 
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Oder die Politik der Verbündeten kann in Bahnen gelenkt 
werden, die vom Standpunkt seiner eigenen Interessen falsch 
sind, und sobald die Folgen davon zu Tage treten, wird sich 
die unausbleibliche Verstimmung gegen den Partner richten, 
der zu dem Fehler geraten hat. 

Von einer völligen Verkennung der Bismarck’schen Politik 
und der Grundsätze, die auch für unsere künftige Dreibunds¬ 
politik maßgebend bleiben müssen, zeugt es, wenn man glaubt, 
daß der Dreibund einer weiteren Entwicklung fähig wäre, und 
daß er Uns gar eine Sicherheit in einem etwaigen Konflikt 
mit England gewähren könnte. Wenn es zu einem Kriege 
zwischen Deutschland und der Triple-Entente, käme, so 
würde natürlich für Österreich-Ungarn'und für Italien der casus 
föderis gegeben sein — aber nicht weil England, sondern 
weil Rußland uns mit den Waffen gegenüberstände. Wenn es sich 
■aber allein um einen Konflikt zwischen Deutschland und Eng¬ 
land handelte, so hätten wir keinerlei vertragsmäßige Ansprüche 
auf den Beistand unser Alliierten. In keinem der Dreibund- 
yerträge ist England als Gegner in Aussicht genommen. Ob 
Österreich-Ungarn ^uns in einem Kriege mit England einen wirk¬ 
samen Beistand leisten könnte, muß ohnehin fraglich erscheinen. 
Wenn wir aber Italien zumuten wollten, für uns gegen Eng¬ 
land Partei zu ergreifen, so würden wir selbst unser Bündnis 
mit Italien in die Luft sprengen. Ein Bündnis gegen England 
einzugehen, steht im absoluten Widerspruch mit den Grund¬ 
tatsachen des politischen Daseins des italienischen Königreichs. 
Italien wäre bei seiner ausgedehnten Küstenlinie völlig außer¬ 
stande, sich gegen englische Angriffe zu verteidigen. Man 
muß sich vergegenwärtigen, daß Italien sich i. J. 1886 nur 
|unter der Voraussetzung zu der Erneuerung des Dreibundes 
verstand, daß England ihm die Erhaltung des status quo im 
iMittelmeer garantierte. Damals kam, auf die direkte Veran¬ 
lassung Bismarck’s, eine Entente zwischen England und Italien 
zustande, und hierauf beruhte fortan das freundschaftliche Ver¬ 
hältnis Englands zum Dreibunde. Das politische System, das 
Bismarck in seinen letzten Jahren errichtet hatte, bestand also 
aus dem Dreibund, einem durch Vertrag befestigfen vertrauten 
Verhältnis zwischen Deutschland und Rußland und einer Mittel- 
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nieerentente zwischen England und Italien. Dieses System war 
es, das Bismarck’s Nachfolger zu kompliziert erschien, und 
das ihn veranlagte, den Rückversicherungsvertrag mit Rußland 
nicht zu erneuern. 

Es ist übrigens von Interesse, daß wir nicht die einzigen 
sind, die sich die Erage nach der Richtigkeit und Konsequenz 
ihrer Bündnispolitik vorzulegen haben. Andre Tardieu weist 
in seinem Buch „La Erance et les Alliances“ darauf hin, daß 
Frankreich in seiner Bündnispolitik mit Rußland verhängnis¬ 
volle Fehler gemacht hätte. Das Bündnis hatte für Frankreich 
[Wert, so lange die russische Politik in Europa engagiert blieb. 
Als sie sich Mitte der neunziger Jahre nach Ostasien orien¬ 
tierte, sagt Tardieu, hätte Frankreich dagegen protestieren 
sollen. Statt dessen folgte die französische Politik der russi¬ 
schen nach dem' Fernen Osten. Frankreich trat — im Verein 
mit Rußland und Deutschland — der japanischen Erwerbung 
der Halbinsel von Liaotung entgegen. Und nachdem England 
i. J. 1902 ein Bündnis mit Japan geschlossen hatte, beging 
Frankreich die noch größere Unklugheit, das Bündnis mit 
Rußland auf Ostasien auszudehnen. Ferner tat Frankreich 
nichts, um Rußland von seinem ostasiatischen Abenteuer zurück¬ 
zuhalten; und die Niederlagen, die Rußland durch Japan er¬ 
hielt, machten das Bündnis für Frankreich noch unfruchtbarer, 
als es in dem Jahrzehnt vorher gewesen war. 

Aber kehren wir zu unserem Thema zurück. Die Bis- 
mlarck’sche Politik lehrt uns, daß wir für die Sicherung unserer 
Stellung auf dem europäischen Festland- in der Lage sein 
müssen, uns auf den Dreibund zu stützen, oder vielmehr: 
nicht auf [den Dreibund allein, sondern zugleich auf unsere guten 
Beziehungen zu Rußland. Sind wir dieser Kombination sicher, 
so besitzen wir die notwendige Rückendeckung, wenn wir 
Expansionspläne außerhalb Europas verfolgen wollen. 

Die Bismarck’sche Politik lehrt uns weiter, daß wir, was 
die positive Verfolgung unserer Expansionspläne betrifft, uns 
nicht auf den Dreibund verlassen können, ja diesen gar nicht 
in Anspruch nehmen sollen. Der Dreibund bildet unsere De¬ 
fensive. Zur Erreichung überseeischer Ziele müssen wir uns 
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unserer eigenen Kräfte bedienen oder Vereinbarungen mit 
anderen Mächten treffen. 

In den letzten Jahren jsind in den Beziehungen der Mächte 
bedeutsame Veränderungen eingetreten und es gilt nun, diese 
kennen zu lernen. 


III. 


Die {Konstellation der Mächte. 

Wenngleich’ die Mächtegruppen, die bisher die europäische 
Lage beherrscht haben, fortbestehen, so hat doch die allgemeine 
Konstellation der Mächte eine nicht unbeträchtliche Abwand¬ 
lung erfahren. Dreibund und Zweibund, oder Dreibund und 
Triple-Entente, Stehen augenblicklich einander nicht mehr in 
derselben Geschlossenheit gegenüber, wie noch vor wenigen 
Jahren, und auch in den Beziehungen zwischen einzelnen Mäch¬ 
ten der verschiedenen Gruppen ist nicht alles beim Alten 
geblieben. Die großen Ereignisse der letzten Jahre: die Ma¬ 
rokkokrisis von 1911, die Erwerbung Tripolitaniens durch 
Italien, und endlich der Balkankrieg haben bedeutsame Wir¬ 
kungen auf die allgemeine Lage Europas ausgeübt und neue 
Entwicklungen oder doch Entwicklungsmöglichkeiten vorbe¬ 
reitet. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Wiederherstellung 
freundnachbarlicher Beziehungen zu Rußland zu erwähnen, die 
Schon etwas weiter -zurückliegt. Die Kaiserbegegnungen von 
Potsdam und Baltischport und der deutsch-russische Vertrag 
über den Anschluß der Bagdadbahn an das künftige Bahn¬ 
netz in Persien haben die Beziehungen zwischen Deutschland 
und Rußland ungefähr wieder auf dieselbe Basis gestellt, auf 
der sie sich bis zu dem Ablauf des Bismarck’schen Rückver¬ 
sicherungsvertrages befunden hatten. Demgegenüber fallen ge¬ 
wisse Trübungen, die unsere Beziehungen neuerdings infolge 
der Balkankrisis erlitten haben, nicht allzu schwer ins, Ge¬ 
wicht. Wie es mit derartigen Fluktuationen der Tagespolitik 
häufig der Fall ist, bilden diese Trübungen nur eine Episode 
gegenüber den dauernden und konkreten Interessen, die die 
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beiden benachbarten Monarchien mit einander verbinden. Die 
Grundlage guter Beziehungen der beiden Mächte bildet heute 
wie zu Bismlarcks Zeit die Tatsache, daß: keine nach einem 
Gebietsteil der anderen begehrt, und daß keine vitalen Inter¬ 
essengegensätze zwischen ihnen bestehen. Von russischer Seite 
ist mehr als einmal ausgesprochen worden, daß diese Be¬ 
ziehungen um' so besser sein würden, je mehr Rußland seinen 
Blick von Westen, und je mehr Deutschland seinen Blick von 
Osten abwendet. Ein solcher Mangel an Interessenkonflikten 
ist für die dauernde Gestaltung guter Beziehungen zwischen 
zwei Mächten häufig wichtiger als eine vorübergehende positive 
Interessengemeinschaft. Außerdem verbindet uns aber auch 
eine dauernde Interessengemeinschaft mit Rußland; 
die Polenfrage. 

Wir wenden uns nun den Veränderungen zu, die die 
letzten großen Ereignisse in den Beziehungen der Mächte her¬ 
vorgerufen haben, und wir beginnen mit Frankreich. 


Die deutsch'französischen Beziehungen. 

Der latente Konflikt zwischen Deutschland und Frank¬ 
reich, der durch die französische Marokkopolitik entstanden 
war und mehr als einmal einen akuten Charakter angenommen 
hatte, ist durch die Beendigung der Marokkofrage beseitigt. 
Dadurch sind die Beziehungen zwischen Deutschland und Frank¬ 
reich auf den status fluo ante, d. h. etwa auf den Stand 
der 90er Jahre zurückgeführt. Beide Nationen trennt noch 
immer der Frankfurter Friede. Die Franzosen haben den 
Verlust von Elsaß-Lothringen nicht verschmerzt. Es ist keine 
Frage, daß die Franzosen sowohl das russische Bündnis als 
die englische Freundschaft stets auch nach dem Gesichts¬ 
punkt bewertet haben, ob sie zu einer Wiedergewinnung 
der beiden Provinzen führen könnten. Aber solche Hoffnungen 
sind in beiden Fällen enttäuscht worden, und in der langen 
Periode des teils erzwungenen, teils freiwilligen Friedens, haben 
sich die Franzosen mit den herrschenden Verhältnissen soweit 
abgefunden, daß mehrmals, namentlich in den 80er und 90er 
Jahren, eine gewisse Annäherung und ein gutes Verständnis 
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zwischen der Pariser und der Berliner Regierung möglich 
waren. Wenn die Franzosen auch stets einen gewissen Vor¬ 
behalt machten, daß eine wirkliche Freundschaft unmöglich 
sei, solange eine elsäßische „Frage“ bestände, so war doch 
ein diplomatisches Zusammengehen möglich, und wir haben 
mehr als einmal politische Geschäfte miteinander gemacht. 
Dieser Zustand wurde durch die Marokkokrisis, vor allem 
während ihrer akuten Stadien, aber im Grunde doch während 
ihrer ganzen Dauer, unterbrochen. Denn die Marokkopolitik' 
Frankreichs war von Anfang an insofern gegen Deutsch¬ 
land gerichtet, als sie bei der Lösung der Marokkofrage 
uns und unsere Interessen grundsätzlich zu ignorieren suchte. 
Mindestens zweimal näherten sich unsere Beziehungen der 
Gefahrenzone eines Krieges. Aber mit der endgültigen Liqui¬ 
dation der Marokkofrage ist diese Gefahr beseitigt, und dieser 
spezielle deutsch-französische Konflikt beendigt. Und zwar 
scheint er für die Dauer beendet zu sein — so weit man in 
der Politik von Dauer sprechen darf —, denn die französischen 
Kolonialpläne in Afrika dürften auf absehbare Zeit ihren Ab¬ 
schluß gefunden haben. Das Kolonialreich, das die Franzosen 
in Nordafrika gegründet, und ohne einen europäischen 
Krieg gegründet haben, hat jetzt seine natürlichen Grenzen 
erreicht, zumal seitdem Tripolis italienisch geworden ist; denn 
im Süden waren seine Grenzen bereits Ende des vorigen Jahr¬ 
hunderts festgelegt. Auch im übrigen Afrika ist eine weitere 
Ausdehnung des französischen Besitzes, der ja bereits ein ge¬ 
waltiges Gebiet umfaßt, nicht jmehr zu erwarten. 

Die Franzosen besitzen bereits ein weit größeres, Kolo¬ 
nialreich, als sie bei ihrer stationären Bevölkerung hoffen 
können, für sich nutzbar zu machen. Unser letzter achtjähriger 
Konflikt war ja dadurch entstanden, daß die Franzosen Marokko 
erwerben und dabei unsere eigenen Expansionsinteressen igno¬ 
rieren wollten. Dieser Konflikt ist, wie gesagt, zu Ende. Und 
wir müssen trotz neuerlicher chauvinistischer Regungen hoffen, 
daß unsere Beziehungen zu Frankreich wieder so normal 
werden, als sie es bei seiner geschichtlich bedingten 
Flaltung gegen uns sein können, und wie sie es um 1900 
gewesen sind. Zwischen den beiden Regierungen und den 
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beiden Nationen besteht keine Entente, die ohnehin auf lange 
Zeit unmöglich sein würde. Aber eine Detente ist einge¬ 
treten. 


England und Frankreich. 

Die Beendigung der Marokkokrisis hat auch die Be¬ 
ziehungen Englands sowohl zu Frankreich als auch zu Deutsch¬ 
land beeinflußt. Die Entente cordiale zwischen England und 
Frankreich ist heute nicht mehr dasselbe wie in den Jahren 
1905 und 1911, denn die Verpflichtungen, die England gegen¬ 
über Frankreich eingegangen war, sind erloschen. Die Entente 
cordiale beruhte auf dem Abkommen vom 8. April 1904. 
Einen Teil dieses Abkommens bildete eine Erklärung, wonach 
England den Franzosen freie Hand in Marokko, und Frank¬ 
reich den Engländern freie Hand in Egypten ließ. 

In dem Anfangsstadium bildete die Entente cordiale eine 
ziemlich lockere Vereinigung zur Erreichung eines bestimmten 
politischen Zwecks, und enthielt noch keine gemeinsame Politik 
der beiden Länder. Der Kern für eine solche gemeinsame 
Politik war allerdings bereits in der Bestimmung des Ver¬ 
trags enthalten, die England zur diplomatischen Unterstützung 
der französischen Marokkopolitik verpflichtete. Dieser Fall der 
englischen Beistandspflicht trat ein, als, Deutschland den fran¬ 
zösischen Plänen auf Marokko entgegentrat. In dem deutsch¬ 
französischen Konflikt, der 1905 ausbrach, knüpfte sich das 
Band zwischen England und Frankreich fester, und nach der 
Konferenz von Algeciras hatte die Entente einen bündnisähn¬ 
lichen Charakter gewonnen. Die Franzosen sagen daher, 
Deutschland habe sich den engeren Zusammenschluß der West- 
mädite selber zuzuschreiben. Allein der Versuch der fran¬ 
zösischen Politik, die Marokkofrage allein mit der Zustimmung 
Englands, Italiens und Spaniens zu lösen, und dabei Deutsch¬ 
land, dessen eigene Expansions,wünsche und -bedürfnisse ge¬ 
nügend bekannt waren, von der Mitentscheidung auszuschließen, 
war für uns eine solche Provokation, daß wir zum Eingreifen 
gezwungen wurden, auch auf die Gefahr hin, daß die Entente 
cordiale sich dadurch befestigte. 
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Während der zweiten Marokkokrisis, am 27. Juli 1911, 
sagte im englischen Parlament Herr Balfour: man irre sich, 
wenn man glaube, daß England wegen seines inneren Partei- 
streits „von der Karte Europas gestrichen werden könnte.“ 
Wenn aber England sich* nicht von der Karte Europas streichen 
lassen wollte, nur weil die Frage, in der es selbst gar keine 
eigenen territorialen Ansprüche erhob, nicht ohne seine Mit- 
«ntscheidung gelöst werden sollte, so mußte das in ungleich 
Jiöherem Grade von Deutschland gelten, dessen Expansions¬ 
interessen durch die Politik Frankreichs aufs. Empfindlichste 
bedroht waren. Fürst Bülow hatte in seinen Reichstagsreden 
die Ansprüche Deutschlands mehr als einmal mit aller Deut¬ 
lichkeit angemeldet. „Wir sind der Ansicht“, sagte er, „daß es. 
sich nicht empfiehlt, Deutschland in zukunftsreichen Ländern 
von vornherein auszuschließen vom Mitbewerb anderer Völker. 
Die Zeiten, wo der Deutsche dem einen seiner Nachbarn die 
Erde überließ, dem anderen das Meer und sich selbst den 
Himmel reservierte, wo die reine Doktrin thront, diese Zeiten 
'Sind vorüber.“ Und wiederum: „Wir wollen niemand in den 
Schatten stellen, aber wir verlangen auch unseren Platz in der 
Sonne.“ Und lein anderes Mal: „Träumend beiseite stehen, 
während andere Leute sich den Kuchen teilen, das können 
wir nicht und das wollen wir nicht.“ 

Es ist keine Frage, daß Delcasse beabsichtigte, bei der 
Lösung der marokkanischen Frage über Deutschland hinweg¬ 
zugehen. Er scheint geglaubt zu haben, daß, wenn es nur ge¬ 
länge, uns diplomatisch zu isolieren, wir keinen weiteren Wi¬ 
derstand wagen würden. Hierfür spricht namentlich auch der 
Umstand, daß die französischen Rüstungen sich während der 
Krisis von 1905 in einem so mangelhaften Zustande befanden. 
Welches die Gedanken der englischen Diplomatie beim Ab¬ 
schluß des Vertrags von 1904 in dieser Hinsicht gewesen sind', 
läßt sich im einzelnen heute wohl noch nicht mit Genauigkeit 
-angeben. Die Engländer haben stets gesagt, daß das, Ab¬ 
kommen von 1904 lediglich kolonialpolitische Zwecke, vor allem 
die Beendigung der alten kolonialpolitischen Streitfälle mit 
Frankreich bezweckt habe. In dem Abkommen selbst erklärte 
Frankreich, den politischen Status Marokkos nicht ändern zu 
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wollen. ABer in den geheimen Vertragsklauseln, die erst im 
November 1911 bekannt wurden, war der Plan eines franzö¬ 
sischen Protektorats über Marokko bereits, ganz deut¬ 
lich in Aussicht genommen, und demnach hat die englische Re¬ 
gierung ihren diplomatischen Beistand für die Verwirklichung^ 
der französischen Protektoratswünsche zugesagt. Selbst wenn, 
man annehmen will, daß die englische Diplomatie ebenso wie 
die französische keinen Widerstand von deutscher Seite er¬ 
wartet habe, so zeigt doch schon allein dies Versprechen diplo¬ 
matischen Beistands, daß Lord Lansdowne und das Kabinett: 
Balfour bereit waren, sich tiefer in die Politik des europäischen 
Festlands einzulassen, als Lord Salisbury es je getan hatte.. 
Im Prinzip bedeutet jenes Versprechen bereits eine Abkehr 
von der Politik der „glänzenden Isolierung“ von den konti¬ 
nentalen Dingen, die Lord Salisbury verfolgt hatte. 

Wenn sich zwei Mächte verständigen, die einander bisher 
als Gegner gegenüberstanden, so geschieht es in den meisten 
Fällen gegen einen Dritten; und die englischen Beziehungen 
zu diesem Dritten, nämlich zu Deutschland, hatten sich in den 
Jahren vorher merklich verschlechtert. In den Jahren, die auf 
das Abkommen von 1904 folgten, trat England mit beiden Füßen 
in die europäische Kontinentalpolitik ein. Es wurde Frank¬ 
reichs brillanter Sekundant in der Marokkofrage; es arbeitete 
der deutschen Politik in Konstantinopel entgegen; und das 
System von Ententen, die England mit einer Reihe kleinerer 
Staaten schloß, hatte mindestens den Nebenzweck oder doch die 
Nebenwirkung, die deutsche Politik einzuengen. Mindestens 
zeitweise gab es jetzt eine gemeinsame auswärtige 
Politik der beiden Entente-Mächte, denen nach dem. 
Abschluß des englisch-russischen Abkommens von 1907 auch. 
Rußland zur Seite trat. Diese gemeinsame Ententepolitik er¬ 
reichte ihren Höhepunkt in der bosnischen Krisis, von 1908. 
Aber gerade während der bosnischen Krisis, machten sich in 
den Interessen der Ententemächte so beträchtliche Differenzen 
geltend, daß die Gemeinsamkeit ihrer auswärtigen Politik zu 
Ende ging. In mehrfacher Beziehung ging ihre Politik noch 
parallel, aber es war keine identische Politik mehr. Gerade 
während einer kritischen Phase der bosnischen Krisis fand 
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eine Annäherung zwischen Frankreich und Deutschland statt, 
und der Februarvertrag von 1909 wurde geschlossen, durch den 
Deutschland sich in Marokko politisch desinteressierte. Bald 
darauf begannen sich auch die deutsch-englischen Beziehungen 
zu bessern. 

Die Entente zwischen England und Frankreich wurde da¬ 
durch' zwar nicht gelockert, aber sie verlor das Ziel für 
ihre politische Betätigung. Sie hatte von Anfang an 
'eine große Elastizität gehabt. Bindende Verpflichtungen waren 
von keiner Seite übernommen worden, außer der einen, daß 
England die französische Marokkopolitik diplomatisch 
unterstützen sollte. Andrerseits, war es in den beiden Marokko¬ 
krisen von 1905 und 1911 ganz deutlich, daß England bereit 
war, Frankreich auch über seine diplomatischen Verpflich¬ 
tungen hinaus zu unterstützen, falls es, zu einem bewaffneten 
Konflikt mit Deutschland käme. Aber das wäre keine Frage 
einer Bündnispflicht, sondern eine Frage der englischen Politik 
gewesen. Wenn Frankreich auch nicht Englands Verbündeter 
war, so wollte sich England doch die künftige Möglichkeit 
dieser Bundesgenossenschaft erhalten. Es wollte Frankreich 
als europäische Großmacht erhalten sehen, und hätte sich da¬ 
her im Falle eines deutschen Angriffs mit ihm verbündet. Bis¬ 
marck sagt in den Gedanken und Erinnerungen über Rußland: 
„Daß es für die russische Politik eine Grenze gibt, über die 
hinaus das Gewicht Frankreichs in Europa nicht vermindert 
werden darf, ist erklärlich.“ Durch dieselben Erwägungen war 
die Haltung bestimmt, die England in der Marokkofrage gegen¬ 
über Frankreich und Deutschland einnahm. 

Man hat in jener Zeit auf beiden Seiten des Kanals die 
Frage aufgeworfen, ob man nicht die Konsequenz aus dieser 
Lage ziehen und die Entente in ein Bündnis mit bestimmten 
Verpflichtungen umwandeln sollte. Auf französischer Seite 
setzte sich namentlich der ,Temps‘ für diese Idee ein. Aber er 
knüpfte eine Bedingung daran, daß nämlich England sich in 
militärischer Hinsicht bündnisfähig machen, daß es sich ein 
Landheer schaffen sollte, das stark und schlagfertig genug wäre, 
um mit der nötigen Wirkung und der nötigen Schnelligkeit 
in einen europäischen Krieg einzugreifen. 


3 * 
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Diese Forderung fand in England in den Kreisen ein leb¬ 
haftes Echo, die für die Einführung der allgemeinen Wehr¬ 
pflicht agitierten. Seit dem Ende des Burenkrieges hatten 
die englischen Regierungen den Fragen der Reichsverteidigung 
und der Heeresreform eine erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet, 
und eine ganze Reihe von Reformprojekten folgten einander 
in kurzer Zeit. Die Lösung der Aufgabe blieb indes der libe¬ 
ralen Regierung Vorbehalten, und die Haldanesche Armeereform 
beschränkte sich auf die Reorganisation eines, verhältnismäßig 
kleinen Expeditionskorps und einer Territorialarmee, die auf 
dem Prinzip freiwilligen Dienstes beruhte, und die ausdrücklich 
zur Landesverteidigung und nicht für überseeischen Diens,t 
bestimmt blieb. Diese Reform mußte die Anhänger der Bünd¬ 
nisidee in Frankreich enttäuschen. Ein Expeditionskorps, von 
etwa 160 000 Mann hatte nach ihrer Meinung für Frankreich 
nur einen minimalen Wert, zumal da es fraglich schien, ob 
es so schnell nach dem Ausbruch eines Krieges auf einem fest¬ 
ländischen Kriegsschauplatz erscheinen könnte, um seine Ent¬ 
wicklung in der entscheidenden ersten Phase wesentlich zu 
beeinflussen. Jene französischen Kritiker sagten, daß England 
unter diesen Umständen Frankreich nicht den Beistand ge¬ 
währen könnte, den es von einem Bündnis erwarten müßte. Die 
Franzosen hatten wiederum die Hoffnung auf einen Verbün¬ 
deten in einem Revanchekrieg gegen Deutschland verloren! 

ln jüngster Zelt hat der englische Premierminister in Er¬ 
widerung auf eine Anfrage im Parlament ausdrücklich erklärt, 
daß England keinerlei Verpflichtungen eingegangen sei, die 
es !zum Beistände in einem Krieg :bände; und zwar bestehen nach 
dieser Erklärung von iMr. Asquith nicht nur keine vertragsmäßig 
stipulierten Verpflichtungen dieser Art, sondern auch keine diplo¬ 
matischen Zusagen. Diese Erklärung fand ihre Ergänzung 
in Äußerungen, die Mr. Winston Churchill nach der „Llbre 
Parole“ während seines Aufenthalts in Frankreich zu fran¬ 
zösischen Staatsmännern gemacht zu haben scheint. Mr. Chur¬ 
chill soll erklärt haben — und diese Erklärung bewegt sich 
völlig in dem Rahmen dessen, was sonst über die englische Ka¬ 
binettspolitik bekannt ist —: England werde Frankreich bei¬ 
stehen, wenn es von Deutschland ohne Provokation angegriffen 
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würde. Wenn aber Frankreich seinerseits Deutschland an- 
griffe, oder sich durch revanchepolitische Tendenzen einem 
Angriff Deutschlands aussetzte, so würde England neutral 
bleiben. 

Elastisch und wenig definiert, wie die Entente cordiale 
ihrem Wesen nach war, fand sie bei den Politikern und in 
der Presse beider Länder eine sehr verschiedene Auslegung, 
die vielfach mehr den subjektiven Wünschen als den tatsäch¬ 
lichen Verhältnissen entsprach. Als, ein französischer Staats¬ 
mann Ende 1910 die Gleichheit der Ziele in der auswärtigen 
Politik der Triple Entente betonte, erhoben die liberalen eng¬ 
lischen Blätter lebhaften Widerspruch. Wenige Wochen darauf 
warf Gabriel Hanotaux in einem skeptisch gehaltenen Artikel 
die Frage auf, welchen Wert die Entente für Frankreich eigent¬ 
lich habe. Dazu gab es Polemiken der englischen Liberalen 
gegen die französischen Freunde der Entente, die bei den 
englischen Wahlen, in falscher Berechnung der Tatsachen, gar, 
zu eifrig für die Unionisten Partei nahmen, von deren Sieg sie 
die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in England er¬ 
warteten. Wesen und Bedeutung der Entente erschienen un¬ 
klarer denn je, und wenn eine gemeinsame auswärtige Politik 
ider Ententemächte bestand, so waren ihre Ziele jedenfalls nicht 
zu erkennen. Das wurde wieder anders, als im Juli 1911 die 
zweite Marokkokrisis ausbrach. England trat von neuem, 
seinen Vertragspflichten gemäß, als der Sekundant Frank¬ 
reichs auf. 

Der deutsch-französische Vertrag vom November 1911 hat 
die Marokkokrisis und die Marokkofrage beendet. Zugleich 
waren jetzt die Verpflichtungen erfüllt, die England 1904 ein¬ 
gegangen war. Damit hätte die Entente cordiale ihr ursprüng¬ 
liches politisches Ziel verloren. Nicht, daß sie damit aufgehört 
hätte zu bestehen. Ein achtjähriges’ intimes politisches Zu¬ 
sammenarbeiten schafft Gewohnheiten, Gefühlswerte und Inter¬ 
essen, die selbständige neue Wurzeln schlagen und eigene po¬ 
litische Kräfte darstellen, die weiter wirken. Wenn die ur¬ 
sprünglichen Motive und Ziele der Entente weggefallen sind, 
so hat sie doch inzwischen so viel eigene Lebenskraft erlangt, 
um weiter bestehen zu können. Aber trotzdem ist sie nicht 
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mehr dasselbe, was sie 1905 und 1911 war. Ihr Gegensatz zu 
.Deutschland hat seinen Wesensgrund .verloren. Da England die 
Existenz Frankreichs als einer Großmacht in seinem eigenen In¬ 
teresse braucht, so würde die Entente ihre frühere Stärke 
und ihre frühere Spitze gegen Deutschland von neuem erhalten, 
falls Deutschland Frankreich bedrohte oder angriffe. Aber daran 
denkt niemand in Deutschland. Der spezifische Konflikt, der 
uns und Frankreich seit 1904 getrennt hat, ist begraben, und 
die englisch-französische Freundschaft hat damit Deutschland 
gegenüber ihre frühere Exklusivität verloren. 


England und Deutschland. 

In den deutsch-englischen Beziehungen bereitete sich auf 
englischer Seite noch während des Sommers von 1911 ein 
' Umschwung vor, und die Tendenzen, die ihn förderten, machten 
sich nach dem Abschluß des Marokkovertrags, mit verstärkter 
Kraft geltend. Die liberale Regierung, die im November 1905 
ans Ruder gekommen war, hatte von Anfang an den Wunsch, 
bessere Beziehungen zu Deutschland herzustellen. Es wurden 
mehrere Versuche gemacht, die öffentliche Meinung beider 
Länder im Sinne eines friedlichen und freundschaftlichen Ver¬ 
hältnisses zu Deutschland zu beeinflussen; auch die Beziehungen 
der beiden Höfe gewannen ihre alte Herzlichkeit wieder. Allein 
die politischen Differenzen im Nahen Osten dauerten an; und 
außerdem verursachte die Flottenfrage, namentlich unter der 
Verwaltung des Staatssekretärs. McKenna, wiederholte Rei¬ 
bungen. Über den Versöhnungsbestrebungen schien ein 
ieigener Unstern zu walten. Fast jedesmal, .wenn ein Schritt 
vorwärts gemacht schien, erfolgte ein Zwischenfall, der wieder 
zwei Schritte zurückführte. Auf beiden Seiten hatten Sich viele 
bereits an die Theorie »gewöhnt, daß ein deutsch-englischer 
Konflikt unvermeidlich sei. Im Sommer 1911 trat die Möglich¬ 
keit eines Krieges wirklich in Sicht. Die öffentliche Meinung 
in England hatte damals, abgesehen von den wenigen, die die 
^S'tvärtigen Angelegenheiten von Berufswegen verfolgen, 
Zeit und Neigung, dem Marokkostreit ihre volle Auf- 
merksärnkeit zu widmen. Das Frühjahr und der Sommer waren 
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außerordentlich ereignisreich gewesen. Die Reichskonferenz, 
die Krönung König Georgs und in Verbindung damit eine über¬ 
aus glänzende Saison der Londoner Gesellschaft; der Ver¬ 
fassungskonflikt im Parlament und eine Reihe von leidenschaft¬ 
lich ausgefochtenen Streiks, die in dem großen Eisenbahner¬ 
streik gipfelten: all das war genug an Stoff, um das Interesse 
und die Neugier der Öffentlichkeit zu übersättigen, und die 
Marokkokrisis kam dabei zu kurz. Erst nachher, als, die Ge¬ 
fahr vorüber war, machte man sich die Situation klar, und be¬ 
gann nach dem Wie und Warum der Krisis zu fragen. Was 
waren die englischen Interessen in dem ganzen Marokkostreit? 
Weshalb hätte sich England in einen Krieg mit Deutschland 
verwickeln lassen sollen? Nur deshalb, damit Frankreich das 
Protektorat über Marokko erwürbe? Solche Vertrags Verpflich¬ 
tungen banden England, das die Algeciras-Akte unterzeichnet 
hatte, Frankreich zur Erwerbung von Marokko zu verhelfen? 
Und als von französischer Seite die geheimen Vertragsklauseln 
von 1904 veröffentlicht wurden, verschärfte sich der Sturm gegen 
die geheime Kabinettspolitik, die allen Prinzipien des englischen 
Verfassungslebens zu widersprechen schien. Man fragte, was 
für weitere Abmachungen mit Frankreich noch beständen, und 
wozu England sonst noch verpflichtet wäre. Man fragte weiter, 
weshalb Englands Interessen es erheischten, überall den legi¬ 
timen Expansionswünschen Deutschlands entgegenzutreten. 
Man rechnete nach, welche Opfer die englische Politik Eng¬ 
land seiner Entente-Politik bereits gebracht hätte, nur um 
Deutschland in Schach zu halten; und man kam zu dem Schluß, 
daß es eine bessere Politik wäre, durch eine entgegen¬ 
kommende Politik und durch vernünftige Zugeständnisse die 
Freundschaft Deutschlands zu erwerben. 

Diese Agitation, die sich besonders, gegen Sir Edward 
Grey und seine Politik richtete, blieb nicht ohne Wirkung. 
Allerdings bestanden auch in dem englischen Kabinett selbst 
Tendenzen und Kräfte, die auf einen schiedlichen Ausgleich 
mit Deutschland hinwirkten. Schon im Sommer und Herbst 
des Jahres 1911 waren aus englischen Regierungskreisen Äuße¬ 
rungen und Andeutungen gefallen, die freilich in der Aufregung 
•des Augenblicks wenig beachtet und in ihrer Bedeutung nicht 
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erkannt wurden, und deren Inhalt sich etwa folgendermaßen 
zusammenfassen läßt: Die englische Regierung fühlte sich ge¬ 
bunden, ihren Vertragsverpflichtungen von 1904 gemäß, die 
französische Marokkopolitik zu unterstützen; aber sobald die 
Frage aus der Welt geschafft wäre, hoffte und wünschte sie,, 
die früheren freundschaftlichen Beziehungen zu Deutschland 
zu erneuern. Diese Tendenzen in der englischen Regierungs¬ 
politik wurden durch die lebhafte Agitation der öffentlichen 
Meinung wirksam unterstützt; und wenige Monate nach dem 
Abschluß des Marokko-Kongo-Vertrags reiste Lord Haldane 
in geheimer Mission nach Berlin. 


Italien und der Dreibund. 

Wenn die Marokkokrisis im wesentlichen die Beziehungen, 
zwischen Deutschland, Frankreich und England beeinflußten, 
so hatte der tripolitanische Krieg kaum eine mindere Wirkung 
auf die auswärtigen Beziehungen Italiens. Erst dieser Krieg 
hat die internationalen Verpflichtungen, die in enger Verbin¬ 
dung mit der Marokkofrage eingegangen waren, endgültig er¬ 
füllt. Frankreich hatte Anfang des neuen Jahrhunderts ein 
Abkommen mit Italien geschlossen, worin es. diesem freie Hand 
in Tripolis ließ und selbst freie Hand in Marokko erhielt. 
Als es im Herbst 1911 außer Frage stand, daß Frankreich auf 
die Zustimmung Deutschlands zur Errichtung seines Protek¬ 
torats über Marokko rechnen durfte, beeilte sich Italien,, 
die ihm von Frankreich zugestandene Kompensation zu er¬ 
ringen. Die Beendigung des tripolitanischen Feldzuges und 
die Erwerbung der Souveränität über das frühere türkische 
Palaschik hat die italienische Politik von der Unterstützung 
Frankreichs unabhängig gemacht, während die Liquidation der 
marokkanischen Frage sie seiner Verpflichtungen gegen Frank¬ 
reich enthob. Damit ist für Italien der politische Status quo 
vor Beginn der Marokkofrage wieder eingetreten, und die Er¬ 
neuerung des Dreibundes durfte allgemein als eine Rückkehr 
Italiens zu seiner früheren Politik aufgefaßt werden. 

Zur .Würdigung der italienischen Politik muß man berück¬ 
sichtigen, daß die Mächte schon seit langer Zeit Italien den Be- 
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sitz von Tripolis zugedacht hatten. Italien hatte vor 23 Jahren 
versäumt, Tunis zu nehmen, wozu es der Zustimmung der 
Mächte mit Ausnahme Frankreichs sicher sein durfte; und seit 
Jahren waren sowohl England als Deutschland und Österreich- 
Ungarn bereit, Italien Tripolis nehmen zu lassen. Der einzige 
Widerstand drohte ihm von Frankreich. Nachdem der alte 
französisch-italienische Konflikt durch die Tunisverträge von 
1896 beigelegt war, bahnte sich eine Entente zwischen den 
beiden Ländern auf der Grundlage an, daß Italien Tripoli- 
tanien und Frankreich Marokko erwerben sollten. Die 
italienische Regierung wurde dadurch bis zu einem gewissen 
Grade gebunden, denn sie hatte sich verpflichtet, die franzö¬ 
sische Marokkopolitik zu unterstützen; und sie mußte dies tun, 
wenn sie nicht die Zustimmung Frankreichs zu ihren eigenen 
Absichten auf Tripolis aufs Spiel setzen wollte. Italien kam 
dadurch in einen gewissen Konflikt mit der deutschen Marokko¬ 
politik, und seine Politik wurde von der deutschen Presse 
leidenschaftlich angegriffen, als es in Algeciras nicht mit 
Deutschland, sondern mit Frankreich ging. Tatsächlich ist es 
aber unrichtig zu sagen, daß Italien dadurch seinen Dreibund¬ 
verpflichtungen untreu geworden wäre. Denn die Dreibund¬ 
verträge beziehen sich lediglich auf die Politik des fest¬ 
ländischen Europas und haben ausschließlich die Garantie des 
kontinentalen Besitzes der Verbündeten zum Zweck. Bismarck 
selbst hat, wie schon gesagt, mehrfach ausdrücklich betont, 
daß Bestrebungen der einzelnen Dreibundmächte, die außer¬ 
halb der eigentlichen Ziele des Dreibunds liegen — und dazu 
gehören selbstverständlich alle kolonialpolitischen Unternehm¬ 
ungen — keinen casus föderis bilden dürften; und daß anderer¬ 
seits die einzelnen Dreibundstaaten zur Erreichung solcher be¬ 
sonderen Zwecke berechtigt sein müßten, Ententen mit anderen 
Mächten außerhalb des Dreibunds zu schließen. Wenn Italien 
also die vielzitierte Extratour mit Frankreich tanzte und mit 
ihm ein Abkommen über die Erwerbung von Tripolitanien 
und Marokko einging, so widersprach dies, wie gezeigt, nach 
Bismarckscher Auffassung nicht den Grundsätzen der Dreibund¬ 
verträge. Da aber anderseits Deutschland die französische Ma¬ 
rokkopolitik bekämpfte, während Italien sie zu unterstützen 
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liatte, so ergaben sich naturgemäß diplomatische Schwierig¬ 
keiten, und die weitere Folge waren leidenschaftliche Preß- 
fehden und zeitweise eine erhebliche Verbitterung zwischen der 
■öffentlichen Meinung in Italien und Deutschland. 

Mit der endgültigen Beendigung und Beseitigung der Ma¬ 
rokkofrage sind nun auch jene diplomatischen Verpflichtungen 
zwischen Italien und Frankreich erfüllt. Italien hat keine wei¬ 
teren Verbindlichkeiten mehr gegen Frankreich, und der Drei¬ 
bund, der ungeschwächt aus dieser Krisis hervorgegangen ist, 
wird durch die Beziehungen zwischen Italien und Frankreich 
nicht weiter beeinträchtigt. 

Zugleich hat der Dreibund dadurch an Kraft gewonnen, 
daß die Expansionsinteressen Italiens durch sein Unternehmen 
in Tripolis von der Adria ab und nach Nordafrika hingelenkt 
wurden. Dadurch ist der gefährliche Konfliktstoff zwischen 
Italien und Österreich wesentlich abgeschwächt, und während 
der jüngsten Balkankrisis zeigte sich ein fast unerwartet 
intimes Einvernehmen zwischen beiden Verbündeten sowohl 
in der Behandlung der serbischen als der albanischen Frage. 


Das britische Reich und das festländische Europa. 

Seit der Liquidation der Marokkofrage machten sich in Eng¬ 
land starke politische Anzeichen geltend, daß England sich aus 
der europäischen Festlandspolitik bis zu einem gewissen Grade 
herauszuziehen, und sich wieder mehr der Salisburyschen Po¬ 
litik der ,glänzenden Isolierung' anzunähern beabsichtigte. Als 
im Frühjahr 1912 von neuem der Wunsch ausgesprochen wurde, 
die Entente cordlale in ein Bündnis mit Frankreich umzu- 
wandeln, erfolgten in der englischen Regierungspresse und von 
dem Ministertisch im Parlament deutliche Absagen. Die Ver¬ 
pflichtungen des Abkommens von 1904 waren mit der Erledi¬ 
gung der Marokkofrage erfüllt, und man wollte in Zukunft 
eine Politik vermeiden, die zu einem ähnlichen Konflikt mit 
Deutschland führen könnte, wie im Sommer 1911. Dazu kam 
ein zweiter Grund wehrpolitischer Natur, der durch die Agi¬ 
tation von Lord Roberts und seinen Anhängern für die allge¬ 
meine Wehrpflicht in den Vordergrund der politischen Erörte- 
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rung gerückt wurde. Seit alters bestand ein Mißverhält¬ 
nis zwischen der englischen Heeres Verfassung 
und Heeresstärke und einer englischen Konti¬ 
nentalpolitik. Während der schleswig-holsteinischen Kri¬ 
sis gab Lord Palmerston in einem Brief an Lord John Russell 
offen zu, daß wenn England mit Preußen Krieg anfinge, es 
nur 20 000 Mann mit Vorderladern in den Kampf gegen 200 000 
bis 300 000 Preußen und Österreicher schicken könnte, die mit 
Hinterladern bewaffnet waren. In früheren Zeiten hatte Eng¬ 
land seine Schlachten auf dem Kontinent durch festländische 
Verbündete schlagen lassen. Jetzt forderten die Franzosen als 
Preis eines Bündnisses eine Reform und Verstärkung der eng¬ 
lischen Armee nach kontinentalem Muster. Aus diesem Di¬ 
lemma ^ab es zwei Auswege. Entweder mußte die englische 
Wehrverfassung der europäischen Politik Englands angepaßt 
werden, oder diese der englischen Wehrverfassung. Tatsäch¬ 
lich war in den Wehrfragen die Entscheidung bereits gefallen. 
Die englische Regierung war entschlossen, dem geographisch¬ 
politischen Charakters des ibritischen Reichs entsprechend, seine 
wesentlichsten Anstrengungen auf die Flotte zu konzentrieren, 
und die Haldanesche Armeereform begnügte sich mit einem 
kleinen Expeditionskorps von.160 000 Mann. Ein solches, Korps 
ist naturgemäß zu schwach, um in einem modernen Kriege die 
Entscheidung herbeiführen zu helfen. Um so mehr, als seine 
Aussendung nach einem festländischen Kriegsschauplatz erst 
möglich wäre, nachdem die englische Flotte durch Vernichtung 
oder durch Blockierung der gegnerischen Seemacht ihre abso¬ 
lute Herrschaft zur See hergestellt hätte und somit mit Sicher¬ 
heit den Truppentransport , schützen könnte. Damit ist eine 
sofortige militärische Hülfe!eistung unmittelbar nach dem 
Ausbruch des Krieges sehr in Frage gestellt, und begreiflicher¬ 
weise legen die Franzosen auf die Schnelligkeit der Hilfe¬ 
leistung das allergrößte Gewicht. Zugleich mußten die Eng¬ 
länder an die Möglichkeit ;denken, daß ihr ganzes Expe¬ 
ditionskorps in einem festländis,chen Kriege vernichtet wer¬ 
den könnte; und bei den Rückwirkungen, die ein euro¬ 
päischer Krieg auf die Stellung Englands in Indien und 
Egypten haben kann, lag darin eine Gefahr, die sehr 
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verhängnisvolle Folgen nach sich ziehen konnte. Die lo¬ 
gische Folge dieser Erwägungen wäre also, daß die eng¬ 
lische Politik auf ,dem europäischen Festland sich nach dem 
Maßstabe ihrer Landmacht einzurichten hätte. 

Diese Neigung, sich in Europa, so weit es die britischen 
Lebensinteressen eben zulassen, i zu desinteressieren, wurde 
sehr stark durch die Entwicklung gefördert, die die 
britischen Reichsinteressen genommen hatten. Gerade in 
dem letzten Jahrzehnt war sehr viel im Sinne einer 
Konsolidierung des britischen Reichs, geschehen. Der Com¬ 
monwealth, in dem sich die australischen Kolonien erst 
im Jahre 1901 zusammengeschlossen hatten, lebte sich 
schnell ln seine bundesstaatliche Rolle ein, und die Zusammen¬ 
fassung seiner Kräfte vermehrte seinen Einfluß in dem bri¬ 
tischen Reich. Auch die südafrikanischen Kolonien wurden 
vereinigt. Der älteste britische Bundesstaat über See, Ka¬ 
nada, hatte einen rapiden wirtschaftlichen Aufschwung ge¬ 
nommen ; und er steigerte seine politischen Ansprüche und 
setzte in der Tat eine gewisse Erweiterung seiner bisherigen 
politischen Kompetenz durch. Je mehr aber die Dominions 
an eigener Schwerkraft gewannen, um so dringender wurde das 
Problem, wie ihr Zusammenhang mit dem Mutterlande erhalten 
und befestigt werden könnte. Die früheren Versuche, eine 
neue Reichsverfassung zu konstruieren, waren ebenso geschei¬ 
tert, wie die Bestrebungen, das Reich unter handelspolitischen 
Gesichtspunkten zu konsolidieren. Dagegen machte man Fort¬ 
schritte auf dem Gebiet der wehrpolitischen Organisation. Die 
Wehrkonferenz, die im Somme 1909 in London tagte, kam zu 
bestimmten Ergebnissen; und Kanada und Australien be¬ 
schlossen, eigene Flotten zu bauen, die im Kriegsfall unter ge¬ 
wissen Voraussetzungen dem Mutterlande zur Verfügung ge¬ 
stellt werden sollten. Die konstitutionelle Schwierigkeit wurde 
in der Weise gelöst, daß sowohl das, kanadische als das austra¬ 
lische Flottengesetz die Entscheidung, ob die kolonialen Flotten 
im Kriegsfall dem Mutterlande zur Verfügung gestellt werden 
sollten oder nicht, der kolonialen Regierung vorbehielt. Diese 
Einschränkung befriedigte aber weder die Imperialisten in Eng¬ 
land noch in den Kolonien, und das neue kanadische Kabinett 
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Borden, das Ende 1911 gebildet wurde, war entschlossen, die 
iWehrfragen in anderer Weise zu lösen. Nach seinem Plan 
sollte die künftige kanadische Flotte einen integrierenden Be¬ 
standteil der englischen Marine bilden, und Kanada sollte Eng¬ 
land ein Geschenk von mehreren Dreadnoughts machen. Nun 
setzen nach den geltenden konstitutionellen Grundsätzen Steuer¬ 
leistungen und entsprechende Geldbeiträge eine politische Re¬ 
präsentation voraus. An die Begründung eines Reichsparla¬ 
ments war vorläufig nicht zu denken, und die kanadische Re¬ 
gierung gab sich damit zufrieden, daß eines ihrer Mitglieder 
in den Reichsverteidigungsausschuß eintreten sollte. Dieser 
Ausschuß, der dem englischen Premierminister attachiert ist, 
hat zwar nur beratende Funktionen, aber es ist sehr wohl 
möglich, daß er im Laufe der Zeit den Kern für konstitutio¬ 
nelle Neubildungen im britischen Reich abgeben wird. Das 
Entscheidende war für Kanada nicht dieser eine Sitz eines 
kanadischen Ministers in dem Reichsverteidigungsausschuß, 
sondern die Gewißheit, daß der Kolonie ein gewisser Einfluß 
in der Bestimmung der auswärtigen Reichspolitik eingeräumt 
werden würde. 

Die Idee, daß die Dominions einen gewissen Einfluß auf 
die auswärtige Politik des Reichs haben müßten, war bereits 
während der Reichskonferenz von 1911 lebhaft erörtert worden, 
und die englische Regierung erklärte sich im Prinzip damit 
einverstanden. Es liegt auf der Hand, daß sich ein solcher 
iEinfluß der Dominions zunächst in engen Grenzen bewegen 
muß, und daß er nur einen sehr allgemeinen Charakter haben 
kann. Andererseits ist es klar, daß die Interessen der Dominions 
durch spezifisch europäische Fragen am wenigsten berührt 
werden. Die Dominions waren weder an dem Marokkostreit, 
noch an dem russisch-österreichischen Konflikt wegen Serbiens 
und Albaniens interessiert, und ihr wesentlichster Wunsch ist, 
daß das britische Reich nicht in solche Verwicklungen hinein- 
g'ezogen würde. Dieser Gedanke ist sowohl in den Kolonien 
als auch in den imperialistischen Kreisen Englands wiederholt 
und mit allem Nachdruck ausgesprochen worden; und na¬ 
mentlich gab die Marokkokrisis jenen Kreisen einen besonders 
starken Antrieb, die Rückkehr der englischen Diplomatie zu 
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der Sahsburyschen Politik eines möglichst großen Desinter¬ 
essements in europäisch-festländischen Fragen zu fordern. Man 
betonte, daß die wichtigsten britischen Lebensinteressen nicht 
auf dem europäischen Festlande, sondern in dem britischen 
Reiche, in der Entwicklung seiner Kräfte, in der Befestigung 
seines Zusammenhangs lägen, und daß die britische Politik 
sich auf die Verfolgung dieser eigentlichen britischen Inter¬ 
essen konzentrieren und sich von dieser Hauptaufgabe nicht 
durch europäische Nebenfragen von geringerem Belang ab- 
ziehen lassen müßte. 


Ein europäisches Konzert. 

Der Ausbruch der Krisis auf dem Balkan ließ alsbald er¬ 
kennen, daß die englische Politik tatsächlich zu einer neuen 
Orientierung in europäischen Fragen neigte. Sie bemühte sich 
ein europäisches Konzert ins Leben zu rufen. In Deutsch¬ 
land pflegten wir früher, wenn von dem europäischen Konzert 
die Rede war, damit den Begriff von etwas Unrealpolitischem, 
wenn nicht Utopischem zu verbinden. Und wenn das Schlag¬ 
wort gar von England, und zumal von einer liberalen eng¬ 
lischen Regierung in die Debatte geworfen wurde so 
fühlten wir uns zu 4em größten Mißtrauen berechtigt, wenn nicht 
verpHichtet. Aber die Zeiten haben sich geändert, und schließ¬ 
lich ist das liberale Kabinett Asquith von dem liberalen Kabinett 
Oladstone nicht minder verschieden, als die Diplomatie Sir 
Edward Greys von der Diplomatie Lord Granvilles. Die Er¬ 
fahrung hat gelehrt, daß das europäische Konzert eine Realität 
werden, und daß es tatsächlich durch England wiederherge¬ 
stellt werden konnte. 

Die Anregung des Grafen Berchtold und die Vorschläge 
des französischen Ministerpräsidenten, die in den Anfängen 
der Krisis gemacht wurden, hatten ein ähnliches Ziel ver¬ 
folgt, nämlich eine Einigung der Mächte, um womöglich den 
Balkankrieg zu verhindern und ihn jedenfalls zu lokalisieren. 
Indes der Krieg brach aus. Die militärischen Erfolge des 
Balkanbundes :machten dem ursprünglichen Programm der 
Mächte, keine territorialen Veränderungen auf der Halbinsel 
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zu gestatten, schnell ein Ende und rückten die Gefahren eines 
europäischen Zusammenstoßes in drohende Nähe. 

Diese Gefahr konzentrierte sich in dem Gegensatz zwischen 
Österreich und Rußland. In der orientalischen Krisis, von 1878" 
war Bismarck als ,ehrlicher Makler' zwischen die streitenden 
Mächte getreten. Die Rolle, die Sir Edward Grey in der 
gegenwärtigen Krisis gespielt hat, kommt an politischer Be¬ 
deutung der damaligen Aktion Bismarcks nahe, so wenig man 
sonst beide Staatsmänner miteinander vergleichen kann, und 
so viel anspruchsloser auch die Londoner Botschafterreunion, 
auftrat, als der Berliner Kongreß. Die Voraussetzung für eine 
solche Vermittlerrolle war, daß sich England ungefähr in gleich 
nahe Beziehungen zu den beiden widerstreitenden Mächten,, 
resp. Mächtegruppen, zu stellen wußte. Denn nur so konnte 
der britische Staatsmann über das beträchtliche Maß politischen 
Vertrauens in beiden Lagern verfügen, dessen er zur Durch¬ 
führung seiner Rolle bedurfte. Die bedeutendsten Schwierig¬ 
keiten lagen a priori in den deutsch-englischen Beziehungen. 

Allein diese Schwierigkeiten erwiesen sich als, nicht un¬ 
überwindlich. Seit der Berliner Mission Lord Haldane’s war 
eine Detente entstanden; jetzt entstand binnen kurzem eiu 
Verhältnis, das einer Entente nahekam. Aus Äußerungen, die 
von maßgebender Seite in Deutschland und in England fielen, 
ersah man, daß die beiden früheren Rivalen sich zu 
einer Gemeinsamkeit politischen Handelns von ganz unerwar¬ 
teter Intimität zusammengefunden hatten. Das zeigte sich in¬ 
direkt auch in der Haltung der Presse. Die ministeriellen 
Zeitungen Englands hatten schon seit geraumer Zeit ihrem 
Wunsch nach besseren Beziehungen zu Deutschland Ausdruck 
verliehen. Nun aber machte sich auch die „Times", die bis¬ 
her zu den härtesten Widersachern der deutschen Politik ge¬ 
hört hatte, zum beredten Anwalt eines deutsch-englischen Zu¬ 
sammengehens. Wenn man jetzt die maßgebende englische: 
'Presse las, s,o hätte man glauben können, daß alles, was man 
früher von englisch-deutscher Handelseif ersucht, von Flotten- 
rivalität, von den politischen Gegensätzen, von der Unvermeid¬ 
lichkeit eines bewaffneten Konflikts gehört und gelesen hatte, 
nur ein böser Traum gewesen wäre. Jedenfalls bewies die 
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neue Situation, daß alle diese Dinge nicht den Ausschlag in 
den Beziehungen zwischen den beiden Nationen gaben, sondern 
daß vielmehr der Ausschlag bei den beiden Regierungen lag 
und daß ihr vertrautes Zusammenwirken von der großen Mehr- 
eit der beiden Nationen mit aufrichtiger Genugtuung aufee- 
nomttien wurde. » & s 

Dieses Einverständnis zwischen England und Deutschland 
bildete den eigentlichen Kern des neuen europäischen Konzerts 
Beide Machte setzten sich ,mit allen Kräften für die Erhaltung 
des europäischen Friedens ein. Deutschland mit seinem Ein¬ 
fluß auf Österreich, Italien und Rußland, und England mit 
seinem Einfluß auf Frankreich, Rußland und Italien, bildeten die 
f/- Kombination, die zur Zeit zwischen zwei europäischen 
Machten denkbar war. Ihre gemeinsame Politik war darauf ge- 
richtet, den beiden Hauptgegnern, Österreich und Rußland, eHe 
Annäherung und einen Kompromiß nach jeder Richtung zu er¬ 
leichtern. Die englische Politik hatte im Vergleich zu ihrer 
früheren Haltung in der bosnischen Frage eine vollständige 
Inversion durchgemacht. In der neuen Balkankrisis trug die 
englische Diplomatie der schwierigen Lage, in der sich Öster¬ 
reich angesichts der Veränderungen auf der Balkanhalbinsel 
befand, in weitem Maße Rechnung, und suchte sowohl in der 
serbischen als in der albanischen Frage den österreichischen 
Interessen nach besten Kräften Genüge z^u tun. Anderseits 
verlangten aber auch die russischen Interessen Berücksichti- 
^ng. Sowohl Österreich als Rußland hatten eine Reihe von 
Gewinnen, aber auch eine Reihe von Verlusten zu buchen. 
Eine Annäherung ihrer entgegengesetzten Standpunkte war nur 
auf dem Wege des Kompromisses möglich' und unter solchen 
Umstanden ist die geschickteste Politik, zu Hause und vor 
der Welt nicht über seine Verluste zu klagen, sondern seine 
Gewinne ins rechte Licht zu setzen. 

Die Frage ist nun, was man von der Zukunft des Konzerts 
der Mächte, das während der Balkankrisis ad hoc geschaffen 

zu halten hat, und welche etwaige Rückwirkungen es 
auf die bestehende Gruppierung der Mächte haben könnte. 
Es hatte ein gfewisses, psychologisches Interesse, daß sobald 
die Haltung der englischen Presse eine Annäherung Englands 
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an Deutschland erkennen ließ, der Pariser „Temps“, dessen 
politische Hellhörigikeit bekannt ist, in eine heftige persönliche 
Polemik gegen den Pariser Korrespondenten der „Times“ aus- 
±)rach. Den Gelehrten des „Temps“ erweckte die bloße Mög¬ 
lichkeit eines englisch-deutschen Einverständnisses starkes Miß¬ 
behagen, aber es lag nicht in ihrer Macht, es zu verhindern. 

Wenn man versucht, ohne Leidenschaft und Voreinge¬ 
nommenheit die gegenwärtige diplomatische Lage zu skizzieren, 
so scheinen sich folgende Tatsachen zu ergeben: Die beiden 
ursprünglichen Mächtegruppen, der Dreibund und der Zwei¬ 
bund bestehen nach wie vor. Beide sind durchaus defensiv ge¬ 
richtet. Ihre Vertragsverpflichtungen sind schriftlich festgelegt. 
Dreibund und Zweibund sind seit Jahren bekannte und 
konstante Größen, die einander das Gleichgewicht halten, und 
an die sich eine Anzahl kleinerer Staaten in loserer Anlehnung 
angegliedert haben.; Im Vergleich mit dem Dreibund und Zwei¬ 
bund ist die Tripleentente eine Kombination von weit weniger 
bestimmtem und mehr fluktuierendem Charakter. 

England ist durch seine geographische Lage und durch 
seine Machtmittel in der Lage, zwischen Dreibund und Zwei¬ 
bund den Ausschlag zu geben. So lange Lord Salisbury Pre¬ 
mierminister war, lag das Gewicht Englands in der Wagschale 
des Dreibundes. Freilich nicht sein volles Gewicht. Bindende 
Verpflichtungen hatte England auch gegenüber dem Dreibund 
nie übernommen, sondern nur gegenüber einer einzelnen Drei¬ 
bundmacht, Italien, mit Bezug auf den Status quo im Mittel¬ 
meer; und allem Anscheine nach handelte es sich hier auch 
'nur um mündliche Zusagen. 

In der späteren Periode von 1904—11 befand sich das 
'Gewicht Englands in der Wagschale des Zweibundes, aber 
«ebenfalls nicht unbedingt. Direkte Bündnisverpflichtungen war 
England weder mit Frankreich noch mit Rußland eingegangen, 
und im großen und ganzen war das Verhältnis Englands zum 
.Zweibund nicht Sehr viel anders, als vorher zum Dreibund. 

Die heutige Politik Englands ist, eine Option zwischen 
beiden Gruppen zu vermeiden, sich zu beiden in etwa gleich 
nahe Beziehungen zu stellen, ihr Gewicht in keine der beiden 
TWagschalen zu werfen, sondern beide Gruppen in einem euro- 
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päischen Konzert zu vereinigen. Allerdings ist England ent¬ 
schlossen, Frankreich nicht fallen zu lassen, falls es ohne Pro¬ 
vokation seinerseits in einen bewaffneten Konflikt mit Deutsch¬ 
land geriete. Wenn der unwahrscheinliche, ja kaum denkbare 
Fall einträte, daß Deutschland Frankreich bedrohte oder 
angriffe, so würde England sich automatisch wieder mehr der 
Gruppe des Zweibundes nähern, und eventuell eine engere 
Vereinigung mit ihm eingehen. Indes ist das gegenwärtige: 
Ziel der englischen Politik, einen Konflikt zwischen beidea 
Mächtegruppen zu verhindern und das europäische Konzert 
zu erhalten. Diese Politik wird erleichtert durch die freund¬ 
schaftlichen Beziehungen, die England selbst zu Mächten beider 
Gruppen hat, und die auch zwischen einzelnen anderen Mäch¬ 
ten der beiden Gruppen bestehen, wie zwischen Deutschland 
und Rußland, und zwischen Rußland und Italien. 

Das Konzert der Mächte ist somit eine politische Realität 
geworden. Wenn wir die Möglichkeit seiner Wirksamkeit: 
betrachten, so ergibt sich sofort, daß es. keineswegs einen 
so festen Aggregatzustand besitzt wie der Dreibund oder 
der Zweibund. Sein Aggregatzustand ist flüssiger, und er¬ 
hängt namentlich ab von dem Verhältnis Englands zu den 
beiden Mächtegruppen, und dieses ist wiederum bedingt durch 
die Beziehungen der beiden Mächtegruppen untereinander. Be¬ 
stehen keine Reibungen oder Konflikte zwischen den Mächten 
des Zweibunds und Dreibunds, so daß beide Bündnisse mehr 
auf eine latente Wirksamkeit zurückgeführt sind, so ist Eng¬ 
land in der Lage, — seinen innersten Wünschen entsprechend 
— sichjin ,den Fragen des festländischen Europas nach Möglich¬ 
keit zu desinteressieren; .und es wird eine Stellung einnehmen, 
die gegenüber dem Dreibund und Zweibund gleich nahe oder 
gleich detachiert sein wird. Kommt es dagegen zu Reibungen od;er 
gar zu Konflikten zwischen dem Zweibund und dem Drei¬ 
bund, so wird England :sich automatisch dem Zweibund nähern 
und eine Neigung entwickeln, sich wieder stärker auf dem 
europäischen Kontinent zu engagieren. Jede stärkere Beto¬ 
nung des Gruppengedankens, d. h. des Gegensatzes zwischen 
Zweibund und Dreibund, wird England stärker in die euro¬ 
päischen Angelegenheiten hineinziehen. Jedes Nachlassen in der 
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Betonung des Gruppengedankens wird,England die erwünschte 
Freiheit geben, seine Energie auf den Ausbau des britischen 
Reichs zu konzentrieren. 

Diese Voraussetzungen sind auch für die künftigen Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und England maßgebend. 
Treibt Deutschland eine intensive Kontinentalpolitik, engagiert 
eS sich in einer Politik, die gegen Frankreich oder Rußland 
gerichtet ist, so wird'es dadurch die Triple-Entente von Neuem 
befestigen; und dann würden ,wir möglicherweise England auch 
gegen uns haben, wenn wir eine überseeische Expansions¬ 
politik verfolgen wollten. Konzentrieren wir dagegen unsere 
Kräfte auf eine überseeische Expansionspolitik, so haben wir 
eine Einmischung Englands in festländische Fragen nicht zu 
besorgen. Aber natürlich ist die Grundfrage, wo wir das 
Feld für eine Expansionspolitik suchen sollen, und ob wir 
dort nicht mit britischen Lebensinteressen Zusammenstößen. 
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IV. 


Klärung der deutschen Politik. 

jWenn wir zurückblicken und uns fragen, wie wir in der 
Periode seit Bismarcks Entlassung bis zur letzten Marokko¬ 
krisis weltpolitisch erreicht haben, so sind im Grunde nur 
zwei Errungenschaften von Bedeutung zu nennen: der Aus¬ 
bau der deutschen Flotte und die Bagdadbahn. In zweiter 
Linie — und nach einem beträchtlichen Abstande — kommen 
die Erwerbungen von Kiaotschou, eines Teiles der Samoa- 
Inseln, und der Karolinen und Marianen in Betracht. Diese 
Liste unserer weltpolitischen Erfolge scheint nicht sonderlich 
lang, izumal wenn wir Sie mit denen der übrigen Weltmächte 
vergleichen. Rußland hat in derselben Zeit, und trotz eines 
unglücklichen Krieges, eine quasi-militärische Okkupation der 
Nordmanschurei, eine Einflußsphäre in Nordpersien und dazu 
jüngst noch eine Einflußphäre in der Mongolei erreicht. Japan 
gewann Korea, die Halbinsel Liaotung, halb Sachalin und eine 
quäsi-miilitärische Okkupation der Südmanschurei. Die Vereinig¬ 
ten Staaten setzten sich in den Besitz der Hawai-Inseln, eines 
Teiles von Samoa, der Philippinen und Portoricos, und bauten 
den Panamakanal. England erhielt Wei-hai-wei und die Ton^a- 
Inseln, den egyptischen Sudan ,und die beiden Burenrepubliken; 
es gewann freie Hand in Egypten von Seiten Frankreichs, 
und eine Einflußphäre in Südostpersien. Frankreich endlich 
baute sein Kolonialreich in Indo-China und in Afrika aus. 
Erst der Ausgang der .Marokkofrage gestaltete die Lage für 
uns günstiger, indem wir als Entgelt für unsere Zustimmung 
zu dem französischen Protektorat über Marokko unsere Be¬ 
sitzungen in Zentralafrika beträchtlich erweiterten, ohne dabei 
Unsre wirtschaftlichen Interessen in dem Scherifenreiche preis¬ 
zugeben. 
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Aber wenn wir unsere weltpolitischen Errungenschaften 
vor 1911 betrachten, so war der Ausbau unserer Flotte, so 
hoch seine Bedeutung auch anzuschlagen ist, doch kein eigent¬ 
licher weltpolitischer Zweck, sondern, wie jede Rüstung es 
ist, nur Mittel zu einem Zweck. Andererseits war die Bag¬ 
dadbahn ein typisches Beispiel eines, weltwirtschaftlichen Unter¬ 
nehmens, dessen politische Bedeutung vielfach stark über¬ 
trieben wurde. Nur durch den starken Widerstand, der sich 
unerwartet gegen unseren Plan erhob, und dem wir begegnen 
mußten, wurde die Bagda;dbahn-Frage in die Sphäre der hohen 
Politik gerückt; und eben der Kraftaufwand, den uns die 
Durchführung des Planes kostete, erweckte im Ausland die 
Vorstellung, als ob wir weittragende politische und koloni¬ 
satorische Ziele im Orient verfolgten. Tatsächlich war für 
uns der Hauptzweck, das große Werk deutschem Unterneh¬ 
mungsgeist und deutschem Kapital zu sichern. Es war der 
erste Fall, wo wir in unentwickelten Ländern einen Spiel¬ 
raum für organisatorische und kapitalistische Betätigung 
suchten, und wir haben allen Grund, damit zufrieden zu sein, 
daß wir diesen Platz in der Sonne gerade in einem Gebiete 
behauptet haben, das andere Nationen als ihre eigene Domäne 
zu betrachten pflegten. 

In Asien sind auch unsere übrigen weltpolitischen Inter¬ 
essen rein wirtschaftlicher Natur. Das gilt ebenso von dem 
nahen und mittleren, wie von dem' fernen Osten. Allerdings 
haben wir ganz ebenso wie die anderen Nationen, die Welt¬ 
politik treiben, in den 90er Jahren eine Zeit lang an eine Be¬ 
gründung von Interessensphären in China gedacht. Aber das 
Emporsteigen der japanischen Macht zerstreute schnell diese 
Träume, noch eht die. inneren Umwälzungen in China die Aus¬ 
breitung und die Stärke des neuen nationalistischen Geistes 
erkennen ließen, woran alle derartigen Pläne scheitern müßten. 
Nicht als ob China dadurch an Interesse für uns verloren 
hätte. Im Gegenteil, wenn ,sich aus dem mittelalterlichen Chaos 
ein konsolidiertes China erhebt, so werden sich die Handels¬ 
interessen Europas und Amerikas bedeutend erweitern. Und 
wenn China im Verlauf seines Regenerationsprozesses terri¬ 
toriale Verluste zu erleiden hat, so werden sich diese auf seine 
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außenliegenden Provinzen beschränken, wie die Mongolei, die 
Manschurei und Tibet; und die angrenzenden Großmächte, 
Rußland, Japan und England, sind die einzigen, die dort Er¬ 
werbungen machen könnten. Unsere deutschen Interessen 
haben einen rein wirtschaftlichen Charakter und bleiben auf 
die Erschließung und Entwickelung dieses gewaltigen Marktes 
gerichtet. Dabei verdient betont zu werden, daß wir hierin 
sowohl mit England wie mit den Vereinigten Staaten voll¬ 
kommen übereinstimmen. Auch die einzigen politischen Ziele, 
die Nvir in -China verfolgen, teilen wir mit England und Amerika. 
Das eine, dieser Ziele ist die Erhaltung der Gleichberechtigung 
mit den anderen Nationen, die Politik der offenen Tür. Das 
zweite, umfassendere ist, die .politische und wirtschaftliche Kon¬ 
solidierung des Reichs der Mitte, und hierbei sind wiederum 
England und die Vereinigten Staaten unsere uninteressiertesten 
Mitarbeiter. 

Dasselbe gilt von unseren Interessen in der Türkei, vor¬ 
ausgesetzt, daß das türkische Reich seinen durch den Balkan¬ 
krieg verminderten Bestand behaupten kann. Daß es ihn be¬ 
haupte, liegt im allgemeinen Interesse Europas und im Interesse 
des europäischen Friedens. Wir haben durch den Bau der 
iBagdadbahn das unsrige getan, die Konsolidierung des, tür¬ 
kischen Reiches zu erleichtern, Wenn nicht zu ermöglichen. 
Was wir sonst erstreben, ist die freie Konkurrenz unter den 
Nationen, sodaß eine Bevorzugung eines unserer Handels,- 
rivalen ausgeschlossen bleibt. ' 

In Persien lagen die Dinge insofern anders, als hier die 
Aussicht von Anbeginn wesentlich geringer war, daß das per¬ 
sische Volk seine politische Unabhängigkeit behaupten konnte. 
Hier hatten wir uns daher mit den Mächten zu verständigen, 
die als mögliche künftige Protektoratsmächte in Betracht 
kommen; vor allem mit Rußland, da England selbst die Unab¬ 
hängigkeit und Integrität Persiens zu erhalten wünscht, und 
ebenso wie wir die Politik der offenen Tür verfolgt. Mit 
Rußland haben wir jene Verständigung erreicht, und durch 
das Potsdamer Abkommen sind unsere wirtschaftlichen Inter¬ 
essen in Persien gesichert. — — 
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Fast die ganze Zeit von 1904—1911 bildete die Marokko¬ 
frage den Brennpunkt für die gesamte europäische Politik. Be¬ 
trachten wir die Zeit vorher, so muß die ungemeine Zersplitte¬ 
rung unserer weltpolitischen Anläufe und Versuche auffallen. 
Unter Caprivi und Hohenlohe hatten unsere Expansionsbestre¬ 
bungen fast ganz geruht. Als sie unter dem Fürsten Bülow von 
Neuem begannen, nahmen wir Anläufe fast nach allen Himmels¬ 
richtungen. Wir engagierten uns zur gleichen Zeit in drei 
Kontinenten. Wir setzten uns in Kiaotschou fest und erwarben 
im Pacific die spanischen Inselgruppen und einen Teil von 
Samoa. Das Projekt der Bagdadbahn schien unsere welt¬ 
wirtschaftlichen Interessen in Vorderasien und Mesopotamien 
2 U konzentrieren, und zugleich schlossen wir mit England ein 
geheimes Abkommen über gewisse afrikanische Gebiete. Diese 
Zersplitterung unserer Politik springt umso schärfer in die 
Augen, wenn man bedenkt, daß alle jenen verschiedenen An¬ 
läufe fast ganz aus derselben Zeit datieren. Kiautschou kam 
1898 in unseren Besitz, die Karolinen und Marianen in dem¬ 
selben Jahr, in dem auch das deutsch-englische Abkommen 
_geschlossen wurde. 1899 kam der Samoavertrag zustande und 
im selben Jahr erteilte der Sultan die Konzession zur Bagdad¬ 
bahn. Qui trop embrasse, mal etreint. Die positiven Ergeb¬ 
nisse unserer Weltpolitik jener Aera entsprechen dem Mangel 
an der Konzentrierung unserer Kräfte. 

Allein diese Zersplitterung unserer Politik war unbedeutend 
im Vergleich mit dem Chaos expansionspolitischer Ideen, in 
denen sich die öffentliche Meinung in den zwei Jahrzehnten 
nach Bismarcks Entlassung hin- und hergewiegt hat. Es ge¬ 
schieht in keiner polemischen Absicht, wenn wir uns bei einer 
Jcurzen und notwendig skizzenhaften Betrachtung dieser Dinge 
an den politischen Ideenkreis der Alldeutschen halten. Der 
alldeutsche Verband wurde im Jahre 1891 gegründet, also auf 
der Scheide zweier politischer Generationen. Die ältere, die 
politisch regierende Generation, war durchaus retrospektiv ge¬ 
richtet. Sie schwelgte in den Erinnerungen der glorreichen 
Kriege !und der Herrlichkeit der Reichsgründung, und betrach¬ 
tete die neuen Aufgaben der Nation von dem engen Gesichts¬ 
punkt routinierter Politiker, die über die Forderungen des Tages 
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kaum hinausblicken. Die jüngere Generation dagegen träumte 
von künftigen großen Dingen, hatte aber gar keine klarere 
Ziele und hing mehr, als sie selbst wußte, am Alten. Der 
Gedanke der Weltpolitik war ihr noch nicht aufgegangen, die 
kolonialpolitischen Probleme waren noch 'wenig entwickelt, und 
zur kolonialpolitischen Detailarbeit war sie noch nicht erzogen» 
Das Schlagwort des Tages war „national“, und man griff 
kurz und gut auf die großdeutschen Ideen von 1848 zurück.. 
Die Alldeutschen erblickten die künftige Aufgabe des Deutschen 
Reichs in einer Lösung der Inkongruenz zwischen unseren 
staatlichen Grenzen und der Ausbreitung der deutschen Na¬ 
tionalität — nach dem Arndt’schen „das ganze Deutschland 
soll es sein.“ Die Alldeutschen nahmen unterschiedslos die 
völkischen Interessen auf, wo immer sie sich boten: in Öster¬ 
reich, der Schweiz, den baltischen Provinzen, den preußischen 
Ostmarken, den Vereinigten Staaten, Brasilien usw. Dabei 
dachten sie Iceineswegs immer nur daran, das Deutschtum, 
im Auslande zu stärken und zu stützen, sondern sie hofften 
auf die künftige Vereinigung solcher jenseits der Grenzen 
liegenden deutschen Volksteile mit dem Reich. Mindestens, 
einige Alldeutsche wünschten sogar eine Wiedervereinigung 
Hollands mit Deutsphland. Mit leidenschaftlicher Begeisterung 
ergriffen sie die Sache der Buren, und als die neuen welt¬ 
politischen Ideen in unseren politischen Horizont eintraten,, 
wandten sie sich auch diesen zu. Dabei gaben sie keine von 
ihren früheren Ideen auf, so daß sich in ihrem Anschauungs¬ 
kreise ganz entgegengesetzte Elemente 'zusammenfanden; und! 
es wurde kein Versuch gemacht, die Antinomie zwischen groß¬ 
deutscher Festlandspolitik und weltpolitischer Überseepolitik, 
zu lösen. 

Als Anreger haben die,Alldeutschen manchen guten Dienst 
geleistet. Fragt man aber nach ihren positiven politischen 
Leistungen, so gibt es keinen besseren Vergleich, als mit dem 
französischen Marokko-Komitee. Dieses konzentrierte sich auf 
ein einziges bestimmtes Ziel, und dies Ziel ist erreicht worden.. 
Der alldeutsche Verband hat niemals etwas positives erreicht. 
Er hat auch nie einen Führer von staatsmännischen Fähig¬ 
keiten hervorgebracht; und er erkannte nie, daß unter der 
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Fülle von Aufgaben, die er der deutschen Politik stellte, eine 
Auswahl getroffen, und alle Kraft auf ein bestimmt umrissenes 
Ziel konzentriert werden müßte. 

* ^ 

* 

An Stelle jener Zersplitterung unserer weltpolitischen Ab¬ 
sichten bahnte sich während des Verlaufs der Marokkofrage 
eine Entwicklung an, die eine entschiedene Konzentration un¬ 
serer Expansionsinteressen bedeutete. Zunächst hatten die teri- 
torialen Kompensationen, die wir im französischen Kongo er¬ 
hielten, den Vorteil, daß sie an unseren bisherigen Kolonial¬ 
besitz angrenzten. Sodann weisen die beiden „Fühlhörner'', 
mit denen Neu-Kamerun nach dem Kongo und Ubangi strebt, 
darauf hin, daß unsere Kolonialpolitik jetzt bewußt den Blick 
auf Zentralafrika gerichtet hat. Jene beiden Fühlhörner bildeten 
gewissermaßen geographische Wegweiser für unsere künftige 
Expansion. Ferner wurde im Marokko-Kongo-Vertrag ver¬ 
einbart, daß keine der beiden vertragschließenden Parteien 
territoriale Änderungen im Kongobecken ohne die andere und 
ohne die übrigen Signatarmächte der Kongoakte vornehmen 
dürfe. Mit anderen Worten: Frankreich kann von seinem 
vertragsmäßigen Verkaufsrecht auf den belgischen Kongo keinen 
einseitigen Gebrauch mehr machen. Hierzu kommt weiter die 
wichtige Erklärung, die Sir Edward Grey in seiner Unterhaus¬ 
rede vom 27. November 1911 abgab, daß England keine Ex¬ 
pansionsinteressen in Zentralafrika habe, und daß es Deutsch¬ 
land nicht in den Weg treten würde, wenn es mit anderen 
Mächten freundschaftliche Verabredungen territorialen Cha¬ 
rakters mitbezug auf Afrika treffen wollte. 

Auf die Bedeutung der französischen Vertragsverpflichtung 
und der englischen Ministererklärung werden wir später zu¬ 
rückkommen. Im Augenblick interessiert uns die deutsche 
Politik, die beides hervorgerufen hat. Aus dem französischen 
Gelbbuch über Marokko läßt sich erkennen, wie die zentral¬ 
afrikanische Politik der deutschen Regierung erst allmählich 
während der letzten Marokkokrisis entstanden ist. In der Ver¬ 
handlung mit dem französischen Botschafter Jules, Cambon 
vom 23. Juni betonte Herr von Kiderlen, daß Deutschland 
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für notwendig hielte, Zutritt zu dem Kongo zu erlangen. An¬ 
dererseits dementierte er die 'Zeitungsnachricht, daß er das, Vor¬ 
kaufsrecht auf die belgische Kongokolonie von Frankreich er¬ 
werben wolle. Am 1. August, nach seiner Audienz mit dem 
Kaiser in Swinemünde, machte Herr von Kiderlen den Zu¬ 
gang zum Kongo zu einer absoluten Bedingung; in dieser 
Hinsicht, sagte er, läge ein formeller Beschluß der Reichs¬ 
regierung vor. Am 4. August, wo Kiderlen den Wunsch 
aussprach, von Frankreich das Vorkaufsrecht auf Spanisch- 
Guinea zu erwerben, machte er nach dem Bericht des fran¬ 
zösischen Botschafters „außerdem eine sehr vage Andeutung 
über Veränderungen, die sich späterhin in Äquatorialafrika voll¬ 
ziehen könnten; allein er betrachtete sie nur als so ungewisse 
Eventualitäten, daß er keinen Anlaß hätte, sie in Betracht 
zu ziehen.“ Der Zugang zum Kongo wurde am 15. Oktober 
von Herrn von Kiderlen wiederum zur absoluten Bedingung 
erhoben, falls die Verhandlungen nicht scheitern sollten. 

Dann erfahren wir aus einer Depesche vom 27. Oktober, 
daß der französische Minister des Äußeren sich weigerte, das 
Vorkaufsrecht auf den belgischen Kongo in der lettre expli- 
•cative zu dem Vertrag erwähnen zu lassen. An demselben 
Tage berichtete der französische Botschafter aus, Berlin, daß 
die neuerliche Stockung der Verhandlungen in der Frage jenes 
Vorkaufsrecht zu suchen sei. Kiderlen sei der Meinung, 
daß diese Frage unmöglich beiseite gelassen werden könne, 
da Deutschland an dem Tage, wo von dem Vorkaufsrecht 
Gebrauch gemacht würde, seine Interessen nicht vernach¬ 
lässigen könnte. Der Botschafter habe darauf geantwortet, 
an jenem Tage würde die Lage des afrikanischen Kontinents 
auf dem Spiele stehen, und daher würden alle Mächte, die 
Interessen auf dem Kontinent hätten, zu einem Meinungs¬ 
austausch aufgefordert werden. Kiderlen erwiderte es sei 
besser, eine freundschaftliche Lösung der Schwierigkeiten, die 
sich später einstellen könnten, yorzuberelten. Als Herr Cambon 
antwortete, es handle sich um einen ganz neuen und un¬ 
erwarteten Vo^rschlag, erklärte Kiderlen: die geogra¬ 
phische Lage, die sich durch die schließliche Fassung des 
Abkommens ergebe, sei eben verschieden von der je- 
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nigen, die sich ergeben hätte, wenn die ur¬ 
sprünglichen deutschen Kompensations, Vor¬ 
schläge angenommen worden wären. 

Die Verhandlungen konzentrierten sich jetzt auf diese 
Frage. Der französische Botschafter Cambon riet seiner Re¬ 
gierung, die deutsche Forderung abzulehnen. Europa würde 
ihr ablehnend gegenüberstehen. Darin hat nun freilich die 
Erklärung Sir Edward Grey’s vom 27. November Herrn Cambon 
Ünrecht gegeben. Aber der geschickte Gegenentwurf, den 
fer machte,, ging schließlich durch. Er schlug seiner Regierung 
vor, eine Formel zu finden, in der eine direkte Ablehnung der 
deutschen Forderung vermieden würde, und die nur besagte, 
daß falls derartige bedeutende völkerrechtliche Veränderungen 
in Zentralafrika eintreten sollten, die Signatarmächte des Ber¬ 
liner Kongovertrags von 1885 sich miteinander in Verbindung 
setzen würden. Eine solche Formel wurde, in Anlehnung an 
den Wortlaut des Vertrags von 1885, aufgestellt und von der 
deutschen Regierung akzeptiert. 

Frankreich hat demnach in dem Marokko-Kongo-Vertrag 
auf sein Vorkaufsrecht auf den belgischen Kongo nicht förm¬ 
lich verzichtet. Aber erstlich haben wir von der Erklärung 
des französischen Bevollmächtigten Kenntnis zu nehmen, die 
er am 23. Juli (Depesche vom 24. Juli, No. 467 des fran¬ 
zösischen Gelbbuchs) abgab: „Die Bedeutung jenes. Vorkaufs¬ 
rechts für Frankreich habe sich erheblich vermindert, seitdem 
der Besitz des belgischen Kongos vom König Leopold auf 
den belgischen Staat übergegangen sei.“ Ferner haben wir 
schwarz auf weiß die Erklärung der französischen Regierung, 
daß bei einer Besitzveränderung im belgischen Kongo die 
Signatarmächte des Vertrags von 1885 anzurufen seien. Wie 
die Dinge liegen, ist England diejenige Signatarmacht, deren 
Bedeutung am schwersten ins Gewicht fällt, und wir besitzen 
die Erklärung Sir Edward Grey’s, daß sich England einer 
freundschaftlichen Verständigung Deutschlands mit anderen 
Mächten über Zentralafrika nicht widersetzen werde. Das be¬ 
deutet nichts mehr und nichts weniger als ein politisches Des¬ 
interessement Englands in Zentralafrika. Unter dieser Vor¬ 
aussetzung dürfte auch eine Verständigung Deutschlands mit 
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Frankreich nicht mehr schwer fallen, da es sich seines po¬ 
sitiven Vorkaufsrechts praktisch begeben hat. 

Nach Beendigung des Marokkostreits wies somit alles auf 
Zentralafrika als das Gebiet unserer künftigen kolonialpoli¬ 
tischen Betätigung hin. Neuerdings scheint es, aber, als ob 
der Balkankrieg einen beträchtlichen Teil unseres öffentlichen 
Interesses wieder nach dem Orient abgelenkt hätte, und man 
begegnet nicht selten der Auffassung, daß dort Ziele und 
Aufgaben der deutschen Expansion lägen. Es liegt auf der 
Hand, daß eine Nation sich nicht zwei Unternehmungen von so 
umfassender Art zu gleicher .Zeit widmen kann, und wir werden 
daher diese beiden Möglichkeiten mit einander zu vergleichen 
haben. 


$ 




V. 


Die deutschen Interessen im Orient. 

Die Idee, daß Deutschland das Feld für seine Expansion 
in dem Nahen Osten zu erblicken habe, ist aus verschiedenen 
Gedankengängen und verschiedenen politischen Quellen ent¬ 
standen. Zum Teil hat sie ihren Ursprung in dem Wieder¬ 
aufleben großdeutscher Ideen. Die heutigen Großdeutschen 
identifizieren die auswärtigen Interessen Deutschlands und 
Österreichs. Mit dankenswerter Klarheit hat Professor Martin 
Spahn diesen Gedanken (in einem Artikel im „Tag“ vom 15. De¬ 
zember vorigen Jahres entwickelt. Der Artikel, der während 
des akuten Konflikts zwischen Österreich und Serbien ver¬ 
öffentlicht wurde, trägt die bezeichnende Überschrift: „Öster¬ 
reichs Sache, unsere Sache.“ Das neue kleindeutsche Reich, 
sagt Professor Spahn, habe sich nicht imstande erwiesen, aus 
seiner geographischen Lage und aus seiner Grenzbildung allein 
heraus die alten Ziele auswärtiger deutscher Politik durch 
andere gleich große und klare Ziele zu ersetzen. Wir hätten 
seit dem Berliner Kongreß getrost aufhören können, auswärtige 
Politik zu treiben, ;wenn idas Reich nichts als der Erbe Preußens. 
Jn der europäischen Staatengemeinschaft wäre. Die Nation 
müsse wieder darüber aufgeklärt werden, daß für die aus¬ 
wärtige Politik das ganze Gebiet von der Nordsee bis zur 
Adria nach wie vor als einheitliches und gemeinsam mit Öster¬ 
reich zu deckendes sein müsse. Professor Spahn fährt fort: 

„Es gilt da i,m Volksbewußtsein Fäden neu zu knüpfen, 
die 1866 durch unausweichbare geschichtliche Notwendigkeiten 
deutschen Volksschicksals zerrissen wurden. Die großdeutsche 
Publizistik, ganz durchtränkt von auswärtigem Interesse, hatte 
auch ganz bestimmte praktische Aufgaben vor Augen, über 
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die sie mit der Sicherheit eines instinktiven nationalen Emp¬ 
findens redete. Deutschlands einziger ernster Nebenbuhler sei 
England; zum Wettbewerb mit England müsse alles, was 
deutschem Einflüsse erreichbar sei, zusammengefaßt werden 

von Hamburg bis Triest. Ebenso müsse alles zusammen¬ 
gefaßt werden für den Augenblick des Zusammenbruches der 
Türkei, damit der Stillstand in der Donau-abwärts-Entwicklung 
deutschen Einflusses, und deutscher Kultur von den anderen 
nicht verewigt, vielmehr endlich behoben werde. Das war 
der Haupteinwand der Qroßdeutschen gegen ein Kleindeutsch¬ 
land, wie es 1870 verwirklicht wurde, daß, die Konzentration 
des deutschen politischen Denkens und Handelns auf diese 
beiden Aufgaben und die ursächliche Erkenntnis ihres Zusam¬ 
menhanges gefährdet werden würde., Haben die großdeutschen 
Warner so unrecht gehabt?“ 

Die Politik, die hier von Professor Spahn vertreten wird, 

iporiert alle überseeische Weltpolitik. Sie stellt 
sich als eine kontinentale Kolonialpolitik dar, die 
auf die Balkan halb in sei gerichtet ist: deutscher Einfluß 
und deutsche Kultur müßten sich Donau-abwärts ausbreiten. 

Ganz verschieden ist ein anderer, selbständiger Gedanken¬ 
gang, der sich an die Bagdadbahn knüpft und den Blick auf 
die asiatische Türkei richtet. 

Jener großdeutsche Gedanke einer deutschen Expansions¬ 
politik in dem Balkangebiet ist spezifisch österreichischen 
Ursprungs. Die österreichische Staatspolitik trug sich zu ge¬ 
wissen Perioden mit Expansionsplänen auf der Balkanhalb¬ 
insel, denen sie gern ein großdeutsches Mäntelchen umhängte, 
weil sie deutsche Unterstützung dafür haben wollte. Seit dem 
Krimkrieg hat Österreich mehr als einmal versucht, Deutsch¬ 
land zu Vorspanndiensten österreichischer Interessen, die dann 
als „germanische“ Interessen bezeichnet wurden, auf der Bal¬ 
kanhalbinsel zu benutzen. Im Krimkrieg sollte die „Freiheit“ 
der Donaumündungen, d. h. die Erwerbung der Moldau und 
Walachei durch Österreich, ein solches „germanisches“ Inter¬ 
esse darstellen. Österreich suchte damals, wie Bismarck später 
gesagt hat, Preußen „wie einen Hatzhund“ in einen „fremden“ 
Krieg hineinzutreiben. Es bemühte sich damals, auch den 
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deutschen Bundesstaat zu engagieren, aber selbst diese kraft¬ 
lose Körperschaft hatte den moralischen Mut, sich jener Zu¬ 
mutung zu erwehren. 

Während der orientalischen Krisis von 1878 trat Wind¬ 
horst für jene großdeutsch-österreichische Politik ein. Er sagte 
in seiner Reichstagsrede vom 19. Februar: „Nach meinem Da¬ 
fürhalten handelt es sich in diesen orientalischen Fragen um 
die große und für alle Zukunft ,bedeut|ungsvolle Frage, ob 
das germanische Element oder das slavische Element 
die Welt beherrschen soll.“ Das germanische Interesse 
verlange, sagte Windhorst weiter, Konstantinopel und die 
Dardanellen dem Andrang der russischen Welt nicht preis¬ 
zugeben ; und da Österreichs und Deutschlands In¬ 
teressen als die der germanischen Welt zusam¬ 
men f i e 1 e n, so sei auch Deutschland an den orientalischen 
Fragen direkt interessiert. 

Gabriel Hanotaux bezeichnet in seiner Geschichte des zeit¬ 
genössischen Frankreichs diese Rede Windhorst’s als „all¬ 
deutsch“ (pangermaniste). Tatsächlich ist sie spezifisch groß¬ 
deutschen und nicht alldeutschen Charakters. Schwerlich haben 
jemals die Alldeutschen die These verfochten, daß die ger¬ 
manischen Interessen Deutschland nötigten, Konstantinopel 
und die Dardanellen gegen Rußland zu schützen! Indes haben 
die Alldeutschen, wie schon bemerkt, tatsächlich gewisse groß¬ 
deutsche Ideen wieder aufgenom'men. Namentlich gegen Ende 
der 90er Jahre trat diese Vermischung großdeutscher und all¬ 
deutscher Ideen stärker hervor. Es war die Zeit, wo die 
Kämpfe der Deutsch-Österreicher unter dem Regime der Grafen 
Badeni und Thun in Deutschland die lebhaftesten Sympathien 
hervorriefen. Damals konnte man von protestantischen Nord¬ 
deutschen nationalliberaler und freikonservativer Richtung, die 
sich früher als Bismarckianer „sans phrase“ bezeichnet hätten, 
dasselbe hören, was man zu Bismarck’s Zeiten nur in Zentrums¬ 
kreisen gesagt hatte: Bismarcks, Politik habe unser nationales 
Problem nicht gelöst, und eine Revision seines kleindeutschen 
Standpunkts sei eine geschichtliche Notwendigkeit geworden. 
Man erörterte diese Dinge vorwiegend vom Gesichtspunkt der 
inneren Politik und der nationalen Interessen Deutschlands 
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und der Deutsch-Österreicher. Die auswärtige Seite der groß- 
deutschen Idee trat zurück, denn Österreich, das sich gerade 
damals (1897) mit Rußland auf dem Boden des Status quo ver¬ 
ständigt hatte, verfolgte zur Zeit keine aktive Balkanpolitik. 

Dagegen wurden nicht lange darauf neue Kombinationen 
an den Bau der Bagdadbahn geknüpft, und in der Folge 
entstand eine unklare und verworrene Vermischung jener bei¬ 
den Tendenzen, von denen die eine das Balkangebiet, die andere 
Kleinasien und Mesopotamien ins Auge faßte. Aber wenn 
wir prüfen wollen, ob ider Nahe Osten zwischen der bosnischen 
Grenze und dem Persischen Golf das Feld für unsere künftige 
Expansion bilden könne, so müssen wir notwendig das Balkan¬ 
gebiet und die asiatische Türkei auseinanderhalten. 

Eine Unterstützung der österreichischen Balkanpolitik hat 
Bismarck stets auf das entschiedenste bekämpft, und die Frage 
liegt heute genau ebenso wie vor 25 Jahren, wo Bismarck die 
Windhorst’sche Auffassung zurückwies. Sollen wir heute 
der Autorität Bismarcks folgen oder der ,Wind- 
horsts? Mit welchem Recht kann man hier überhaupt von 
„großdeutschen“ oder von „germanischen“ Interessen 
sprechen? Die völkische Zusammensetzung des östereichisch- 
ungarischen Staats ist jedermann bekannt, und wenn Öster¬ 
reich eine Expansionspolitik auf dem Balkan treibt, so könnte 
der Bevölkerungszuwachs, den es dabei gewänne, nur seine 
slavische Bevölkerung verstärken. Unsere nationale und Kultur¬ 
gemeinschaft mit den Deutschen in Österreich ist fest und 
unerschütterlich begründet; aber die auswärtige Politik Öster¬ 
reichs ist notwendig keine rein deutsche Politik, sondern wird 
durch die Gesamtheit der Lebensbedingungen der Doppelmonar¬ 
chie bestimmt. 

Deutscher Kultureinfluß macht sich in den Balkanstaaten 
ohnehin geltend, aber an eine Germanisierung der Balkan¬ 
slaven ist natürlich noch weniger zu denken wie an eine Ger¬ 
manisierung der österreichischen Slaven. Aber denkt Öster¬ 
reich heute überhaupt noch daran, sich auf den Balkanhalb¬ 
inseln territorial zu erweitern? Wollte es das in der Richtung 
auf Albanien tun, so geriete es mit Italien in Konflikt, und 
wir können unmöglich dem einen Bundesgenossen gegen den 
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anderen -Beistand leisten. Wollte Österreich sich ein Stück 
Serbiens einverleiben, so wird es Streit mit Rußland haben. 
Deutsche Interessen wären dabei in keiner Weise im Spiele. 
Deutschland hätte nur ein einziges Interesse bei einem öster¬ 
reichisch-russischen Konflikt, und zwar dasselbe Interesse, das 
•Graf Aehrenthal an der Lösung der Marokkofrage hatte; 
nämlich „daß er nicht etwa zu keinem Kriege führte — denn 
das wäre eine Torheit - sondern daß er auch zu keiner ver¬ 
längerten Spannung führte, die ihre Rückwirkungen auf die 
allgemeine Ruhe Europas haben würde.“ 

Aber man darf wohl annehmen, daß der letzte Balkankrieg 
die Balkanfragen (mit Ausnahme der Dardanellenfrage) wenn 
nicht endgültig gelöst, so doch der Gefahrenzone einer euro¬ 
päischen Konflagration sehr stark entrückt hat. In den Macht- 
lund Grenzverhältnissen der christlichen Balkanstaaten sind selbst 
in der näheren Zukunft noch mancherlei Verschiebungen denk¬ 
bar. Aber man darf als eine vollendete Tatsache annehmen, 
daß die beiden rivalisierenden Großmächte, Österreich und 
Rußland, was territoriale Veränderungen betrifft, aus der Bal¬ 
kanpolitik ausgeschaltet sind und bleiben werden. Blickt man 
zurück, so hat die österreichische Politik seit dem Krimkrieg den 
großen Erfolg gehabt, Rußland von der Balkanhalbinsel abzu¬ 
drängen. Anstatt daß Rußland seine eigenen Grenzen vorge¬ 
rückt hätte, sind unabhängige nationale Staaten auf dem Boden 
der alten türkischen Herrschaft entstanden, die offenbar genug 
Lebenskraft besitzen, ihre Existenz ^zu behaupten. Aber mit der 
Verwirklichung des Nationalitätsprinzips auf der Balkanhalb¬ 
insel ist auch für Österreich aller Wahrscheinlichkeit nach die 
Möglichkeit zu Ende, weitere territoriale Fortschritte zu 

machen. . 

Wenn Österreich trotzdem eine weitere Expansionspolitik 
auf dem Balkan verfolgen wollte, so würden wir nach den 
Grundsätzen der Bismarck’schen Politik zu verfahren haben. 
Unser Interesse ist darin beschlossen, daß Österreich als euro¬ 
päische Großmacht erhalten bleibt. Wenn Rußland Österreich 
angreifen sollte, so sind wir, sowohl nach dem Wortlaut 
des Bündnisvertrages als durch unsere eigenen vitalen Interessen 
gezwungen, Österreich „mit unserer gesamten Wehrmacht“ Bei- 
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stand zu leisten. Andererseits zwingt uns sowohl die Rück¬ 
sicht auf Rußland als auf Italien, uns einer aktiven Unter¬ 
stützung einer österreichischen Balkanpolitik zu enthalten und 
eine Zurückhaltung zu üben, die uns die Möglichkeit einer 
Vermittlerrolle gewährt, wenn Konflikte drohen. 

In der Zeit des Balkankrieges hat man in gewissen 
deutschen Zeitungen von einer „Balkanpolitik des Dreibunds“^ 
lesen können. In Wahrheit hat der Dreibund als solcher nie¬ 
mals eine Balkanpolitik gehabt, und er kann sie nicht haben.. 
Wie wäre es auch möglich, da die italienisch- und öster¬ 
reichischen Interessen einander widerstreben! Wir Deutsche 
sind zufrieden, daß diese Interessengegensätze zwischen unseren 
beiden Verbündeten sich haben beilegen lassen; aber von einer 
positiven Balkanpolitik des Dreibundes in Vergangenheit oder 
Zukunft zu reden, ist schlechterdings eine Absurdität. 

Wir haben ferner Rücksichten auf Rußland zu nehmen.. 
Das Gleichgewicht zwischen Deutschland, Österreich und Ruß¬ 
land zu erhalten, ist seit Bismarck’s Zeiten eine der delika¬ 
testen und schwersten Aufgaben der deutschen Politik ge¬ 
wesen. Seit einigen Jahren ist unser Verhältnis, zu Rußland 
wieder ungefähr das, was es unter Bismarck gewesen war. 
Die leichten Trübungen, die es durch die Balkankrisis erfahren 
hat, werden schwerlich lange andauern. Unser Verhältnis za 
Rußland bleibt immer etwas unsicher, und ist stets der launen¬ 
haften Empfindlichkeit und den nationalen Vorurteilen der 
Panslavisten und neuerdings der Nationalisten ausgesetzt. Der 
russische Hof und die russische Regierung, die unsere freund¬ 
schaftlich desinteressierte Haltung gegenüber ihrem Lande zu 
würdigen verstehen, haben so manches mal einen schweren 
Stand gegenüber jenen Einflüssen gehabt, die ursprünglich, 
gegen Österreich gerichtet sind, aber nur zu leicht auch in ein 
anti-deutsches Fahrwasser geraten, ln verschiedenen Phasen 
der orientalischen Frage waren wir selbst den Angriffen der russi¬ 
schen Panslavisten und Nationalisten ausgesetzt. Ganz anders 
würde es werden, wenn wir die österreichische Politik nicht nur 
unterstützten, sondern als unmittelbare Teilnehmer daran auf¬ 
träten. Man erinnere sich der Bagdadbahnfrage. Jahrelang 
haben die russischen Panslavisten und Nationalisten eine leiden- 
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schaftliche Kampagne gegen uns geführt. Aus Rücksicht auf 
Rußland haben wir die Trace der Bahnlinie verändert. Trotz¬ 
dem hat es langer Jahre bedurft, um über die Erregungen und 
Verstimmungen jener Zeit hinwegzukommen. Wenn wir uns 
an einer österreichischen Vorwärtspolitik im Balkangebiet aktiv 
beteiligen wollten, so würden wir nicht nur den Gegensatz 
zwischen Österreich und Rußland schüren helfen, sondern uns 
zugleich die direkte Feindschaft Rußlands zuziehen. 

Die deutschen Interessen in den Balkanländern sind ledig¬ 
lich wirtschaftlicher Natur. Sie sind auch nicht ganz unbe¬ 
deutend. Was die Einfuhr nach Rumänien, Bulgarien, Serbien 
und Griechenland betrifft, so steht Deutschland an erster Stelle 
und in Ausfuhr und Einfuhr zusammen nehmen wir die zweite 
Stelle ein. Unser gesamter Umsatz mit jenen vier Staaten betrug 
im Jahre 1910 etwas über 220 000 000 Mark. Aber den Balkan¬ 
enthusiasten muß man doch Vorhalten, daß auf Rumänien, 
Bulgarien, Serbien und Griechenland zusammen von unserer 
Gesamteinfuhr noch nicht 1,4 o/o und von unserer Gesamtaus- 
fuhr nur 1,6 o/o kommen. Wir fügen sogleich die entsprechen¬ 
den Ziffern für die europäische und asiatische Türkei, eben¬ 
falls vom Jahre 1910 hinzu. Auf die europäische und asia¬ 
tische Türkei kamen 1 o/o und 0,4 o/o unserer Gesamteinfuhr, 
und 0,2 o/o und 0,5 o/o unserer Gesamtausfuhr. 

Kein Zweifel, daß die .Balkanstaaten in den nächsten Jahren, 
vielleicht für ein ganzes Jahrzehnt unter den schlimmen Nach¬ 
wirkungen des siegreichen Krieges, vor allem unter dem un¬ 
geheuren Menschenverlust und der Verwüstung der Volks,- 
Wirtschaft Und der Finanzen so schwer zu leiden haben werden, 
daß auch unser Handel es spüren wird. Indessen darf man 
ihnen die Kraft Zutrauen, sich, wenn auch nur sehr allmäh¬ 
lich, wieder zu einer soliden wirtschaftlichen Blüte zu ent¬ 
wickeln. 

Die politische Lage auf den Balkanhalbinseln hat sich 
durch den Krieg natürlich völlig verschoben. Es ist aber eine 
offenbare Verkennung der tatsächlichen Lage, wenn man zu 
beweisen sucht, daß wie vorher die Türkei, so jetzt Öster¬ 
reich-Ungarn durch den Balkanbund bedroht würde, und daß 
wir uns von diesem Gesichtspunkt in Südosteuropa interessieren 
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und Österreich gegen den neuen Feind beistehen müßten. Wir 
sind der Überzeugung, daß wir nichts zu tun haben, als uns 
genau an unseren Bündnisvertrag von 1879 zu halten. Greift 
Rußland bei einem etwaigen Konflikt Österreichs mit einem 
bder mehreren der Balkanstaaten unseren Bundesgenossen an, 
so sind wir nadh dem Buchstaben und dem Geist des Ver¬ 
trages und ebenso sehr durch unsere eigenen Interessen ver¬ 
pflichtet, unsere gesamte (Wehrmacht aüfzubieten und Österreich 
als europäische Großmacht icrhalten ,zu helfen. Aber ein Kampf 
Österreichs mit dem heutigen Balkanbund ist eine höchst un¬ 
wahrscheinliche Hypothese. Man versteht, daß die Balkan¬ 
staaten sich trotz der starken Divergenz ihrer eigenen Inter¬ 
essen sich in dem Bündnis gegen die Türkei zusammenge¬ 
schlossen haben, da sie in ihr den gemeinsamen Feind erblickten, 
und da sie alle nach türkischem Landgebiet begehrten und 
hofften, es sich erkämpfen zu können. Wie lange die Freund¬ 
schaft dauern wird, wenn ;der Friede mit der Türkei geschlossen 
ist, und wenn es an (das Teilen der Beute geht, steht dahin. Aber 
welches Motiv ließe sich für den Abschluß eines Balkanbundes 
gegen Österreich anführen? Weder Bulgarien noch Grie¬ 
chenland begehren österreichisches Gebiet; mit Bulgarien und 
ebenso mit Rumänien hat Österreich seit Jahren die engsten 
freundschaftlichen Beziehungen unterhalten. Der Gedanke, daß 
Serbien und Montenegro Österreich gefährlich werden könnten, 
ruft ein Lächeln auf die Lippen. Vor allem ist Bulgarien der 
gegebene Bundesgenosse Österreichs, und die österreichische 
Politik müßte seltsame Fehler begehen, wenn sie es fertig 
brächte, einen Balkanbund gegen sich ins Leben zu rufen. 

Wir haben zu zeigen versucht, daß etwaige österrei¬ 
chische Expansionsinteressen auf der Balkanhalbinsel ganz 
und gar keine deutschen Interessen darstellen. Wie steht es 
nun mit den deutschen Interessen in der asiatischen Türkei? 

Es liegt auf der Hand, daß unsere Interessen eine Er¬ 
haltung oder vielmehr eine Konsolidierung des türkischen Reichs 
im höchsten Maße wünschenswert machen. Unsere Interessen 
liegen vor allem in dem wichtigen Unternehmen der Bagdad- 
bahu, in die wir an die 600 Millionen Mark hineingesteckt 
haben, und in unserem Handel, der allerdings, wie gezeigt, 
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eine sehr viel geringere Summe repräsentiert. Die Türkei 
in Asien ist eine Macht die im' Falle des Zusammenbruches 
außerordentlich schwer zu ersetzen wäre, ln der europäischen 
Türkei waren die christlichen Rajahvölker in der Lage, ge¬ 
ordnete politische Verhältnisse an die Stelle des türkischen Re¬ 
gimes zu setzen. Aber wenn die türkische Herrschaft auch 
in Asien zusammenbrechen sollte, so könnte man von den 
Arabern, Kurden und Armeniern keine ähnliche staatenbildende 
Kraft erwarten. Es würde ein politisches Chaos, eine Anarchie 
entstehen, die gefährliche politische Zustände nach außen zur 
Folge haben, und die unsere wirtschaftlichen Interessen, be¬ 
sonders die Bagdadbahn, offenbar schwer gefährden würde. 
Es liegt also nur in der Natur der Dinge, wenn Deutschland 
zur Konsolidierung der türkischen Herrschaft in Asien seine 
Hülfe leiht. Wir dürfen dabei der bereitwilligen Mitwirkung 
Englands sicher sein, denn das. Interesse Englands an der Er¬ 
haltung des ottomanischen Reichs ist noch ungleich größer, 
als das unsrige. Für uns kommen nur wirtschaftliche Inter¬ 
essen in Betracht, die im Vergleich zu unseren gesamten wirt¬ 
schaftlichen Interessen nicht einmal sehr schwer ins Gewicht 
fallen. Dagegen kommen für England politische Rücksichten 
von größter Bedeutung in Frage. Wenn die türkische Herr¬ 
schaft in Asien ins Wanken käme, so würde sich aller Voraussicht 
nach derselbe Vorgang wiederholen, den wir seit einigen Jahren 
in Persien beobachten. Rußland würde eingreifen. Zunächst 
würde es in der Hauptstadt den entsprechenden politischen 
Einfluß gewinnen; dann würde eine wirtschaftlich-politische 
Durchdringung erfolgen, und allmählich würden sich die russi¬ 
schen Grenzen nach Süden vorschieben. Ein solches Vor¬ 
gehen Rußlands wäre ganz unvermeidlich. Die Grenznachbar¬ 
schaft mit widerstands'unfähigen politischen Gebilden niederer 
Kultur hat stets zu einem Vorrücken der Grenzen geführt; so 
im römischen Reich, bei den Engländern in Indien, bei den 
Russen in Asien, und bei den Franzosen, nachdem sie Algerien 
erobert hatten, in .Nordafrika. Ebenso wie in Persien würde 
Rußland, wenn die asiatische Türkei zerbröckelte, auf dem 
Wege nach dem persischen Golf vorrücken, und Englands Sor¬ 
gen wegen seiner Stellung in Indien würden sich ganz außer- 
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ordentlich vermehren. England ist daher durch weit vitalere 
Interessen genötigt, sich die Konsolidierung der türkischen Herr¬ 
schaft angelegen sein zu lassen, als wir selbst. 

Weniger sicher ist die Haltung Frankreichs. Frankreich 
hat namentlich in Syrien gewisse eigene Interessen, die auf 
das französische Unternehmen der vierziger Jahre zurück¬ 
gehen, und die im Grunde wesentlich Interessen des nationalen 
Prestiges sind. Ob Frankreich sich auf die Seite Rußlands 
oder Englands schlagen würde, müßte von den Umständen 
der herrschenden politischen Konstellation abhängen. Aber 
nach den bisherigen Erfahrungen spricht die Wahrscheinlich¬ 
keit doch dafür, daß Rußland die stärkere Anziehungskraft 
auf die französische Politik ausüben wird. 

Wir haben es hier|nur mit den Aufgaben der deutschen 
Politik zu tun. Eine Unterstützung der Türkei bei ihrer Kon¬ 
solidierung entspräche durchaus unseren Interessen. Aber wie 
weit dürften wir uns in Anatolien und Mesopotamien enga¬ 
gieren, falls es zu dem gefürchteten Zerbröckelüngsprozeß der 
türkischen Herrschaft käme? In den letzten Monaten ist in 
der deutschen Presse mehrfach die Ansicht ausgesprochen 
worden, daß wir uns für die Integrität der asiatischen 
Türkei aktiv einsetzen müßten, während andere noch weiter 
Igingen und die asiatische Türkei als das, künftige Feld für 
unsere Expansion bezeichneten. 

Wir stehen in der Tat vor einer folgenschweren Ent¬ 
scheidung. Wir haben uns bereits unter Abdul Hamid in 
.der Türkei sowohl politisch wie finanziell stärker engagiert, 
als man nach der ursprünglichen Anlage der deutschen Politik 
hätte erwarten sollen. Eine Ursache für diese Entwicklung lag 
(offenbar in der bedeutenden Persönlichkeit des verstorbenen 
Freiherrn von Marschall, und in dem großen Einfluß, den er 
zugleich in Konstantinopel und in Berlin besaß. Aber wenn 
wir fortfahren, uns in gesteigertem Maße in der Türkei zu 
engagieren, so kann eine Lage eintreten, wo wir nicht mehr 
zurück könnten, selbst wenn wir es wollten. Wir können 
nicht daran denken, uns zugleich im Nahen Osten und in 
Afrika zu engagieren. Was not tut, ist Konzentration, nicht 
Zersplitterung unserer Kräfte. Wir haben uns zu entscheiden. 
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ob wir eine Expansionspolitik in Vorderasien oder in Zentral¬ 
afrika verfolgen wollen. Wir stehen am Beginn einer Politik, 
die über unsere Zukunft entscheiden kann, und es handelt 
sich darum, gleich von Anfang an die richtigen Bahnen ein¬ 
zuschlagen. „Irrtümer der Kabinettspolitik“, sagt Bismarck in 
den Gedanken und Erinnerungen, „strafen sich nicht sofort, 
aber unschädlich sind sie nie. Die geschichtliche Logik ist noch 
genauer in ihren Revisionen als unsere Oberrechenkammer“. 
Und in seiner großen,Rede vom 6. Februar 1888 sagte er: „Jede 
Großmacht, die außerhalb ihrer Interessensphären auf die Po¬ 
litik der anderen Länder zu drücken und einzuwirken sucht, 
die periklitiert außerhalb des Gebiets, welches Gott ihr an¬ 
gewiesen hat, die treibt .Machtpolitik und nicht Interessen¬ 
politik, die wirtschaftet auf Prestige hin.“ 

Dieser Satz gilt auch für unsere heutige Lage, wo es sich 
um eine neue Interessensphäre kolonisatorischen Charakters 
handelt, in der die Nation ihre Kräfte betätigen will. Wir 
müssen das Gebiet für unsere künftige Expansion so wählen, 
daß wir mit den allgemeinen Grundtatsachen, auf denen unsere 
Politik beruht, nicht in Widerspruch geraten. Wir haben dem¬ 
nach zu untersuchen, ob eine Festsetzung in der asiatischen 
Türkei mit den Grundlagen unserer politischen Stellung in 
der Welt vereinbar ist, und zwar in dreifacher Hinsicht: nach 
politischen, militärischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten. 

Eine deutsche Festsetzung in der asiatischen Türkei wäre 
überhaupt nur unter der Voraussetzung denkbar, daß die otto- 
manische Herrschaft zusammenbräche. Wenn wir von vorn¬ 
herein von dieser Voraussetzung ausgehen und demgemäß unsre 
Pläne faßen, so weisen alle geschichtlichen Analogien, nament¬ 
lich in orientalischen Ländern darauf hin, daß wir selbst dazu 
beitragen würden, die türkische Herrschaft zu untergraben. 
Es genügt, an Tunis, Egypten und Marokko zu erinnern. 
Wollten wir andrerseits warten, bis der Anfang vom Ende 
bereits eingetreten wäre, so besitzt Rußland durch seine Land¬ 
grenze im Vergleich zu uns eine ebenso viel günstigere Ope¬ 
rationsbasis, wie es. jetzt gegenüber England eine günstigere 
Basis in Persien besitzt. 
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/ Aber wichtiger als das sind für uns. die Folgen, die sich 
aus einer asiatischen Unternehmung für unsere Beziehungen 
zu den für uns wichtigsten Großmächten ergeben würden. 
Ganz notwendig würden wir in den Konflikt mit Rußland 
hineingetrieben werden, den zu vermeiden der oberste Grund¬ 
satz der Bismarck’schen Politik war. Wir würden die Wieder¬ 
annäherung an Rußland, die wir in den letzten Jahren glück¬ 
licherweise vollziehen konnten, wieder rückgängig machen. Ruß¬ 
lands Haltung in der Bagdadbahnfrage von 1903 bis 1910 hat 
zur Genüge gezeigt, wie empfindlich es durch dieses rein 
wirtschaftliche Unternehmen in Asien berührt wurde; es hat 
Jahre gedauert, bis es sich überzeugen ließ, daß wir tatsäch¬ 
lich keine politischen Ziele mit dem Bahnbau verbinden. 

Sobald dieser unvermeidliche Konflikt mit Rußland aus¬ 
gebrochen wäre, würde Frankreich automatisch auf der 
Seite Rußlands stehen. Es würde Rußland gegen uns. auf¬ 
reizen: der Gegensatz zwischen jZweibund und Dreibund würde 
eine Schärfe erreichen wie nie zuvor, und die Franzosen würden 
dann vielleicht wirklich die Aussicht gewinnen, die alten Hoff¬ 
nungen auf einen Revanchekrieg zu verwirklichen. 

Die englische Politik hätte zwei Wege, zwischen denen 
sie wählen könnte. Entweder sie würde sich, ihrer bisherigen 
Stellung entsprechend, auf die Seite Rußlands und Frankreichs 
stellen, und dann würde die Triple-Entente die Form eines 
Kriegsbündnisses, gegen uns annehmen. Oder aber, England 
sähe sich durch das aggressive Vorgehen Rußlands in Persien 
und der Türkei veranlaßt, mit Deutschland zu gehen. Dann 
befänden wir uns in einer Lage, die wir bisher stets, vermieden 
haben, daß wir als die England verbündete Festlandsmacht 
die englischen Interessen gegen Rußland zu verteidigen hätten. 
Aber der erste Fall ist der wahrscheinlichere; wir würden 
wiederum als der internationale Störenfried hingestellt werden, 
der in dem Bestreben, sich eine Interessensphäre in der asia¬ 
tischen Türkei zu schaffen, den allgemeinen Weltenbrand herauf¬ 
beschworen hätte. 

Wir kommen nun;zu den sehr wichtigen strategischen 
Fragen. Wir können die asiatische Türkei nur 
zur See, und zwar .nur durch das Mittelmeer 
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erreichen. Die Balkan halbinsel'bildet keine 
Landbrücke für uns. Wenn Deutschland und Öster¬ 
reich versuchen wollten, unseren politischen Einfluß in den 
Balkanstaaten so zu begründen, daß wir sie als kontinentale 
Operationsbasis für Unternehmungen in Vorderasien benützen 
könnten. So wäre das wohl die einzig denkbare Voraussetzung, 
unter der ein neuer Balkanbund gegen Österreich und 
uns selbst entstehen könnte. Der Weg zur asiatischen Türkei 
geht für uns durch das Mittelmeer. Aber wir sind nie eine 
Mittelmeermacht gewesen, und nach der Natur der Dinge 
können wir es nicht sein. Wollten wir eine Mittelmeermacht 
werden, so würden wir in der Tat nach dem Wort Bismarck’s 
„außerhalb des Gebiets periklitieren, das Gott uns angewiesen 
hat.“ Unsere maritime Lage ist die, daß wir, um den offenen 
Ozean zu erreichen, stets die Kanonen der englischen Kriegs¬ 
schiffe in der Nordsee und in dem Kanal zu passieren haben. 
Das ist eine unabänderliche Grundtatsache unserer geogra¬ 
phischen Lage. Wenn wir aber nach Kleinasien wollen, 
so müssen wir wiederum die englischen Kanonen in Gib¬ 
raltar passieren, ferner die der französischen Geschwader in 
Toulon und Bizerta, wiederum ein englisches bei Malta, 
und schließlich könnte eine englische Flotte uns auch noch 
an dem Suezkanal bei Alexandria erwarten. Gesetztenfalls, 
wir hätten Alexandrette zu einem Kriegshafen ausgebaut 
und einen Teil unserer Kriegsflotte dort stationiert. Zu¬ 
nächst hätten wir damit den Fehler begangen, unsere See¬ 
streitkräfte zu zersplittern, so daß wir, wenn die englische 
Flotte in der Nordsee konzentriert wäre, den Kampf in der 
Nordsee nur mit einem Teil unserer Seemacht bestehen könnten. 
Ferner würden wir niemals unserer Verbindungen zwischen 
unseren Nord- und Ostseehäfen und Alexandrette sicher sein. 
Die Seekriege des 18. Jahrhunderts und in der Napoleonischen 
Zeit enthalten in dieser Hinsicht die eindringlichsten Lehren. 
Durch den Besitz von Gibraltar beherrschte England die spa¬ 
nischen Verbindungen zwischen Cadiz und Cartagena, und 
die französischen Verbindungen zwischen Brest Und Toulon; 
die englische Flotte war somit stets in der Lage, die Vereinigung 
der spanischen und der französischen Flotten zu verhindern. 
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und sie einzeln ahzugreifen und zu schlagen. Aber für Spa¬ 
nien und Frankreich handelte es sich immer nur um eine 
einzige englische Station, die zwischen den beiden spanischen 
oder französischen Flotten lag. In unserem Falle wären es 
mindestens drei englische, im Kanal, in Gibraltar und in Malta; 
außerdem zwei französische, in Toulon und Bizerta. Ferner 
wäre unsere Lage bei weitem ungünstiger durch die so viel 
größere Entfernung von unserer natürlichen Basis. Noch viel 
schlechter würden sich freilich die Dinge für uns stellen, wenn 
wir, was uns tatsächlich von englischen und amerikanischen 
Schriftstellern zugeschrieben worden ist, einen Kriegshafen im 
Persischen Golf im Anschluß an die Bagdadbahn schaffen 
wollten. England würde stets die Mittel haben, den Aus¬ 
gang des Golfs zu blockieren, so daß unsere dortigen Schiffe 
gar nicht herauskönnten; eine Vereinigung mit der übrigen 
deutschen Flotte wäre eine völlige Unmöglichkeit. 

Der russische Historiker Goriainow erzählt in seinem Buch 
„Der Bosporus und die Dardanellen“, wie Rußland nach dem 
Vertrag von Unkiar-Selessi (1833) beschloß, die Meerengen 
zu schließen, und wie es in Verlegenheit gesetzt wurde, als 
England diesem Grundsatz mit Freuden zustimmte. Der Herzog 
von Wellington äußerte sich darüber zu Lord Palmerston: 
„Wenn Rußland die Meerengen schließen will, so wollen wir 
sie auch geschlossen haben. Wir sind in jenen Gewässern 
zu weit von unserer Basis entfernt, und Rußland steht in 
enger Berührung mit der seinigen.“ Gabriel Hanotaux, der 
frühere französische Minister des, Auswärtigen, der eine Vor¬ 
rede zu der französischen Ausgabe des Goriainowschen Buchs 
geschrieben hat, bemerkt zu diesen Worten Wellingtons: „Das 
ist das Urteil eines Mannes des Handelns und eines Staats¬ 
manns. Wenn doch die Minister, die für die Geschicke der 
Völker verantwortlich sind, niemals aufhören möchten daran 
zu denken: „Wir sind von unserer Basis weit entfernt, und 
der mögliche Gegner steht in enger Fühlung mit der seinigen.“ 
Wie viele Fehler würden vermieden werden, wenn man an 
diesem Grundsatz festhielte.“ 

Die Entfernung von unserer natürlichen Basis würde, wie 
betont, bei Unternehmungen im Mittelmeer besonders dadurch 
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akzentuiert werden, daß sich an den nahen Küsten dieses ver¬ 
hältnismäßig schmalen Binnengewässers strategische Kraft¬ 
zentren befinden, die unsere rückwärtigen Verbindungen be¬ 
ständig bedrohten. Umso stärker fällt ins Gewicht, daß Ruß¬ 
land die Basis seiner Landgrenze, die ohnehin einer rein 
maritimen Basis so überaus überlegen ist, ganz nahe liegen 
hat. Nun wird davon gesprochen, daß, wenn Deutschland eine 
Mittelmeermacht würde, es selbstverständlich in engster Fühlung 
mit Österreich operieren würde, und sich auf die Häfen von 
Triest und Fiume stützen könnte. Es ist sogar von einer 
,Mittelmeerpolitik des Dreibundes' die Rede gewesen, die auf 
eine Kooperation der deutschen, österreichischen und italie¬ 
nischen Flotte beruhen sollte. Aber was Italien betrifft, so glau¬ 
ben wir, der bloße Vorschlag eines gemeinschaftlichen deutsch- 
österreichischen Unternehmens im Mittelmeer würde das, Ende 
des Dreibundes herbeiführen, und zwar in der Weise, daß Italien 
sich vom Dreibunde trennen und zu seinen Gegnern über¬ 
gehen würde. Das würde mit absoluter Sicherheit geschehen, 
wenn wir England gegen uns hätten. Denn bei seinem Über¬ 
maß an Küstenausdehnung kann Italien um keinen Preis die 
Gefahren eines Krieges mit England auf sich nehmen. Dazu kä¬ 
men die Gegensätze der italienisch-österreichischen Interessen. 
Bisher sind sie auf die Adria und den Westen der Balkan¬ 
halbinsel beschränkt gewesen. Aber wenn Österreich sich im 
Verein mit Deutschland im östlichen Mittelmeer ausbreiten 
wollte, so würde es Italien geradezu zwingen, die Entwicklung 
seiner dortigen Interessen ebenfalls sehr viel stärker zu be¬ 
tonen, und der Gegensatz zwischen den beiden Verbündeten 
würde sich leicht so verschärfen, daß ein Konflikt kaum 
vermieden werden könnte. 

Das bisherige Argument ging von der Voraussetzung aus, 
daß wir bei unseren Unternehmungen in der asiatischen Türkei 
England gegen uns (hätten. Nehmen wir den entgegengesetzten 
Fall an, so würde sich die Lage des Krimkrieges, wiederholen, 
mit dem Unterschied, daß Frankreich auf russischer Seite stände. 
Preußen hat sich, wesentlich unter dem Einfluß Bismarck’s, 
während des Krimkriegs standhaft den Versuchen Österreichs 
und Englands widersetzt, die es in das Bündnis gegen Rußland 



76 


hineinziehen wollten. Sollte das deutsche Reich jetzt eine Po¬ 
litik verfolgen, die Friedrich Wilhelm IV. vermieden hat ? Die 
Folge wäre eine Feindschaft mit Rußland, die unsere Politik auf 
Generationen in Atem halten und uns an allen konzentrierten 
Kraftanstrengungen kolonialpolitischen Charakters hindern, 
würde; und die weitere Folge wäre eine durchaus nicht wün¬ 
schenswerte Abhängigkeit von Österreich-Ungarn, die uns, nur 
umso tiefer in den Konflikt mit Rußland hineinziehen könnte. 
Und was könnte, selbst wenn Rußland unterläge, der Erfolg 
sein? Was sind für uns die wirtschaftlichen Entwicklungs¬ 
möglichkeiten in der asiatischen Türkei? 

Gegenwärtig beträgt unsere Ausfuhr und Einfuhr nach 
der asiatischen Türkei 0,4 o/o und 0,5 o/o unserer gesamten Aus¬ 
fuhr und Einfuhr. Wir lesen in vielen Reiseberichten, welch 
enormen Einfluß der Bau der Bagdadbahn und die Bemühungen 
der Bagdadbahngesellschaft um die Hebung der wirtschaft¬ 
lichen Kultur — Bewässerungsanlagen und Einführung land¬ 
wirtschaftlicher Geräte und Maschinen — auf die ökonomische 
Lage des Gebiets gehabt hätte, das die Bahn erschließt. Ihre 
.Wirkung kommt tatsächlich' auch in den Ziffern der Statistik 
zum Ausdruck, ln der Zeit von 1902 bis 1910 ist der Anteil 
der asiatischen Türkei an unserer Gesamteinfuhr und Aus¬ 
fuhr von 0,4 o/o auf 0,5 o/o und von 0,3 o/o auf 0,4 o/o gestiegen. 
Also in beiden Fällen eine Steigerung von 1/10 o/o in neun 
Jahren! Man muß sich vergegenwärtigen, wie die Verhält¬ 
nisse in Wirklichkeit liegen. Bei der Wegelosigkeit der asia¬ 
tischen Türkei erschließt der Bahnstrang immer nur ein sehr 
schmales Gebiet auf beiden Seiten der Strecke, oder vielmehr 
immer nur einen kleinen Kreis mit kleinem Radius um eine 
Eisenbahnstation. Der Bauer und Handwerker kann in 
solchen wegelosen Gebieten seine Produkte nur auf wenige 
Meilen Entfernung zur Bahn befördern, zumal der Bauer, dessen 
Produkte schwere Frachtgüter sind. Der Bauer, der weiter 
als fünf oder allerhöchstens zehn deutsche Meilen von der 
Bahnstation sitzt, genießt nicht mehr die Wohltaten des neuen 
Verkehrsmittels; er bleibt außerhalb der Zone, die die Bahn 
erschließt. Wir dürfen nicht vergessen, daß die Bagdadbahn 
vom türkischen Standpunkt |aus betrachtet, vor allem eine s t r a - 
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•tegische Bahn sein sollte, und daß ihre wirtschaftlichen 
Vorteile nur erst in zweiter oder dritter Linie kamen. Erst 
ein ausgedehntes System von Stichbahnen, vor allem aber von 
fahrbaren Wegen würde eine stärkere Anregung der wirt¬ 
schaftlichen Produktion bedeuten. 

Überhaupt kommen Verkehrsmittel als Anreger der Pro¬ 
duktion immer nur in sekundärer Hinsicht in Betracht. Die 
primäre Voraussetzung sind die Menschen. Daß die ana- 
tolischen Türken, deren viele gute Eigenschaften außer Frage 
Stehen, wirtschaftlich entwicklungsfähig sind, ist sehr wahr¬ 
scheinlich; aber man muß mit vielen Jahrzehnten rechnen. 
Mit den Kurden und den nomadischen Arabern wird es noch 
viel länger dauern. Die asiatische Türkei ist äußerst spärlich 
bevölkert. Die türkische Rückwanderung aus Mazedonien und 
Thrazien mag diesem Menschenmangel bis zu einem gewissen 
Grade abhelfen, aber Hoffnungen auf eine schnelle Entwick¬ 
lung zu einigermaßen modernen Wirtschaftsverhältnissen 
würden den größten Enttäuschungen unterworfen sein. Ge¬ 
wisse Gebiete an der See, wie bei Adana und Alexandrette, 
versprechen eine schnellere Entwicklung, desgleichen alte Han¬ 
delszentren wie etwa Damaskus, Aleppo und Bagdad, aber 
das Innere des Landes wird aller Wahrscheinlichkeit nach in 
50 Jahren noch ziemlich ebenso aussehen wie heute. Der 
deutsche Kaufmann in Bagdad und Damaskus, in Adana und 
Alexandrette wird von aller und jeder Verbesserung der wirt¬ 
schaftlichen Verhältnisse in Anatolien profitieren, und unser 
Umsatz wird in den nächsten 10 Jahren wahrscheinlich wieder 
um ein oder um ein paar Zehntel Prozente unseres Gesamt¬ 
handels steigen. Aber der deutsche Kaufmann macht seinen 
Weg auch, ohne daß wir uns politisch in der asiatischen Türkei 
■engagierten; er würde sich nicht einmal verdrängen lassen, wenn 
ganz Kleinasien russisch würde. 

Niemand wird verlangen, daß wir uns wirtschaftlich im 
Orient desinteressieren sollten. Im Gegenteil wird jede natür¬ 
liche Ausdehnung unserer Handelsinteressen im Nahen Osten 
nur zu begrüßen sein. Gleichwohl haben wir den Mäßstab, in¬ 
wieweit Deutschland sich darüber hinaus im Orient interessieren 
darf, in den politischen und strategischen Bedingungen unserer 
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allgemeinen Lage zu erblicken. Und diese verbieten, daß wir 
mit großem nationalen Kraftaufwand ein System von Interessen 
im Orient schaffen, zu dessen Schutz wir unter Umständen 
gezwungen sein könnten, uns politisch-militä,ris,ch zu enga¬ 
gieren. 


VI. 


Die deutschen Interessen in Zentralafrika. 

Für unsere weltpolitischen Interessen, die natürlich in erster 
Linie wirtschaftlicher Natur sind, gewährt das weite Gebiet 
Zentralafrikas, das an unsere west- und ostafrikalnischen Ko¬ 
lonien angrenzt und das sie heute trennt, die besten, und 
man muß 'hinzufügen, ,die einzigen Aussichten. Dieses große 
Gebiet, auf das wir unseres Erachtens, unsere weltpolitischen 
Interessen einstellen müssen, gehört den Portugiesen und Bel¬ 
giern. Gegen die Aussicht, ja gegen die Möglichkeit einer 
«deutschen- Expansion in Zentralafrika wird häufig der Ein¬ 
wand erhoben, daß die Welt ja auch dort schon vergeben sei, 
und daß wir weder den Portugiesen Angola, noch den Belgiern 
die Kongokolonie nehmen könnten. Indeß kein verständiger 
Mensch denkt daran, daß wir Belgien oder Portugal ihrer 
kolonialen Besitzungen berauben wollten. Es ist aber eine 
unleugbare Tatsache, daß weder Portugal noch Belgien die 
notwendigen Mittel und Hilfsquellen besitzen, um ihre afri¬ 
kanischen Besitzungen in gesunder Weise wirtschaftlich ent¬ 
wickeln zu können. Sie müßten daher im besten Fall ent¬ 
weder jene weiten Gebiete zum größten Teil brach liegen 
lassen, oder aber die Mitwirkung größerer und leistungsfähigerer 
Nationen zu ihrer Entwicklung in Anspruch nehmen. Un¬ 
glücklicherweise liegen aber die Dinge so, daß sowohl die 
portugiesischen Kolonien als der ehemalige Kongostaat der 
Schauplatz einer kolonialen Mißwirtschaft gewesen sind und 
zum Teil anscheinend noch heute Sind, die einen wahren Schand¬ 
fleck in der Zivilisation des Jahrhunderts bedeuten. In den 
portugiesischen Kolonien hat noch bis vor kurzem ein Zu¬ 
stand kaum verhüllter Sklavenwirtschaft bestanden, die durch 
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deren übliche Begleiterscheinungen in Afrika, Sklavenhandel 
und Sklavenjagd, qualifiziert war; und nach der Überzeugung 
berufener Afrikakenner ist jener Zustand noch heute keines¬ 
wegs beseitigt, wenn auch die allerschlimmsten Mißbräuche 
abgestellt zu sein scheinen. Auch der größte Optimist wird 
von der portugiesischen Kolonialverwaltung keine wirkliche 
Regeneration erwarten können. Und die Zustände in den 
portugiesischen Kolonien können uns umsoweniger gleichgültig 
sein, als unsere eigenen Kolonien, die sich in den letzten Jahren 
so erfreulich gehoben hatten, und deren weiteren Aufschwung 
wir mit voller Zuversicht erwarten dürfen, an den portugie¬ 
sischen Besitz grenzen. Jeder Afrikaner weiß, wie gefährlich 
es für Ruhe und Frieden in der eigenen Kolonie ist, wenn 
in der unmittelbaren iNachbarschaft massenhafter Zündstoff auf- 
gehäuft liegt. Es ist auch nicht ausgeschlossen, daß die Zu¬ 
stände in den portugiesischen Kolonien zu Verwicklungen mit 
anderen europäischen Mächten führen könnten, deren Handels- 
interessen unter der Mißwirtschaft leiden, oder deren öffent¬ 
liche Meinung sich gegen das portugiesische Sklavereisystem 
auflehnte. Träte ein solcher Fall ein, so wären die Folgen 
ganz und gar nicht abzusehen. 

Da Portugal dergestalt auf die Mitwirkung fremder Na¬ 
tionen angewiesen ist, wenn es aus seinen Kolonien etwas 
machen will, so entsteht die Frage, welcher Nation diese Mit¬ 
wirkung in erster Linie zufallen soll. Unseres Erachtens hat 
Deutschland die gerechtesten Ansprüche und die größten Aus¬ 
sichten darauf. Außer uns käme nur England ernstlich in 
Frage; denn die Amerikaner haben in dem romanischen Amerika 
und in Ostasien näher liegende Aufgaben, die sie zur Genüge 
in Anspruch nehmen; und die Franzosen können sich schon 
in ihren eigenen Kolonien der wirtschaftlichen Konkurrenz der 
anderen Nationen nur dadurch erwehren, daß sie den fran¬ 
zösischen Handel und die französischen Unternehmungen durch 
ein umfassendes System von Vorzugsmaßregeln schützen, die 
sowohl der deutschen wie der englischen Kolonialpolitik völlig 
fremd sind. 

Aber wenn wir uns — natürlich mit der Zustimmung der 
portugiesischen Regierung — einen beträchtlichen Teil unserer 
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wirtschaftlichen Energie aufwendeten, um, die portugiesischen 
Kolonien in Idie Höhe zu bringen, so muß die Voraussetzung 
sein, daß Wiese Arbeit unserer Nation nicht verloren ginge, wie 
die deutsche Kulturarbeit in den Vereinigten Staaten oder in 
Südamerika der Nation verloren geht. Falls Portugal späterhin 
seinen Vorteil darin sehen sollte, sich seiner Kolonien zu ent- 
ä'ußern, so 'müßten wir,die nächste Anwartschaft auf ihren Er¬ 
werb haben. Dazu bedarf es noch mehr einer Vereinbarung mit 
den europäischen Mächten, als mit Portugal selbst. Nun haben 
wir allen Grund anzunehmen, daß England sich solchen 
deutschen Ansprüchen nicht in den Weg stellen wird. Es 
wurde bereits mehrfach daran erinnert, daß Sir Edward Grey 
in seiner Parlamentsrede vom 27. November 1911 erklärt hat, 
daß England sich in Zentralafrika im wesentlichen des¬ 
interessiere; (und angesichts, der Wichtigkeit dieser Erklärung 
dürfte es zweckmäßig sein, die wichtigsten Sätze in ihrem Wort¬ 
laut zu wiederholen. Sir Edward Grey sagte: 

„Nach meiner Ansicht — wenn ich auch in dieser Frage 
nur für mich selber sprechen möchte — ist es eine weise 
Politik für England, daß wir uns so wenig wie möglich weiter 
ausdehnen, namentlich durch künftige Erwerbungen in Afrika. 
Natürlich gibt es gewisse Gebiete in Afrika, die in absoluter 
Grenznachbarschaft mit britischen Besitzungen liegen, nament¬ 
lich mit denen der südafrikanischen Union, und die wir nicht 
in andere Hände kommen lassen könnten, wenn territoriale 
Veränderungen stattfinden sollten. Und wenn es zu großen 
territorialen Veränderungen käme, so würde es in der Nach¬ 
barschaft britischen Gebiets andere Fragen wie Grenzregu¬ 
lierungen geben. Aber das ist keine Expansionspolitik, und 
wenn es große territoriale Veränderungen in Afrika geben 
sollte, die natürlich in Freundschaft und durch Verhandlungen 
mit anderen Mächten Zustandekommen müßten, dann sind wir 
keine ehrgeizige und konkurrierende Partei; und deshalb sind 
wir, wenn Deutschland mit anderen Ländern freundschaftliche 
Vereinbarungen inbezug auf Afrika treffen will, nicht bestrebt, 
ihm und den anderen Ländern in den Weg zu treten. Ich halte 
das für eine weise Politik für England, und wenn es für uns 
eine weise Politik ist, sich nicht in große Expansionspläne 
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einzulassen, so würde es nach meiner Meinung diplomatisch 
wie moralisch falsch sein, anderen gegenüber eine mißgünstige 
Politik zu verfolgen.“ 

Was Frankreich betrifft, so hat es zwar nicht förmlich 
auf sein Vorkaufsrecht auf den belgischen Kongo verzichtet, 
aber es hat sich vertraglich verpflichtet, keinen einseitigen Ge¬ 
brauch von diesem Recht zu machen, sondern die Entscheidung 
einer Konferenz der Signatarmächte des Berliner Vertrags von 
1885 zu überweisen. Da nun England unseren Wünschen 
günstig ist, die übrigen Mächte aber keine unmittelbaren Inter¬ 
essen an der ganzen Frage haben, so dürfte das Ergebnis,, 
wenn einmal der ‘Augenblick für diese Entscheidung gekommen 
wäre, nicht zweifelhaft sein; 

Daraus folgt, daß es von dem Gesichtspunkt der aus¬ 
wärtigen Politik ungleich vorteilhafter, weil gefahrloser ist, wenn 
wir uns in Zentralafrika engagieren, anstatt in der asiatischen 
Türkei. Die Gefahr eines Konflikts mit Rußland fällt ganz 
fort. Wir können unsere guten Beziehungen zu Rußland un¬ 
gestört weiter unterhalten; und auf sie, auf den Dreibund, 
und —' last not least — auf unsere vermehrte eigene Wehr¬ 
kraft gestützt, dürfen wir uns getrost in ein derartiges groß¬ 
zügiges wirtschaftliches Unternehmen über See einlassen, das 
im Grunde doch nur eine Fortsetzung unserer bisherigen afri¬ 
kanischen Kolonialpolitik darstellte. Auuf Englands Zustimmung 
dürfen wir rechnen. Was Frankreich betrifft, so dürfte es in 
seinem eigenen Interesse liegen, daß wir ein Ventil für den 
Überschuß unserer nationalen Energie in der Kolonialpolitik 
fänden. In gewissem Sinne vertauschten wir damit nur die 
Rollen. In den 80er Jahren hat Bismarck die französische 
Kolonialpolitik begünstigt, um Frankreich von der europäischen 
Politik abzulenken. Das Ergebnis war nun allerdings die 
Gründung jenes großen französischen Kolonialreichs, für das 
wir ;uns heute ein Gegengewicht schaffen müssen. Die Fran¬ 
zosen haben keinen Grund, uns eine weitreichende und erfolg¬ 
reiche koloniale Tätigkeit zu mißgönnen, denn sie selbst be¬ 
sitzen bereits mehr Kolonien, als sie wohl jemals nutzbar machen 
können; und zugleich sollte es ihrem Nationalstolz schmeicheln, 
v/enn sie sich sagen dürfen, daß sie jetzt in ähnlicher Absicht 
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unsere Kolonialpolitik begünstigten, wie einst Bismarck die 
ihrige begünstigt hat. 

Nach den politischen müssen wir die strategischen 
Bedingungen betrachten, die für ein kolonialpolitisches Unter¬ 
nehmen in Zentralafrika in Betracht kämien. Wir haben be¬ 
tont, daß ein unmittelbarer Erwerb zentralafrikanischer Ge¬ 
biete voraussichtlich in der näheren Zukunft für uns nicht in 
Betracht kommt. Da aber Portugal ganz und gar nicht in 
der Lage wäre, seine Besitzungen gegen den Angriff einer 
Großmacht zu verteidigen, so könnte der Fall eintreten, daß 
wir selbst an die Verteidigung der wirtschaftlichen Interessen, 
die wir dort geschaffen hätten, denken müßten, zumal da in 
fernerer Zukunft die Möglichkeit einer förmlichen Erwerbung 
eintreten könnte. Es ist ein eigener Zufall, daß in dieser Hin¬ 
sicht eine Analogie zwischen einem wirtschaftlichen Eindringen 
unsrerseits in Vorderasien und Zentralafrika besteht. In dem 
einen Fall hätten wir mit der Möglichkeit des Zerfalls der 
türkischen Herrschaft zu rechnen, und in dem anderen Fall 
.mit der Verteidigungsunfähigkeit Portugals; so daß wir in 
dem' einen wie in dem anderen Fall die selbständige Ver¬ 
teidigung unserer Interessen in Betracht zu ziehen hätten, ohne 
völkerrechtlich die Herren des Landes zu sein. 

Aber wie vom politischen, so wäre auch vom strategischen 
Gesichtspunkt unsere Lage in Zentralafrika unvergleichlich 
günstiger als in Vorderasien. In der asiatischen Türkei hätten 
wir mit den nahen Landgrenzen Rußlands zu rechnen, während 
wir selbst von unserer Basis weit entfernt lägen, und während 
Unsere rückwärtigen Verbindungen außerordentlich! gefährdet 
wären. Dagegen befindet Sich in Zentralafrika keine einzige 
starke Militärmacht und überhaupt keine Landmacht, die 
uns bedrohlich werden könnte. In den benachbarten 
fremden Kolonien werden nur verhältnismäßig kleine 
Schutztruppen gehalten, die bei der ungeheuren Flächen¬ 
ausdehnung niemals etwas entscheidendes ausrichten könnten. 
Die Miliz der südafrikanischen Union ist zwar eine vortreff¬ 
liche Waffe für die Verteidigung des eigenen Landes, aber in 
weit geringerem'Maße für den Angriff oder für die Eroberung 
geeignet. Wir wären vor den Angriffen europäischer Mächte 
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zu Lande völlig sicher. Was ferner Angriffe zur See betrifft, 
so könnte die allerstärkste feindliche Flotte eine afrikanische 
Kolonie ebenso wenig erobern wie eine afrikanische Schutz¬ 
truppe. Andererseits sind die seestrategischen Bedingungen in 
dem offenen Ozean für uns unendlich viel günstiger als im 
Mittelmeer. Die Kanonen der englischen Schiffe, die sich in 
der Nordsee und im Kanal befinden, haben wir immerdar zu 
passieren, wenn wir aus unseren heimischen Gewässern heraus¬ 
wollen. Das ist eine geographisch-politische Grundtatsache 
unseres nationalen Daseins, die unabänderlich ist. Aber so¬ 
bald wir durch die Nordsee und den Kanal hindurch sind, 
Jhaben wir den offenen Ozean vor uns und befinden uns nicht 
wie im Mittelmeer, an zahlreichen Punkten starken maritimen 
Kraftzentren möglicher Gegner gegenüber. Ohnehin ist das 
Meer immer nur ein Weg, und nicht das Ziel des Weges. 
Der offene Ozean führt überall hin; das Mittelmeer führt schließ¬ 
lich doch nur in eine Sackgasse. Niemand wird die Bedeutung 
des Suezkanals für die Zeiten des Friedens, unterschätzen 
wollen; aber die Engländer waren sich schon vor 25 Jahren 
darüber im Klaren, daß der gesamte Handelsverkehr und des¬ 
gleichen die regelmäßigen Truppentransporte nach Indien die 
Suezroute aufgeben und zu dem alten Weg ums Kap zurück¬ 
kehren müßten, wenn in dem Mittelmeergebiet ein Seekrieg 
ausbräche. Im Jahr 1887 erschien ein anonymes Buch „The 
Present State of Europe“, das Sir Charles Dilke zum Verfasser 
hatte, der eine Zeit lang englischer Unterstaatssekretär des 
Auswärtigen gewesen war, und der die auswärtige Politik zu 
seinem Spezialstudium gemacht hatte. In diesem Buch heißt es: 

„Der wirkliche Wert unserer Stellung in Egypten wird leicht 
übertrieben, wenn sie auch anerkanntermaßen im Fall eines 
Aufstandes in Indien oder eines Krieges mit China von Be¬ 
deutung ist. In einem großen Kriege, in dem Frankreich gegen 
uns wäre, oder ,in dem Italien einer Koalition feindlicher Mächte 
angehörte, würde der Suezkanal nutzlos sein. Es ist tatsäch¬ 
lich unmöglich, Frankreich und Korsika einerseits und 
Algier und Tunis anderseits zu passieren und das Mittel¬ 
meer ausreichend zu beherrschen, um: Truppen, Kriegs¬ 
material und Güter sicher hindurch zu geleiten, und 
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außerdem die Herrschaft in dem Kanal zu behaupten und alle 
Meere der Welt zu patrouillieren. Kurz gesagt, wir können 
gegen Italien im Verein mit anderen Mächten oder gegen Frank¬ 
reich allein keine Truppen durch das Mittelmeer befördern, 
gleichviel ob Rußland im Besitz von Konstantinopel wäre oder 
nicht, und ob es sich mit uns im Kriege befände oder nicht. Man 
kann zuversichtlich sagen, daß Frankreich in einem Kriege, 
in dem es gegen uns stände, mit seinen Besitzungen in Ost¬ 
asien überhaupt keine Verbindung aufrecht erhalten könnte, 
und daß wir pnsere Verbindungen mit unseren Besitzungen 
nur durch die Route ums Kap aufrecht erhalten könnten, und 
daß d.er Suezkanal, was die kriegführenden Parteien anbetrifft, 
im Prinzip geschlossen sein würde.“ 

Sir Charles Dilke geht in seinem Buch! von politischen 
Voraussetzungen aus, die heute nicht mehr bestehen; aber die 
strategischen Bedingungen, die er schildert, bestehen mutatis 
mutandis für jeden künftigen Krieg im Mittelmeergebiet; und 
die. Schwierigkeiten, denen sich England in einem solchen Fall 
gegenüber sehen würde, würden für uns selbst in wesentlich 
gesteigertem Maße vorhanden sein. 

Friedrich Ratzel sagt in seiner prächtigen Schrift; .„Das 
Meer als die Quelle der Völkergröße“: „Aus dem endlosen 
Horizont des Ozeans wächst ein großer Zug von Kühnheit, 
Ausdauer und Fernblick in den Geist und Charakter der See¬ 
völker hinein. Seevölker haben am wesentlichsten mit bei¬ 
getragen zur Vergrößerung der politischen Maßstäbe. Die 
enge territoriale Politik ist ihrem Wesen nach kurzsichtig; das 
Meer erweitert den Blick nicht blos des Kaufmanns, sondern 
auch des Staatsmannes. Nur das, Meer kann wahre Welt¬ 
mächte erziehen.“ 

Als wir in richtigem politischen Instinkt der politischen 
Intuition unseres Kaisers folgten und von ihm lernten, daß die 
Zukunft Deutschlands auf dem Wasser liegt; als wir begannen, 
die deutschen Seeinteressen zu studieren und ihre wachsende 
Größe und ihre steigende Wirkung auf die Gestaltung unserer 
gesamten Volkswirtschaft zu würdigen: haben wir da an ein 
engbegrenztes Gewässer wie das Mittelmeer gedacht, wo wir 
uns viel weniger frei bewegen könnten als in der heimischen 
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Ostsee und Nordsee, oder dachten wir an den großen, freien 
Ozean? 

Von welcher Seite man auch die Aussichten eines deutschen 
Unternehmens in Vorderasien betrachten mag, immer wieder 
erkennt man, daß|alle natürlichen Grundlagen und Bedingungen 
unserer geographisch-politischen Stellung dagegen sprechen, und 
daß alle politischen und strategischen Erwägungen uns davor 
warnen müssen. Dagegen haben wir in Zentralafrika alle Gunst 
der natürlichen Umstände auf unserer Seite. 

Unsre wirtschaftliche Betätigung in Zentralafrika 
hat Sich außerhalb unserer eigenen Kolonien bisher auf Schiff¬ 
efahrt und Handel beschränkt. Was die portugiesischen 
Kolonien betrifft, so haben wir uns an ihrer sonstigen Aus¬ 
nützung noch kautn in nennenswerter Weise beteiligt, während 
englisches und französisches Kapital dort sehr ausgedehnte Land¬ 
konzessionen besitzt. Wie einer der besten deutschen Kenner 
der portugiesischen Kolonien, Konsul Singelmann, betont, 
■würden die Portugiesen selbst eine stärkere Beteiligung des 
deutschen Kapitals nur gern sehen. Der Generaldirektor im 
Kolonialministerium Freire d’Andrade erklärte es ausdrücklich 
für wünschenswert, wenn in den portugiesischen Kolonien 
nicht das Kapital einer einzigen fremden Nation, sondern 
das Kapital mehrerer fremder Nationen arbeitete. Zwischen 
Deutsch-Südwestafrika und Angola bestehen gewisse besondere 
■fnteressen. Während der Norden unserer Kolonie hafenlos, ist, 
hat Südangola die ausgezeichneten Häfen von Mossamedes, 
Porto Alexandre und die Tigerbai, und der Norden unserer 
Kolonie würde von diesen \Häfen aus am- besten entwickelt 
werden können. Außerdem hängt seine wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung zum guten Teil von dem Arbeiterbezuge aus dem 
portugiesischen Ovambolande ab. Der wertvollste Teil von 
Angola ist offenbar das Hochland östlich von dem Shella- 
Küstengebirge. Die Ansiedlung von Buren, die in die süd¬ 
lichen Bezirke des Hochlandes von Angola getrekkt sind, be¬ 
weist, daß eine europäische Besiedlung in ähnlicher Art wie in 
Deutschsüdwest möglich ist. 

Ueber die ,Besiedlungsmöglichkeiten in den tropischen 
Hochländern Ostafrikas besitzen wir die vorzüglichen Reise- 
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berichte des früheren Unterstaatssekretärs von Lindequist 
und die Denkschrift Dr. Schnees über das Kilimandscharo-: 
und Merugebiet. Die wirtschaftlichen Bedingungen variieren 
in den verschiedenen Bezirken sehr stark, und bilden somit 
den größten Gegensatz zu der Gleichmäßigkeit der wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse, der dem weiten Gebiet der nordamerika- 
jnischen Prärie eigen ist. Eben diese Verschiedenheit des Ko¬ 
lonisationsgebiets bedingt eine Verschiedenheit des Koloni¬ 
sationssystems. Die amerikanische und kanadische Prärie ist 
das ideale Land für Baueransiedlungen, für Siedlungs- 
kolonien im eigentlichen Sinn. Dagegen ist Ostafrika ein Land 
für gemischte Kolonien. Einige Bezirke eignen sich vor¬ 
zugsweise für Ackerbau, öder eine gemischte Acker- und Vieh¬ 
wirtschaft, hier und da auch für reine Viehzucht; andere Be¬ 
zirke eignen Sich für reinen Plantagenbau oder für Plantagen¬ 
bau in Verbindung mit Ackerbau und Viehzucht, während andere 
wiederum nur einer handelswirtschaftlichen Erschließung offen 
stehen. Einer der wesentlichsten Charakterzüge ist, daß wäh¬ 
rend in der amerikanischen Prärie die gesamte wirtschaftliche 
Arbeit von Weißen verrichtet werden kann, und verrichtet wird, 
in Zentralafrika der größte Teil aller körperlichen Arbeit von 
Schwarzen getan werden muß, sodaß die Negerbevölkerung zu 
den wichtigsten wirtschaftlichen Hilfsquellen des Landes zu 
rechnen ist. 

Ueber die Besiedlungsmöglichkeiten in Mozambique 
fehlt es noch an eingehenden Forschungen. In Portugiesisch- 
Ostafrika sind es vor allem die Eisenbahnfragen, an denen nai- 
mentlich der Süden unserer ostafrikanischen Kolonie lebhaft 
interessiert ist. Zugleich ist gerade in Mozambique die Schwäche 
der portugiesischen Herrschaft besonders deutlich zutage ge¬ 
treten. Eine Reihe von Zwischenfällen haben gezeigt, daß — 
was uns als Grenznachbarn durchaus, nicht gleichgültig sein 
kann — die Negerbevölkerung durchaus nicht den notwendigen 
Respekt vor ihren portugiesischen Herren besitzt. 

Wir haben bereits betont, daß niemand in Deutschland 
daran denkt, den Portugieesn ihre Kolonien wegzunehmen. 
Unser Interesse geht lediglich darauf hin, daß wir uns in 
diesen Ländergebieten wirtschaftlich betätigen können. ,Wir 
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können nicht einmal ein Ideal darin erblicken, souveräne Herr¬ 
schaftsrechte &n den portugiesischen Kolonien zu erwerben. 

Es muß ohnehin fraglich erscheinen, ob Portugal der¬ 
zeitig zu einer Veräußerung seiner Kolonien bereit wäre, und; 
ob wir nicht einen zu hohen Preis dafür bezahlen müßten; 
denn unser Kapitalreichtum hat seine Grenzen, und wir müssere 
uns ohnehin auf sehr bedeutende Meliorationsausgaben gefaßt 
machen. Vom völkerrechtlichen Standpunkt mag die Schaffung 
■großer deutscher wirtschaftlicher Interessen in fremden Ko¬ 
lonien als eine Anomalie erscheinen, aber diese Anomalie hat 
sich in der modernen Kolonialpolitik bereits eingebürgert. Man 
denke an die langjährige Okkupation Bosniens durch Öster¬ 
reich', unter Wahrung der Süzeränen Rechte der Türkei. Mau 
denke an die heutige Stellung Englands in Egypten, an die 
französischen Protektorate über Tunis und Marokko, sowie an 
die russische und (die englische Einflußsphäre in Persien. Italien 
beging einen entschiedenen politischen Fehler, als es, sich darauf 
versteifte, die volle Souveränität über Tripolis zu erwejrben, 
anstatt dem Sultan die Suzeränität zu lassen. Der Fehler 
lag nicht nur darin, daß Italien durch seine Unnachgibigkeit 
den Krieg Monate hindurch unnötig verlängerte, und dadurch 
die Kosten seines Feldzugs sehr bedeutend erhöhte. Der 
größere Fehler war vielmehr der, daß Italien die poli¬ 
tische Verantwortung der Souveränität auf sich nahm, 
ehe es eine ausreichend starke wirtschaftliche Basis in dem 
Lande erworben hatte, die die notwendige Voraussetzung für 
die politische Beherrschung abgeben muß. Die Erfahrungen 
der modernen Kolonialpolitik lehren, daß man das Hauptge¬ 
wicht darauf legen muß, sich zunächst auf diplomatischem 
,Wege wirtschaftliche Interessensphären zu sichern und diese 
sodann wirtschaftlich zu durchdringen. Das übrige findet sich 
dann von selbst. Unsere heutige Lage im Verhältnis zu den 
portugiesischen Kolonien in Afrika ist wesentlich verschieden 
von der Lage, in der sich Bismarck befand, als er das Protektorat 
über unsere ersten Schutzgebiete errichtete. Denn dort befanden 
sich keine Staaten oder Regierungen von ausreichender Festig¬ 
keit, die eine Politik allmählicher Infiltration gestattet hätten, 
und die Hauptaufgabe des Augenblicks war, unsere Ansprüche 
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auf diese Gebiete gegen England zu sichern. In Zentralafrika 
dagegen bestehen immerhin europäische Verwaltungsorga¬ 
nisationen; und wir dürfen andrerseits sicher sein, daß Eng¬ 
land uns nicht hindern wird, wenn wir dort unsere wirtschaft¬ 
lichen Interessen entwickeln. Wir haben gar kein Interesse an 
einer politischen oder gar militärischen Okkupation der portu¬ 
giesischen Kolonien, oder an der Übernahme administrativer 
Aufgaben und Pflichten. Unser Interesse liegt vielmehr ledig¬ 
lich in ungehinderter wirtschaftlicher Betätigung, und darin, 
daß wir eine Gewißheit haben, daß die Früchte dieser Be¬ 
tätigung der Nation nicht verloren gehen. Man mag unsere 
künftige jStellung etwa als eine wirtschaftliche Einfluß- oder 
Interessensphäre bezeichnen; aber auf den Namen kommt tat¬ 
sächlich wenig an, wenn die portugiesische Regierung nur zu¬ 
läßt, daß wir sie bei der Entwicklung ihrer Kolonien unter¬ 
stützen, und daß uns unsere Mitwirkung nicht etwa durch 
engherzige und kurzsichtige Verwaltungsmaßregeln erschwert 
wird. 

Es ist keine Frage, daß die Entwicklung so großer Gebiete 
die Aufwendung sehr bedeutender Mittel erheischt, und daß 
Bahnbauten und Kapitaleinfuhr die allerersten Vor¬ 
aussetzungen für eine zukunftsreiche Entwicklung bilden. Es 
verhält sich damit nicht anders, als wenn man einen bedeutenden 
Grundstückkomplex in der Nähe einer großen Stadt entwickeln 
will: ohne Kapitalaufwendung ist er nicht nutzbar zu machen. 
Wir haben zu unserem großen Schaden diese Wahrheit in un¬ 
seren eigenen Kolonien viel zu spät erkannt. Wir haben auch 
bis ganz vor kurzem versäumt, in den N a c h b a r g e b i e t e n 
unserer Kolonien deutsche Wirtschaftsinteressen zu schaffen, 
und wir haben dabei anderen Nationen, zumal den Engländern, 
einen großen Vorsprung gelassen. Von jetzt ab muß es, gelten, 
diesen Fehler wieder gut zu machen. Wir müssen beginnen, 
uns wirtschaftlich in Zentralafrika zu interessieren, und zwar 
mit einer Konzentration unserer Kräfte, die wir bisher nur zu 
sehr haben vermissen lassen. 

Eins der elementarsten Erfordernisse ist die Entwick¬ 
lung der Verkehrsmittel. Jeder Kilometer, den die 
Bahnen weiter in das Innere hineingebaut werden, vergrößert 
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den wirtschaftlichen Aktionsradius. Heute verkommen im Innern 
•gewaltige Mengen ausfuhrfähiger Produkte, da es an Mitteln 
fehlt, sie an die Küste zu schaffen. In dem größten Teile Zentral¬ 
afrikas dienen Menschen als Beförderungsmittel. Aber die Ent¬ 
fernungen, die die Trägerkarawanen zurücklegen können, hal¬ 
ten sich natürlich in beschränkten Grenzen, und außerdem 
wird der Wirtschaft das Arbeitermaterial entzogen. Man hat be¬ 
rechnet, daß der Bau der Bahn von Daressalam, nach Tabora 
allein auf diesem Wege 40 bis 60 000 Träger ersparte, die da¬ 
durch für den Plantagenbau frei werden. Auf dem Berliner 
Kolonialkongreß von 1902 legte der Bremer Kaufherr Karl 
Vietor dar, daß in Ostafrika, Togo und Kamerun zusammen 
■jährlich 51/2 Millionen Kilogramm Lasten von ungefähr IV 2 
Millionen Menschen auf den Köpfen getragen werden. Es ist 
nicht zu verwundern, daß bei dieser Verschwendung mensch¬ 
licher Arbeitskraft der Mangel an ländlichen Arbeitern ein großes 
wirtschaftliches Hindernis bildet. Zentralafrika kann eben so 
wenig ohne Eisenbahnen erschlossen werden, wie Nordamerika. 
Die Macht des Raumes läßt sich nur durch Eisenbahnen über¬ 
winden. Die Eisenbahn ermöglicht die handelswirtschaftliche 
Erschließung des Innern; sie erniöglicht die Ansiedlung von 
Europäern; sie ermöglicht die Befreiung der Eingeborenen von 
dem Lasttierdienst und ihre Verwendung in wirtschaftlich wert¬ 
vollerer und menschlich würdigerer Arbeit; sie ermöglicht 
ferner, daß die arbeitsamen Stämme der Hochländer in das 
Küstentiefland zum Plantagenbau befördert werden können. 
Endlich darf die politische Herrschaft nur über solche 
Bezirke als sicher gelten, die durch die Eisenbahn mit der Küste 
verbunden sind. 

Es ist nicht' unsere Aufgabe, hier die Grundsätze zu erörtern, 
die für eine Verkehrs- ;und Eisenbahnpolitik in Zentralafrika 
zu gelten haben. Nur auf einen fundamentalen Grundsatz 
soll hier hingewiesen werden, daß nämlich notw'endig das 
ganze Zentralafrika verkehrspo 1 itisch als ein 
einzigesundeinheitlich es Gebietbehandeltwer¬ 
den muß, und daß alle Verkehrsprojekte von diesem Ge¬ 
sichtspunkt ausgehen müssen. Wenn wir in Afrika eine ver¬ 
kehrspolitische Kirchturmspolitik treiben wollten, so würden 
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wir damit nur die wirtschaftliche Entwicklung aufhalten, und 
schließlich würden sich die Kosten dadurch nur vermehren. 
Wenn wir aber eine großzügige zentralafrikanische Verkehrs¬ 
politik einleiten wollen, so müssen wir aucH die belgische 
Kongokolonie in das zu begründende Verkehrssystem ein¬ 
beziehen, und wir müssen daher die Zustimmung Belgiens, da¬ 
zu zu erlangen suchen. 

Belgien ist anscheinend auf dem besten Wege, das 
Verwaltungs- und Wirtschaftssystem seiner Kolonie in gute 
Bahnen zu leiten, und durch die Durchführung der Handels¬ 
freiheit erweist es seine Bereitwillikeit, seine internationalen 
Verbindlichkeiten zu erfüllen. Die traurige' Geschichte des ehe¬ 
maligen Kongostaates ist bekannt. 

Nach den Veröffentlichungen der englischen Kongo-Re- 
form-Association hat das Leopoldinische Raubsystem dazu ge¬ 
führt, daß in der heutigen Kongokolonie der natürliche Reich¬ 
tum des Landes an wildwachsenden Kautsdhükpflanzen nahezu 
vernichtet, und daß die Negerbevölkerung von etwa 20 auf 
S Millionen reduziert worden ist. Ein britischer Staatsmann, 
Lord Cromer, vergleicht dieses fürchterliche Ergebnis einer 
25jährigen Mißwirtschaft mit der Schreckensherrschaft des 
Mahdi im Sudan, unter der die Bevölkerung des Sudans von 
8,5 auf 1,8 Millionen zurückging. 

Allein von Belgien dürfen wir jetzt erwarten, daß es 
alles versuchen wird, durch seine neue Reformpolitik die Feh¬ 
ler und Sünden der Vergangenheit gutzumachen. Doch scheint 
•es zweifelhaft, ob die belgische Nation in der Lage und Willens 
sein wird, die recht beträchtlichen Geldmittel aufzuwenden, die 
notwendig wären, um den Kongo in eine blühende Kolonie 
zu verwandeln. Die belgischen Kolonialbehörden haben bis 
vor kurzem immer wieder betont, daß der Besitz der Kolonie 
der Nation keine finanziellen Opfer auferlegen würde; und 
umso schwerer dürfte jede belgische Regierung es. finden, die 
notwendigen großen Mittel von der Volksvertretung bewilligt 
zu bekommen. Eine weitere Schwierigkeit liegt darin, daß 
Belgien schon jetzt Mühe hat, sein gegenwärtiges Beamten¬ 
personal zu rekrutieren, und namentlich ein geeigneteres Men¬ 
schenmaterial dafür zu finden, als seit der Leopoldinischen 


93 


so groß, daß eine Bahnlinie, die es von Westen nach Osten 
durchquerte, unter allen Umständen als eine Bereicherung 
des Verkehrswesens zu gelten hat. 

Während wir im Osten von den Seen aus den Anschluß an 
das Verkehrssystem im Kongo erst gewinnen müssen, haben wir 
im Westen durch die Erwerbung von Neukam'erun den ver¬ 
kehrspolitischen Anschluß an den Kongostrom bereits erreicht. 
In seiner interessanten Schrift über Neukamerun weist Emil 
Zimmermann darauf hin, wie eng sich die zentralafrikani¬ 
schen Verkehrsinteressen Belgiens und Deutschlands mit ein¬ 
ander verflechten müssen; und er betont mit Recht, daß es 
Belgien nur lieb sein könne, wenn deutscher Unternehmungs¬ 
geist in die Kongoschiffahrt eingriffe. Auf Grund seiner Studien 
an Ort und Stelle jcommt Zimm ermann zu dem Schluß: 
„Es klingt heute vermessen, zu sagen, daß Zentralafrika in 
zehn bis zwölf Jahren einen Handel von einer Milliarde Mark 
haben wird; wenn erst die nächsten vier bis fünf Jahre fried¬ 
licher Entwicklung für dieses Gebiet vorüber sind, wird diese 
„Prophezeiung“ auf keine Zweifel mehr stoßen.“ 

* * 

* 

Ein Überblick über die Gebiete, die der deutschen Ko¬ 
lonisation in der weiten Welt überhaupt offenstehen, muß zu 
dem Schluß führen, daß die einzigen Aussichten, die wir noch 
haben, in Zentralafrika liegen. Es ist daher zu verwundern, 
daß deutsche Publizisten, die entschieden für eine aktive 
deutsche Expansionspolitik eintreten, eher die Zweifel und Be¬ 
denken betonen, die sich gegen ein Engagement in Zentral¬ 
afrika erheben lassen. Der eine Hauptgrund, der von ihnen 
angeführt wird, beruht im wesentlichen auf einer Verkennung 
der politischen Konstellation, und namentlich der Politik Eng¬ 
lands, Man warnt vor den englischen „Danaergeschenken“, 
Es müsse schon Verdacht erregen, wenn die Engländer „uns 
ein Geschäft antrügen.“ Aber handelt es sich tatsächlich um 
englische Anerbietungen oder „Geschenke“ ? Es bedürfte offen¬ 
bar einer sehr genauen Kenntnis der diplomatischen Vorgänge, 
um sagen zu können, ob die Initiative in diesem Fall von eng¬ 
lischer oder von deutscher Seite ausgegangen ist. Einer der 
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Schriftsteller, die glauben, uns vor Zentralafrika warnen zu müs» 
sen, Arthur Dix, erhebt in seiner Schrift „Deutscher Imperia¬ 
lismus“ folgenden Einwand: „was England in Mittelafrika zu 
vergeben habe, gehört ihm nicht. Eben deshalb freilich kann 
man nach allen, mit der britischen Politik gemachten Er¬ 
fahrungen annehmen, daß das Angebot ernst gemeint ist!“ Und 
eben aus diesem Grunde ist Dix für die Ablehnung. 

Welches sind denn in Wahrheit die Erfahrungen, die man 
mit der britischen Politik gemacht hat, wenn sie einer anderen 
Macht anbot, was ihr nicht „gehörte“? Auf dem Berliner, 
Kongreß bot England den Österreichern die Okkupation von 
Bosnien und der Herzegowina an, und Österreich okkupierte 
die beiden Provinzen. Zwanzig Jahre später setzte sich eine 
andere englische Regierung, unter einer völlig an¬ 
deren Konstellation der Mächte, gegen die An¬ 
nexion der okkupierten Provinzen durch Österreich ein. Den 
Grund gab hauptsächlich die eingestandenermaßen etwas ab¬ 
rupte Form der österreichischen Annexion. Das mag eine 
unweise Politik der englischen Regierung gewesen sein, (wie 
sie es nach unserer Auffassung war), aber sie ändert nichts 
an der Tatsache, daß England zwei Jahrzehnte hindurch gegen 
die Fortdauer der Okkupation nie den geringsten Einwand 
erhöben hat. 

Auch Tunis „gehörte“ England nicht. Aber als Lord Salis¬ 
bury auf dem Berliner Kongreß den Franzosen riet, Tunis zu 
nehmen, folgte Frankreich dem Rat, und England hat, wenn es 
auch seine dortigen vertragsmäßigen Rechte eifrig und ent¬ 
nehmen, folgte Frankreich dem Rat, und England hat, wenn es 
tektorats niemals widersetzt. 

Auch Marokko „gehörte“ England nicht. England ließ 
nach dem Abkommen vom 8. April 1904 den Franzosen freie 
Hand in Marokko, und verpflichtete sich, Frankreich diplo¬ 
matisch zu unterstützen. Es ist aber doch wahrscheinlich nicht 
an uns Deutschen, England vorzuwerfen, daß es seine Ver¬ 
pflichtungen gegenüber Frankreich in Marokko nicht erfüllt 
hätte! 

So verhält es sich in Wahrheit mit „allen mit der bri¬ 
tischen Politik gemachten Erfahrungen.“ Suchen wir nach 
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anderen Bei$pielen. „Gehörte'^ Tripolis den Franzosen, als 
diese sich verpflichteten, den Italienern dort keine Schwierig¬ 
keiten zu bereiten? „Qehörte^^ Tunis uns Deutschen, als Bis¬ 
marck auf dem Berliner Kongreß, im Einverständnis mit Eng¬ 
land, den Franzosen zur Okkupation riet? 

Erwarten wir etwa von England, daß es uns einen Teil 
seiner eigenen Besitzungen schenken würde? Unser bis¬ 
heriger Vorwurf gegen England war, daß es sich unseren ko¬ 
lonialen Bestrebungen hemmend in den Weg gestellt hätte. 
Und jetzt, wo England bereit ist, uns in Zentralafrika freie 
Hand zu lassen, und uns keine Schwierigkeiten zu bereiten, 
warnt man vor englischen „Danaergeschenken“! Es gibt nur 
zweierlei: Entweder wir wollen eine Expansions¬ 
politik, und dann haben wir allen Grund zur Zu¬ 
friedenheit, daß die bisherige Obstruktion Eng¬ 
lands wegfällt; oder wir wollen keine Expansions¬ 
politik, und dann haben wir auch keinen Anlaß 
zu klagen, daß England uns d ar an ve r hi n de r t e^ 

Wir dürfen nicht vergessen, daß eine deutsche Expansions¬ 
politik überhaupt nur möglich ist, wenn wir uns mit England 
in der einen oder der anderen Vt^eise auseinandersetzen. So 
lange England die Meere beherrscht, müssen wir uns, zu jeder 
Expansion unserseits die Zustimmung Englands entweder er¬ 
kämpfen, oder freundschaftlich erwerben. Wenn wir uns wirk¬ 
lich vor englischen Danaergeschenken fürchten müssen, so dürfen 
wir überhaupt an keine Expansion denken, und dann wäre auch 
die Erwerbung unserer jetzigen Kolonien ein Fehler gewesen. 

Der zweite Hauptgrund, der gegen ein Engagement in 
Zentralafrika ins Feld geführt wird, ist der, daß wir uns da¬ 
durch politisch und finanziell zu sehr schwächen würden. Es 
ist wohl gesagt worden, daß wir uns an einer solchen weit- 
tragenden Kolonialpolitik finanziell und politisch .,,verbluten 
würden. Wenn Wir uns davor fürchtetenj so müßten wir im 
Prinzip und für alle Zukunft auf jede koloniale Expansion ver¬ 
zichten. Wenn wir aber sehen, wie Frankreich, trotz seiner 
schweren Niederlagen von 1870, sich ein großes Kolonialreich 
■ geschaffen hat, so werden wir uns wohl dasselbe Zutrauen 
dürfen. Natürlich kommt alles darauf an, wo wir das Gebiet 
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für unsere kolonisatorische Betätigung wählen. Wir dürfen 
niemals vergessen, daß wir in erster Linie eine Land- und Kon¬ 
tinentalmacht sind, und daß wir niemals in dem Maße wie 
England eine Seemacht und eine überseeische Macht werden 
können. Eben aus dem Grunde ist eine geographische Zu¬ 
sammenfassung unserer Kolonialgebiete, wie es in Zentralafrika 
der Fall sein würde, für uns das Gebotene, während ein Reich, 
das über alle Weltteile und alle Meere zerstreut ist, wie das 
britische, nur von einer Macht beherrscht werden kann, die in 
erster Linie Seemacht ist. 

Haben wir aber wirklich zu befürchten, daß wir uns durch 
unser kolonialpolitisches Engagement in Zentralafrika finanziell 
und politisch in bedenklicher Weise schwächen würden? Nach 
der Schätzung eines englischen Afrikakenners, des Missionars 
John Harris, würde Belgien, wenn es seine Kongokolonie nach 
Soliden Grundsätzen wirtschaftlich erschließen und entwickeln 
wollte, etwa J20 Jahre lang eine jährliche Ausgabe von unge¬ 
fähr 20 Millionen Mark in Aussicht nehmen müssen. Nehmen 
wir :an,daß wir eine jährliche Ausgabe von 50 Millionen Mark 
für die Entwicklung unserer wirtschaftlichen Interessen in Zen- 
tralafrika aufwenden müßten. Was würde das für unsere Volks¬ 
wirtschaft bedeuten? Nach vorsichtigen Schätzungen beträgt 
der Wert neuer deutschen Kapitalsanlagen pro Jahr mindestens 
4 Milliarden Mark. Das gibt einen Maßstab für die Vermehrung 
des deutschen Nationalvermögens. Welche Rolle spielte dem 
gegenüber eine jährliche Ausgabe von 50 Millionen für die 
Entwicklung unserer kolonialen Besitzungen? Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß ein sehr beträchtlicher Teil jener Aus¬ 
gaben auf produktive Anlagen, wie auf Eisenbahnbauten, ver¬ 
wendet werden würde. Das finanzwirtschaftliche Problem hat 
somit für uns keine Schrecken. Wenn wir über 600 Millionen 
Mark in die Bagdadbahn hineinstecken konnten, so sind wir 
zweifellos auch in der Lage, eine gleich hohe Summe für die 
Entwicklung von Gebieten ausgeben zu können, die sich in 
ganz anderer Weise für uns rentieren würden^ als die Länder, 
die die Bagdadbahn erschließt. 

Worin sollte endlich die politische Schwächung be- , 
stehen, die wir von einem Engagement in Zentralafrika zu 
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fürchten hätten ? Der Gedanke an ein Engagement poli¬ 
tischer Natur muß uns auf absehbare Zeit fernliegen. Wenn 
es später dahin käme, daß unsere wirtschaftliche Stellung in 
Zentralafrika so weit entwickelt wäre, daß wir eventuell an 
ihre militärische Verteidigung zu denken hätten, so wird uns 
ein Blick auf Frankreich überzeugen,, daß wir auch dazu imstande 
sein werden. Frankreich hat eine spezifische Kolonialarmee 
geschaffen, und bei seiner stationären Bevölkerung bedeutet 
die Abwesenheit von etwa 100000 Mann in Nordafrika (10 000 
Mann in Tunis, '50 000 Mann in Algier und 40 000 Mann in 
Marokko) tatsächlich eine Schwächung seiner Stellung in 
Europa. In unserem Fall würde dagegen Zentralafrika, wenn 
es hoch käme, eine Kolonialarmee von 30 000 Mann erfordern. 
Das würde wohl das äußerste sein, was erforderlich wäre, 
und das ist eine Ziffer, die uns weder finanziell, noch mili¬ 
tärisch in bedenklicher Weise belasten würde. Wir haben 
in der Tat weder in politischer noch finanzieller Hinsicht an 
unserer Leistungsfähigkeit zu zweifeln. Im Gegenteil, die na¬ 
tionalen Kräfte für eine kolonialpolitische Expansion sind reich¬ 
lich vorhanden. Uns tut ein Ventil not, um unsere überschüssige 
Volkskraft freizulassen, und unser nationales Interesse erheischt 
es, daß sie in Kanäle gelenkt wird, wo sie fortfährt, für die 
Nation zu arbeiten. 
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